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Preußiſche Geſetzzammlung 


(Nr. 13294.) Geſetz über die Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten (Preußiſches Beſoldungsgeſetz). 
Vom 17. Dezember 1927. a 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Nr. 45 


J. Planmäßige Beamte. 
1. Allgemeine Vorſchriſten. 


sl: 
(1) Die planmäßig angeftellten unmittelbaren Staatsbeamten erhalten ein Grundgehalt und einen 
Wohnungsgeldzuſchuß. Daneben erhalten ſie, ſoweit es in dieſem Geſetze beſtimmt oder zugelaſſen iſt, 
Kinderbeihilfen, Zulagen, Aufwandentſchädigungen, Sondervergütungen und Nebenbezüge. 


(2) Als Dienſteinkommen im Sinne dieſes Geſetzes gelten die geſamten auf Grund dieſes Geſetzes 
gewährten Dienſtbezüge mit Ausnahme der Kinderbeihilfen und ſolcher Bezüge, die zur Beſtreitung eines 
dienſtlichen Aufwandes gewährt werden. d 
(8) Beamte, die gleichzeitig mehrere in der Beſoldungsordnung vorgeſehene Stellen hauptamtlich 
bekleiden, erhalten das Dienſteinkommen derjenigen Stelle, für die das höhere Grundgehalt vorgeſehen iſt. 


2. Grundgehalt. 


9 2. 

() Das Grundgehalt wird den planmäßigen Beamten nach der beigefügten Beſoldungsordnung 
(Anlage J) gewährt. Es ſteigt, ſoweit es nicht ein feſtes Gehalt iſt, nach Dienſtaltersſtufen von zwei zu 
zwei Jahren bis zur Erreichung des Endgrundgehalts. Die Dienſtalterszulagen werden vom Erſten des 
Kalendermonats an gezahlt, in den der Eintritt in die neue Dienſtaltersſtufe fällt. 


(2) Auf das Aufrücken im Grundgehalte haben die planmäßigen Beamten einen Rechtsanſpruch. 
Der Anſpruch ruht, ſolange ein förmliches Diſziplinarverfahren oder wegen eines Verbrechens oder eines 
Vergehens ein Hauptverfahren oder eine Vorunterſuchung ſchwebt. Führt ein ſtrafgerichtliches Verfahren 
zur Verurteilung wegen eines Verbrechens oder Vergehens und wird binnen eines Monats nach Abſchluß 
des ſtrafgerichtlichen Verfahrens wegen der nämlichen Tatſachen ein förmliches Diſziplinarverfahren 
eingeleitet, ſo ruht der Anſpruch auch während der Zwiſchenzeit. Führt das Verfahren zum Verluſte 
des Amtes, ſo erliſcht der Anſpruch auch für die Jeit des Ruhens. 


(3) Profeſſoren bei den wiſſenſchaftlichen Hochſchulen, die mit ihrem Einverſtändnis oder kraft 
Geſetzes von ihren amtlichen Verpflichtungen entbunden ſind oder bei denen nach Entſcheidung des zuftän- 
digen Miniſters die Vorausſetzungen vorliegen, unter denen nichtrichterliche Beamte in den Ruheſtand 
verſetzt werden können, haben keinen Anſpruch auf weiteres Aufrücken im Grundgehalt. 


8 8. 


(1) Das Beſoldungsdienſtalter der planmäßigen Beamten mit aufſteigenden Gehältern beginnt 
mit dem Erſten des Monats, in dem der Beamte erſtmalig planmäßig angeſtellt wird, ſoweit in dieſem 
Geſetz oder in den Ausführungsbeſtimmungen dazu nichts Abweichendes beſtimmt oder zugelaſſen iſt. 
Von dieſem Zeitpunkt an ſind die Zeitabſchnitte für das Verbleiben im Anfangsgrundgehalt und für 
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das Auffteigen in die höheren Grundgehaltsſtufen zu rechnen. Als Zeitpunkt der planmäßigen Anſtellung 
gilt der Tag, von dem an dem Beamten eine planmäßige Stelle dauernd — ſei es unwiderruflich, ſei es 
widerruflich oder auf Kündigung — mit dem damit verbundenen Dienſteinkommen verliehen worden iſt. 
Durch den Staatshaushalt neugeſchaffene Stellen können, auch wenn die Beſetzung ſpäter ausgeſprochen 
wird, bereits mit Wirkung vom Beginne des Rechnungsjahrs an verliehen werden, ſofern der Beamte 
die Geſchäfte der neugeſchaffenen oder einer anderen gleichartigen Stelle bereits von dieſem Zeitpunkt 
an verſehen hat. Das Beſoldungsdienſtalter der Polizeivollzugsbeamten wird vom Miniſter des Innern 
im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter geregelt die Beſtimmungen hierüber find dem Landtag vor⸗ 
zulegen. N 
(2) Bei der Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters iſt von der Zeit zwiſchen dem Beginne des 

Anwärterdienſtalters und der erſten planmäßigen Anſtellung, falls dieſe in derſelben Dienſtlaufbahn 
erfolgt, der Teil auf das Beſoldungsdienſtalter anzurechnen, der fünf Jahre, bei Verſorgungsanwärtern 
vier Jahre überſteigt. ae 

- (3) Den Verſorgungsanwärtern wird bei der erſten planmäßigen Anſtellung, wenn ſie im Heere, 
in der Marine, in der Schutzpolizei oder beim Reichs waſſerſchutz 

a) acht Jahre oder weniger gedient haben, die tatſächlich abgeleiſtete Dienſtzeit bis zu einem 
J. hre, 

b) über acht Jahre gedient haben, außerdem die nachfolgende Dienſtzeit im Heere, in der Marine, 
in der Schutzpolizei oder beim Reichswaſſerſchutz und die nachfolgende Zivildienſtzeit mit 
höchſtens weiteren fünf Jahren auf das Beſoldungsdienſtalter angerechnet. 

Außerdem wird nach Abſ. 2 die vier Jahre überſteigende Anwärterdienſtzeit angerechnet, ſoweit nicht ſchon 
eine Anrechnung nach b erfolgt iſt. i i 

(4) Treten Verſorgungsanwärter in eine andere Dienſtlaufbahn über, ſo wird ihr Beſoldungs⸗ 
dienſtalter in der neuen Beſoldungsgruppe nach Abſ. 3 feſtgeſetzt, wenn nicht die Anwendung der Abſ. 5 
und 6 günſtiger wirkt. Die vor dem vollendeten 17. Lebensjahre liegende Heeres- oder Marinedienſtzeit 
bleibt außer Betracht, ſoweit es ſich nicht um eine tatſächlich geleiſtete Kriegsdienſtzeit handelt. 


(5) Der Beamte erhält beim Übertritt aus einer Beſoldungsgruppe in eine andere mit gleichem 
oder höherem Endgrundgehalt in der neuen Beſoldungsgruppe ſtets den gegenüber ſeinem bisherigen 
Grundgehaltsſatze nächſthöheren Satz, ſoweit in dieſem Geſetz oder in den Ausführungsbeſtimmungen 
dazu nichts Abweichendes beſtimmt oder zugelaſſen iſt. Dieſen nächſthöheren Grundgehaltsſatz bezieht 
er zwei Jahre lang. Wäre er jedoch in der früheren Beſoldungsgruppe bereits vor Ablauf dieſer Zeit 
in die nächſthöhere Dienſtaltersſtufe aufgeſtiegen und damit zu einem Grundgehaltsſatze gelangt, der über 
den ihm in der neuen Beſoldungsgruppe gewährten hinausgeht oder ihm gleichkommt, ſo ſteigt er auch 
in der neuen Beſoldungsgruppe zu derſelben Zeit in die folgende Dienſtaltersſtufe. Hierbei ſind die ruhe⸗ 
gehaltsfähigen und unwiderruflichen Stellenzulagen, die der Beamte in der bisherigen Beſoldungsgruppe 
bezogen hat oder in der neuen Beſoldungsgruppe beziehen wird, dem Grundgehaltsſatze hinzuzurechnen. 
Bei Verleihung einer Stellenzulage ohne Wechſel der Beſoldungsgruppe wird das Beſoldungsdienſtalter 
nicht geändert. Beim Übertritt aus einer Stelle der Beſoldungsgruppe A 2b ohne die ruhegehaltsfähige 
und unwiderrufliche Stellenzulage von 1 200 Reichsmark in eine Stelle der Beſoldungsgruppe A 1 wird 
das Beſoldungsdienſtalter fo feſtgeſetzt, wie wenn dem Beamten zunächſt dieſe Stellenzulage verliehen 
worden wäre. Beim Übertritt aus einer Stelle der Beſoldungsgruppe A 4b ohne die ruhegehaltsfähige 
und unwiderrufliche Stellenzulage von 700 Reichsmark in eine Stelle der Beſoldungsgruppe A 30 oder 
einer höheren Beſoldungsgruppe wird das Beſoldungsdienſtalter ſo feſtgeſetzt, wie wenn dem Beamten 
zunächſt dieſe Stellenzulage verliehen worden wäre. Beim Übertritt aus der Beſoldungsgruppe A 3b in 
die Beſoldungsgruppe A 2e wird das Beſoldungsdienſtalter nicht geändert. Tritt ein Beamter in eine 
Beſoldungsgruppe mit niedrigerem Endgrundgehalt über, ſo wird das neue Beſoldungsdienſtalter von 
dem zuſtändigen Miniſter in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter feſtgeſetzt. 

Die Beſtimmungen in den Sätzen 1 bis 4 und im letzten Satze des vorſtehenden Abſatzes gelten ſinn⸗ 
gemäß beim Übertritt aus einer Untergruppe in eine andere Untergruppe. BT 

(6) Beim Übertritt aus der Beſoldungsgruppe A 7b in die Beſoldungsgruppe A 6 wird das Beſol⸗ 
dungs dienſtalter um höchſtens 4 Jahre gekürzt. Beim Übertritt aus der Beſoldungsgruppe A 8 in die 
Beſoldungsgruppe A 6 wird das Beſoldungsdienſtalter nicht gekürzt. ae 


ED 


(7) Iſt ein Beamter aus einer planmäßigen Stelle im Staatsdienſte freiwillig ausgeſchieden oder 
iſt ſein früheres Beamtenverhältnis durch Dienſtentlaſſung gelöſt worden, fo wird im Falle feiner Wieder⸗ 
anſtellung bei der Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters und des Dienſteinkommens der neuen Stelle 
auf das frühere Beſoldungsdienſtalter und das frühere Dienſteinkommen in der Regel keine Rückſicht ge- 
nommen. Beamte, die ihre Stelle freiwillig aufgeben, ſind hierauf ausdrücklich hinzuweiſen. Beamten, 
die wegen mangelnder Dienſtfähigkeit in den Ruheſtand verſetzt worden ſind, muß im Falle ihrer ſpäteren 
Wiederanſtellung die frühere Dienſtzeit auf das Beſoldungsdienſtalter angerechnet werden. 

(8) Wieweit ſonſt in einzelnen Fällen die Dienſtzeit in einem anderen Zweige des Staatsdienſtes, 
die Zeit im Dienſte des Reichs, der Länder, im Gemeinde-, Kirchen- oder Schuldienſt, die Tätigkeit eines 
Offiziers oder Deckoffiziers oder die Zeit praktiſcher Beſchäftigung außerhalb des Staatsbeamtenverhält⸗ 
niſſes zur Vermeidung von Härten auf das Beſoldungsdienſtalter angerechnet werden kann, wird durch 
die zuſtändigen Miniſter in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter geregelt. 

(9) Bei der Anſtellung im Amte eines Richters oder Staatsanwalts ſteht die Dienſtzeit, die im Juſtiz— 
dienſte bei einem für preußiſche Gebietsteile und für Gebiete anderer Länder gebildeten gemeinſchaftlichen 
Gericht oder bei der Staatsanwaltſchaft eines ſolchen zurückgelegt iſt, einer in der entſprechenden Stellung 
bei einer preußiſchen Juſtizbehörde zurückgelegten Dienſtzeit gleich. 

(10) Das Beſoldungsdienſtalter der auf Grund des Beamtenſcheins angeftellten ſchwerkriegsbeſchä— 
digten Beamten iſt angemeſſen zu verbeſſern. Eine entſprechende Verbeſſerung kann auch anderen ſchwer⸗ 
kriegsbeſchädigten Beamten gewährt werden. Das Nähere regeln die Ausführungsbeſtimmungen. 


84. 
(1) Der Beamte iſt von der Feſtſetzung feines Beſoldungsdienſtalters ſchriftlich zu benachrichtigen. 
(2) Die Entſcheidung der Verwaltungsbehörden über die Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters 
iſt für die Beurteilung der vor den Gerichten geltend gemachten vermögensrechtlichen Anſprüche maß⸗ 
gebend. 
g =D 
Die Verſetzung in ein Amt, das mit einem niedrigeren Endgrundgehalt ausgeftattet ift als das 
bisher bekleidete Amt, gilt gleichwohl als Verſetzung in ein Amt von nicht geringerem planmäßigen Dienſt⸗ 
einkommen im Sinne des $ 53 des Geſetzes, betreffend die Dienſtvergehen der Richter, vom 7. Mai 1851 
(Geſetzſamml. S. 218) und des § 87 Nr. 1 des Geſetzes, betreffend die Dienſtvergehen der nichtrichterlichen 
Beamten, vom 21. Juli 1852 (Geſetzſamml. S. 465), wenn das Endgrundgehalt der bisherigen Beſoldungs⸗ 
gruppe zuzüglich der dem Beamten verliehenen ruhegehaltsfähigen und unwiderruflichen Stellenzulage 
nicht höher iſt als das Endgrundgehalt der neuen Beſoldungsgruppe zuzüglich der dem Beamten in der 
neuen Beſoldungsgruppe verliehenen ruhegehaltsfähigen und unwiderruflichen Stellenzulage. Das gleiche 
gilt, wenn ein Richter oder ſonſtiger Beamter aus einer Stelle, die mit einer widerruflichen Zulage aus⸗ 
geſtattet war, in eine ſolche verſetzt wird, in der dieſe nicht gewährt wird. 


3. Wohnungsgeldzuſchuß. 
5 9 6. 

(1) Die planmäßigen Beamten erhalten, wenn ſie ihren dienſtlichen Wohnſitz im Deutſchen Reiche haben, 
einen Wohnungsgeldzuſchuß nach der als Anlage 2 beigefügten Aufſtellung. >. 

(2) Der Finanzminiſter kann den Hundertſatz des auszuzahlenden Wohnungsgeldzuſchuſſes er⸗ 
höhen. f 

(3) Verheiratete Beamtinnen erhalten den Wohnungsgeldzuſchuß zur Hälfte. Sie erhalten keinen 
Wohnungsgeldzuſchuß, wenn der Ehemann als Beamter oder Angeſtellter des Reichs, eines Landes, 
einer Gemeinde oder einer ſonſtigen Körperſchaft des öffentlichen Rechtes einen Wohnungsgeldzuſchuß 
bezieht. 

() Den unverheirateten Beamten der Bereitſchaftspolizei wird ein Wohnungsgeldzuſchuß nicht 

gewährt, ſoweit in den Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetze nichts Abweichendes beſtimmt oder 
zugelaſſen iſt. 
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(5) Beamte, die im Staatsdienſte nur ein Nebenamt bekleiden, erhalten keinen Wohnungsgeldzuſchuß. 

(6) Beamten, die gleichzeitig auch eine Stelle im Dienſte des Reichs, eines der Länder oder einer 
Körperſchaft des öffentlichen Rechtes bekleiden, wird von dem Wohnungsgeldzuſchuſſe nur der Teilbetrag 
gewährt, der dem Anteil des aus der Staatskaſſe gezahlten Grundgehalts an dem Geſamtgrundgehalt 
entſpricht. Die Höhe des Wohnungsgeldzuſchuſſes richtet ſich nach dem höchſten Grundgehalte. 


8 7. 

(1) Ledige Beamte erhalten an Stelle des Wohnungsgeldzuſchuſſes, der ſich nach § 6 ergeben würde, 
den der nächſtniedrigeren Tarifklaſſe. An Stelle des Wohnungsgeldzuſchuſſes VII treten hierbei die um 
40 vom Hundert gekürzten Sätze. Verwitwete und geſchiedene Beamte gelten nicht als ledige Beamte. 

(2) Die Kürzung des Wohnungsgeldzuſchuſſes findet nicht ſtatt bei Geiſtlichen ſowie bei den Beam⸗ 
tinnen, deren Grundgehaltsſätze nach der Beſoldungsordnung gekürzt werden. 


88. 

(1) Die Einreihung der Orte oder von Ortsteilen in die verſchiedenen Ortsklaſſen beſtimmt ſich nach 
dem Ortsklaſſenverzeichniſſe, wie es nach reichsgeſetzlicher Regelung für die Gewährung von Wohnungs⸗ 
geldzuſchüſſen an die Reichsbeamten maßgebend iſt. 

(2) Der Finanzminiſter beſtimmt, welcher Ortsklaſſe ein außerhalb Deutſchlands gelegener, in dieſem 
Ortsklaſſenverzeichniſſe nicht enthaltener Ort, an dem preußiſche Beamte ihren dienſtlichen Wohnſitz haben, 
zuzuweiſen iſt. 

9 

(1) Der Wohnungsgeldzuſchuß wird nach der Ortsklaſſe des dienſtlichen Wohnſitzes gewährt. 

(2) Bei Verſetzungen ſowie bei Dienſtleiſtungen, die eine Verlegung des dienſtlichen Wohnſitzes zur 
Folge haben, wird der Wohnungsgeldzuſchuß vom Erſten des auf die Anderung des dienſtlichen Wohn⸗ 
ſitzes folgenden Monats nach dem Satze des Wohnungsgeldzuſchuſſes für den Verſetzungsort gezahlt. 
Findet die Anderung des dienſtlichen Wohnſitzes am erſten Werktag eines Monats ſtatt, ſo tritt der Wechſel 
im Satze des Wohnungsgeldzuſchuſſes ſchon mit dieſem Monat ein. 

(3) Die bei Verſetzung an den Ort einer niedrigeren Ortsklaſſe eintretende Verminderung des Woh⸗ 
nungsgeldzuſchuſſes wird als eine Verkürzung des Dienſteinkommens im Sinne des 8 53 des Geſetzes, 
betreffend die Dienſtvergehen der Richter, vom 7. Mai 1851 (Geſetzſaamml. S. 218) und des 8 87 Nr. 1 des 
Geſetzes, betreffend die Dienſtvergehen der nichtrichterlichen Beamten, vom 21. Juli 1852 (Geſetzſamml. 
S. 465) nicht angeſehen. a 

8 10, \ 

Wird eine Dienſtwohnung zugewieſen, fo ift fie dem Beamten mit einem Betrage, den die zuſtändige 
Behörde unter Mitwirkung der örtlichen Beamtenvertretung und unter Berückſichtigung des örtlichen 
Mietwerts feſtſetzt, auf ſeine Dienſtbezüge bis zur Höhe des Wohnungsgeldzuſchuſſes anzurechnen. 


4. Kinderbeihilfen. 
§ 11[. 5 

(1) Die Beamten erhalten für jedes eheliche Kind bis zum vollendeten 21. Lebensjahr eine Kinder- 
beihilfe. 

(2) Die Kinderbeihilfe beträgt monatlich für die erſten beiden Kinder je 20 Reichsmark, für das dritte 
und vierte Kind je 25 Reichsmark, für das fünfte und jedes weitere Kind je 30 Reichsmark. Die Höhe des 
jeweils zu zahlenden Satzes bemißt ſich nach der Zahl der kinderbeihilfefähigen Kinder. 

(3) Den ehelichen Kindern ſtehen gleich: 

a) für ehelich erklärte Kinder 

b) an Kindes Statt angenommene Kinder > 

o) Stiefkinder, die in den Hausſtand des Beamten aufgenommen ſind ; 

d) uneheliche Kinder. Ein Beamter erhält als Erzeuger eines unehelichen Kindes die Kinder⸗ 
beihilfe nur, wenn ſeine Vaterſchaft feftgeftellt iſt und wenn er das Kind in ſeinen Hausſtand 
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aufgenommen hat oder auf andere Weiſe nachweislich für ſeinen vollen Unterhalt aufkommt. 
Eine Beamtin erhält die Kinderbeihilfe nur, wenn der volle Unterhalt von ihr als Mutter 
gewährt werden muß. 


(4) Für Kinder vom vollendeten 16. bis zum vollendeten 21. Lebensjahre wird die Kinderbeihilfe 
nur gewährt, wenn ſie 
a) ſich in der Schulausbildung oder in der Ausbildung für einen künftig gegen Entgelt auszu- 
übenden Lebensberuf befinden und 
b) nicht ein eigenes Einkommen von mindeſtens monatlich 40 Reichsmark haben. 
(5) Die Kinderbeihilfe wird für jedes Kind nur einmal gewährt. 


(6) Die Kinderbeihilfe fällt fort mit dem Ablaufe des Monats, der auf den Monat folgt, in dem 
das für den Wegfall der Beihilfe maßgebende Ereignis ſich zugetragen hat. Eine einmal fortgefallene 
Kinderbeihilfe lebt nicht wieder auf, wenn die Vorbedingungen für ihre Gewährung nur vorübergehend 
wieder eintreten. 

(7) Für Kinder, die wegen körperlicher oder geiſtiger Gebrechen dauernd erwerbsunfähig ſind 
und die nicht ein eigenes Einkommen von mindeſtens monatlich 40 Reichsmark haben, wird die Kinder- 
beihilfe ohne Rückſicht auf das Lebensalter weitergewährt. 


(8) Verheiratete Beamtinnen erhalten Kinderbeihilfen für gemeinſame Kinder nur, wenn der 
Ehemann bei Berückſichtigung ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen außerſtande iſt, ohne Gefährdung des 
ſtandesgemäßen Unterhalts der Familie dieſe zu unterhalten. Entſprechendes gilt für die geſchiedenen 
Beamtinnen. 


(9) Beamte, die im Staatsdienſte nur ein Nebenamt bekleiden, erhalten keine Kinderbeihilfe. 

(10) Beamten, die gleichzeitig auch eine Stelle im Dienſte des Reichs, eines der Länder oder einer 
Körperſchaft des öffentlichen Rechtes bekleiden, wird von der Kinderbeihilfe nur der Teilbetrag gewährt, 
der dem Anteile des aus der Staatskaſſe gezahlten Grundgehalts an dem Geſamtgrundgehalt entſpricht. 


5. Zulagen, Aufwandentſchädigungen, Sondervergütungen und Nebenbezüge. 
§ 12. 


In der Beſoldungsordnung nicht vorgeſehene Zulagen, Aufwandentſchädigungen und Vergütungen, 
insbeſondere Vergütungen für über das feſtgeſetzte oder übliche Arbeitsmaß hinausgehende Dienſtleiſtungen, 
werden dem Beamten aus dem Hauptamte nicht gewährt. Außerordentliche Vergütungen können im 
Einzelfall ausnahmsweiſe im Rahmen der im Staatshaushaltsplane vorgeſehenen Mittel bewilligt 
werden. 


$ 13. 
() Mit einem Amte verbundene beſondere Nebenbezüge, wie Vorleſungs- und Unterrichtsgebühren, 
Gebührenanteile, Gewinnanteile und dergleichen, fließen dem Beamten als Dienſteinkommen nur ſoweit 
zu, als es in der Beſoldungsordnung ausdrücklich zugelaſſen iſt. \ 


(2) Für ein Nebenamt oder Nebengeſchäft kann dem Beamten eine beſondere Vergütung aus der 
Staatskaſſe bewilligt werden, wenn es mit dem Hauptamte nicht in unmittelbarem Zuſammenhange 
ſteht und den Beamten über die dem Hauptamte zu widmende volle Arbeitszeit hinaus weſentlich in 
Anſpruch nimmt. b 5 

(8) Abt ein Beamter im Zuſammenhange mit feiner amtlichen Tätigkeit eine Tätigkeit im Vorſtand, 
Aufſichtsrat, Verwaltungsrat oder einem ſonſtigen Organ einer Geſellſchaft oder eines Unternehmens 
aus, ſo iſt er verpflichtet, alle Bezüge, die ihm aus dieſer Tätigkeit zuſtehen oder gewährt werden, ſeiner 
vorgeſetzten Dienſtbehörde anzuzeigen und an die Staatskaſſe, wenn die Tätigkeit mit der Wahrnehmung 
der Intereſſen einer Gemeinde, eines Gemeindeverbandes oder einer ſonſtigen Körperſchaft zuſammen⸗ 
hängt, an dieſe Körperſchaft abzuliefern. Die vorgeſetzte Dienſtbehörde kann dem Beamten als Erſatz 
für tatſächliche Aufwendungen und ausnahmsweiſe auch als beſondere Vergütung gewiſſe Bezüge belaſſen 
oder bewilligen. Das Staatsminiſterium kann hierüber allgemeine Grundſätze aufſtellen. In den Fällen 
dieſes Abſatzes findet der § 1 des Geſetzes vom 10. Juni 1874 (Geſetzſamml. S. 244) keine Anwendung. 
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(4) Im übrigen bleiben die Allgemeinen Beſtimmungen über die Annahme von Vergütungen 
für Nebenämter und Nebenbeſchäftigungen durch Beamte unberührt. 8 


5 i 9 14. i 
(1) Für ſtaatsſeitig gewährte Nutzung von Wirtſchaftsland, Feuerungs⸗ und Beleuchtungsmitteln, 
Verpflegung, Jagdnutzung und dergleichen hat der Beamte einen angemeſſenen Betrag zu zahlen. Die 
Höhe dieſes Betrags wird von der zuſtändigen Behörde unter Mitwirkung der Beamtenbertretung feſt⸗ 
gelegt. In Zweifelsfällen entſcheidet der Fachminiſter in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter endgültig. 
(2) Den Beamten, die zum Tragen von Dienſtkleidung verpflichtet ſind, wird, ſofern die Dienſt⸗ 
kleidung nicht unentgeltlich geliefert wird, ein angemeſſener Zuſchuß zu ihrer Beſchaffung und Unter⸗ 
haltung nach näherer Beſtimmung durch den Staatshaushaltsplan gewährt; der Zuſchuß iſt in gleichen 
Teilbeträgen wie das Dienſteinkommen zu zahlen. 


II. Nichtplanmäßige Beamte. 


8 15. 

() Die im Staatsdienſt als Stellenanwärter vollbeſchäftigten nichtplanmäßigen unmittelbaren 
Staatsbeamten erhalten eine Grundvergütung nach Anlage 3. Daneben erhalten ſie den Wohnungs⸗ 
geldzuſchuß, den ſie in der erſten Dienſtaltersſtufe der Beſoldungsgruppe beziehen würden, in der ſie beim 
regelmäßigen Verlauf ihrer Dienſtlaufbahn zuerſt planmäßig angeſtellt werden. 

(2) Die wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten mit planmäßiger Vergütung bei wiſſenſchaftlichen Hoch⸗ 
ſchulen (Univerſitäten, Techniſchen, Landwirtſchaftlichen, Tierärztlichen, Forſtlichen Hochſchulen und der 
Bergakademie) und die ihnen gleichgeſtellten Hilfskräfte bei wiſſenſchaftlichen Hochſchulen, Anſtalten und 

Inſtituten erhalten eine Grundvergütung und den Wohnungsgeldzuſchuß nach Anlage 4. 
E= (2) Den unverheirateten Polizeianwärtern wird ein Wohnungsgeldzuſchuß nicht gewährt. 

(0 §1 Abſ. 1 Satz 2 und Abſ. 3, § 2 Abſ. 1, 88 6 bis 14 und 34 gelten ſinngemäß. 5 

(5) Beim Übertritt eines Stellenanwärters aus einer Gruppe in eine andere iſt § 3 Abſ. 5 und 6 
ſinngemäß anzuwenden. 8 

$ 16. 

(1) Das Aufrücken in der Grundvergütung kann einem nichtplanmäßigen Beamten berjagt werden, 
wenn ſein dienſtliches oder außerdienſtliches Verhalten in erheblichem Maße zu beanſtanden iſt. 

(2) Vor der Verfügung iſt dem Beamten Gelegenheit zu geben, ſich über die Gründe der Deabfichtigten 
Maßregel zu äußern. Wird das Aufrücken verſagt, ſo ſind dem Beamten die Gründe hierfür ſchriftlich 
zu eröffnen. 

(3) Gegen die Verfügung ſteht dem Beamten die Beſchwerde an die oberſte Verwaltungsbehörde 
zu, ſofern ſie nicht von dieſer ſelbſt erlaſſen iſt. a i 

(4) Nach Behebung der Anſtände iſt der vorläufig verſagte Grundvergütungsſatz zu gewähren, 
und zwar vom Erſten des Monats an, in dem die Bewvilligungs verfügung ergeht. Nur aus beſonderen 
Gründen iſt die Gewährung von einem früheren Zeitpunkt an zuläſſig. Sie bedarf der Genehmigung der 
oberſten Verwaltungsbehörde. 

(5) Die einſtweilige Verſagung der Aufrückung hat für ſich allein nicht die Wirkung, daß dadurch 
der Zeitpunkt für das Aufſteigen in die nächſthöhere Vergütungsſtufe hinausgeſchoben wird. 


(1) Das Anwärterdienſtalter der nichtplanmäßigen Beamten beginnt mit dem Tage, von dem an 
der Beamte nach erlangter Befähigung für das Amt endgültig in den Staats dienſt übernommen iſt, 


2 Da 


(2) Die Anwärterdienſtzeit ſoll fünf Jahre, bei Verſorgüngsanwärkern vier Jahre nicht überfteigen- 
Iſt ein Zivilanwärter bis zur Vollendung des fünften Anwärterdienſtjahrs, ein Verſorgungsanwärter 
bis zur Vollendung des vierten Anwärterdienſtjahrs noch nicht planmäßig angeftellt, fo erhält der Zivil⸗ 
anwärter vom Beginne des ſechſten, der Verſorgungsanwärter vom Beginne des fünften Anwärterdienſt⸗ 
jahrs an eine Grundvergütung in Höhe des Anfangsgrundgehalts derjenigen Beſoldungsgruppe, in der 
er beim regelmäßigen Verlaufe ſeiner Dienſtlaufbahn zuerſt planmäßig angeſtellt wird. Die Zahl der 
in den Vorbereitungsdienſt einzuberufenden Anwärter (Dienftanfängen) ift alljährlich von dem zuſtändigen 
Miniſter im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter derart feſtzuſetzen, daß der Vorſchrift im Satze 1 nach 
Möglichkeit Rechnung getragen wird. 

(3) Verſorgungsanwärter erhalten ein um ein Jahr verbeſſertes Anwärterdienſtalter. 


$ 18. 

Einem planmäßigen Beamten, der zu den Anwärtern für eine andere Stelle übertritt, kann zur 
Vermeidung von Härten das zuletzt bezogene Dienſteinkommen ſeiner planmäßigen Stelle (Grundgehalt 
und Wohnungsgeldzuſchuß, letzterer nach dem Satze des neuen dienſtlichen Wohnſitzes berechnet) bis zum 
Aufſteigen in der Grundvergütung nach Maßgabe der Anlage 3 oder bis zur planmäßigen Anſtellung in 
der neuen Stelle als Grundvergütung und Wohnungsgeldzuſchuß gewährt werden. 


III. Wartegeld, Ruhegehalt und Hinterbliebenenbezüge. 
$ 19, 

(1) Das Ruhegehalt und das Wartegeld der zum 1. Oktober 1927 oder zu einem früheren Zeitpunkt 
in den dauernden oder einftweiligen Ruheſtand verſetzten unmittelbaren Staatsbeamten und Lehrperſonen, 
ebenſo das Witwen⸗ und Waiſengeld der Hinterbliebenen dieſer und der vor dem 1. Oktober 1927 im Amte 
verſtorbenen Beamten und Lehrperſonen wird mit Wirkung vom 1. Oktober 1927 wie folgt erhöht: 

(2) Dem für die Berechnung des ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens bisher maßgebend geweſenen 
Grundgehalte treten hinzu bei einem Grundgehalte 


bis eiſiſchließlich 1800 Reichs mak 25 vom Hundert, 

von mehr als 1800 » bis einſchließlich 3500 Reichsmark 22 „ ve 
* 2 * 3 500 » * » 6 000 » 19 * » N 
* 9 * 6 000 » * 2 12 000 „ 16 » * 


Der ſich hierbei als neues Grundgehalt ergebende Betrag, der 13 200 Reichsmark nicht überſchreiten darf, 
iſt auf volle Reichsmark aufzurunden. 

(3) Ergibt ein Grenzbetrag (1 800, 3 500, 6 000 Reichsmark) nebſt dem dazu zu gewährenden 
Hundertſatz einen höheren Betrag als das über dem Grenzbetrage liegende Grundgehalt nebſt dem hierzu zu 
gewährenden Hundertſatze, jo iſt dieſer höhere Betrag als das neue Grundgehalt der Berechnung des 
ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens zugrunde zu legen. 

(4) Nach den gleichen Grundſätzen werden mit Wirkung vom 1. Oktober 1927 das Übergangsgeld 
und die Übergangsgebührniffe der zum 1. Oktober 1927 oder zu einem früheren Zeitpunkt ausgeſchiedenen 
unmittelbaren Staatsbeamten erhöht. . f 

(5) Ruhegehaltsfähige Nebenbezüge werden mit Wirkung vom 1. Oktober 1927 nach den am 30. Sep⸗ 
tember 1927 geltenden Sätzen in Anſatz gebracht. ee 


$ 20. 

(1) Bei den infolge der einſchränkenden Beſtimmungen der Ziffer II f 3 der Ausführungsanweiſung 
vom 21. Januar 1921 zum Beamten-⸗Dienſteinkommensgeſetz und zum Beamten-Altruhegehaltsgeſetze 
vom 17. Dezember 1920 (Finanzminiſterialblatt S. 33 flg.) oder entſprechender Vorſchriften in der Ein- 
gangsgruppe verbliebenen Altverſorgungsberechtigten werden die im § 19 angegebenen Hundertſätze um 8 
(auf 33, 30, 27, 24) vom Hundert erhöht. ö 5 

(2) Die gleiche Erhöhung der im § 19 angegebenen Hundertſätze erhalten, ſofern nicht bereits Abſ. 1 
Anwendung findet, diejenigen Altverſorgungsberechtigten, die im Falle der Ausdehnung der in Ziffer 1174 


u 
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der genannten Ausführungsanweiſung oder in entſprechenden Vorſchriften erwähnten Fußnoten auf fie 
in eine höhere Beſoldungsgruppe einzureihen geweſen wären. 

(3) Für eine Erhöhung nach Abſ. 1 oder 2 kommen nur diejenigen dort bezeichneten Altverſorgungs⸗ 
berechtigten in Frage, deren geſetzliches Ruhegehalt für September 1927 zuſammen mit der Frauenbeihilfe 
nicht den Betrag des Ruhegehalts erreicht, das durch § 1 des Beamten-Altruhegehaltsgeſetzes vom 17. De⸗ 
zember 1920 oder $ 1 des Volksſchullehrer⸗Altruhegehaltsgeſetzes vom 17. Dezember 1920 vom 1. April 1920 
ab eine Erhöhung erfahren hat oder hätte erfahren müſſen. f 


$ 21. 
Zu dem nad) den $8 19, 20 erhöhten Grundgehalte wird der Wohnungsgeldzuſchuß (86) nach der 
bisherigen Tarifklaſſe mit dem ungekürzten Satze der Ortsklaſſe B hinzugerechnet. 


§ 22. 
Iſt an Stelle des nach den §8 19 flg. erhöhten Wartegeldes oder Übergangsgeldes ſpäter Ruhegehalt 
feſtzuſetzen, fo wird es ebenfalls nach dieſen Vorſchriften berechnet. 


§ 23. 
Bei der Regelung nach $ 19 findet bei den mit Ruhegehalt nach dem Schutzpolizeibeamtengeſetz aus⸗ 
geſchiedenen Schutzpolizeibeamten die Vorſchrift des § 41 desſelben Geſetzes in der Faſſung der Verordnung 
vom 26. September 1925 (Geſetzſamml. S. 133) Anwendung. 


f 9 24. 
Neben den nach den 88 19 flg. erhöhten Bezügen wird die Frauenbeihilfe nach den bis zum 30. Sep⸗ 
tember 1927 geltenden Vorſchriften gewährt. 
$ 25. 
Die im § 11 vorgeſehene Kinderbeihilfe wird in der gleichen Weiſe unter den dort genannten Vor⸗ 
ausſetzungen den einſtweilen oder dauernd in den Ruheſtand verſetzten Beamten und Lehrperſonen ſowie 
für die Kinder der im Amte oder im Ruheſtande verſtorbenen Beamten und Lehrperſonen gewährt. 


$ 26. 

Bei der Berechnung des früheren Dienſteinkommens im Sinne der Vorſchriften über das Ruhen des 
Wartegeldes, Ruhegehalts, Witwen- und Waiſengeldes, des Übergangsgeldes und der Übergangsgebühr⸗ 
niſſe gilt, wenn es ſich um die in den 88 19 flg. bezeichneten Bezüge handelt, als Grundgehalt das nach 
dieſen Vorſchriften erhöhte Grundgehalt. 

§ 27. 

Wartegeldempfänger, die gemäß § 8a Satz 2 der Verordnung, betreffend die einſtweilige Verſetzung 
der unmittelbaren Staatsbeamten in den Ruheſtand, als nichtplanmäßige Beamte vorübergehend voll 
beſchäftigt werden, erhalten das Grundgehalt, das ſie nach dieſem Geſetz am 1. Oktober 1927 bezogen haben 
würden, wenn ſie ſich zu dieſem Zeitpunkt im aktiven Dienſte befunden hätten. $ 2 gilt ſinngemäß ; die Zeiten 
einer nicht vollen Beſchäftigung bleiben außer Betracht. 


$ 28. 
In Einzelfällen, in denen ſich aus den Vorſchriften des § 19 beſondere Härten ergeben, kann der zu- 
ſtändige Miniſter im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter einen Ausgleich gewähren. 


$ 29. 
Anderungen von Verſorgungsgeſetzen. 
1. Im 8 3a Abſ. 2 Satz 1 der Verordnung, betreffend die einſtweilige Verſetzung der unmittelbaren 
Staatsbeamten in den Ruheſtand, vom 26. Februar 1919 (Geſetzſamml. S. 33) in der Faſſung des 883 
Nr. 1 der Verordnung zur Verminderung der Perſonalausgaben der öffentlichen Verwaltung (Preußiſche 


Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung) vom 8. Februar 1924 (Geſetzſamml. S. 73) und des § 28 Nr. 2b des Ge⸗ 


— 


ſetzes über die Einſtellung des Perſonalabbaues und Anderung der Preußiſchen Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung 
(Perſonalabbau⸗Abwicklungsgeſetzz vom 25. März 1926 (Geſetzſamml. S. 105) iſt an Stelle von „EA 13” 
zu ſetzen „A 1 a“. 

2. Im $ 10 des Geſetzes, betreffend die Penſionierung der unmittelbaren Staatsbeamten ſowie der 
Lehrer und Beamten an den höheren Unterrichtsanſtalten mit Ausſchluß der Univerſitäten, vom 27. März 
1872/27. Mai 1907 (Geſetzſamml. S. 268/S. 95) in der Faſſung des § 21 Nr. 3 des Beamten-Dienft- 
einkommensgeſetzes vom 17. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 135) und des Artikels I $ 1 VII des 
Geſetzes vom 21. November 1922 (Geſetzſamml. S. 431) erhalten die Abſ. 1 und 2 folgende Faſſung: 


(1) Die Penſion wird von dem auf Grund des Beſoldungsgeſetzes zuletzt bezogenen Dienſt⸗ 
einkommen berechnet, ſoweit es aus Grundgehalt oder Grundvergütung, Wohnungsgeld⸗ 
zuſchuß und den in der Beſoldungsordnung vorgeſehenen ruhegehaltsfähigen Zulagen beſteht. 
Der Wohnungsgeldzuſchuß wird mit dem ungekürzten Satze der Ortsklaſſe B angerechnet, und 
zwar auch dann, wenn der Beamte einen Wohnungsgeldzuſchuß nicht oder nur teilweiſe be— 
zogen hat. §7 Abf. 1 des Beſoldungsgeſetzes gilt entſprechend. 


(2) Ruhege haltsfähig find ferner die in der Beſoldungsordnung oder im Staatshaus⸗ 
haltsplan ausdrücklich als ruhegehaltsfähig bezeichneten Sondervergütungen und Neben- 
bezüge ſowie die mit Nebenämtern oder Nebengeſchäften verbundenen Vergütungen, wenn 
eine planmäßige Stelle als Nebenamt bleibend verliehen war. Andere Vergütungen und 
Nebenbezüge, insbeſondere auch die Aufwandentſchädigungen, und die Kinderbeihilfen ſind 
nicht ruhegehaltsfähig. 


3. Im Geſetze, betreffend die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der unmittelbaren Staats⸗ 
beamten, vom 20. Mai 1882/27. Mai 1907 (Geſetzſamml. S. 298/S. 99) in der Faſſung des Artikels V 
des Geſetzes vom 12. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 305) ſind zu erſetzen: N 

a) im 88 Abſ. 2 „A 1“ durch „A 12“ und „II der Einzelgehälter“ durch „B 7 der feſten Ge— 
hälter“; 

b) im § 12a Abſ. 2 die Worte „der Wiederanſtellung eines Penſionärs im Reichs- oder Staats⸗ 
dienſt im Sinne der $$ 27 und 28 jenes Geſetzes“ durch die Worte „der Verwendung eines 
Penſionärs im Reichs-, Staats- oder in einem ſonſtigen öffentlichen Dienſte im Sinne des 
927 Abſ. 2 des Penſionsgeſetzes in der Faſſung des Artikels IV des Geſetzes vom 12. Juli 1923 
(Geſetzſamml. S. 305)“. 


4. Das Geſetz über die Verſorgung der Staatsminiſter vom 13. Juni 1924 (Geſetzſamml. S. 547 
wird wie folgt geändert: . : ER 
a) im § 4 Abſ. 2 und §7 Abſ. 1 und 3 werden die Worte „der Beſoldungsgruppe I der Einzel- 
gehälter“ erſetzt durch die Worte „der Beſoldungsgruppe B der feſten Gehälter“) 
b) im $4 Abſ. 1 werden folgende Sätze angefügt: 8 
Ruht das Recht auf den Bezug des Übergangsgeldes infolge einer erneuten Amtstätigkeit 
als preußiſcher Staatsminiſter, ſo verlängert ſich die Zeit, für die ein Übergangsgeld aus der 
neuen Amtstätigkeit gewährt wird, um die Zeit des Ruhens des früheren Übergangsgeldes. 
Die Höchſtdauer des Ubergangsgeldes darf durch dieſe Verlängerung nicht überfchritten werden. 
Die Höhe des fo verlängerten Übergangsgeldes bemißt ſich nach § 2 Abſ. 4 mit der Maßgabe, 
daß für die Monate der Verlängerung kein höheres Übergangsgeld gezahlt werden darf, als 
geruht hat. 


5. Das Geſetz über eine erhöhte Anrechnung der von den Staatsbeamten und Volksſchullehrperſonen 
während des Krieges zurückgelegten Dienſtzeit vom 23. November 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 89) wird 
wie folgt geändert: 5 

Im $1 iſt der letzte Satz zu ſtreichen und dafür zu ſetzen: 

Jerner wird die Zeit einer Kriegsgefangenſchaft anderthalbfach angerechnet, ſofern 

die im Abſ. 1 der Verordnung der Reichsregierung vom 30. November 1918 (Reichsgeſetzbl. 1919 
S. 183) genannte Vorausſetzung für ihre Anrechnung als Dienſtzeit gegeben iſt. 
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IV. Übergangsvorfchriften. 
$ 30, 
Die Einweiſung der in der Beſoldungsordnung aufgeführten, am 30. September 1927 im Amte 


geweſenen Beamten in die ſich aus dieſem Geſetz ergebenden Bezüge erfolgt nach Maßgabe eines vom 
Finanzminiſter im Einvernehmen mit den Fachminiſtern aufgeſtellten Stellenplans. ö 


a § 31. 

(1) Das Beſoldungsdienſtalter der zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes im Amte befindlichen 
planmäßigen Beamten ergibt ſich aus den den einzelnen Beſoldungsgruppen der Beſoldungsordnung 
beigefügten Uberleitungsbeſtimmungen. Die dort vorgeſehenen Verkürzungen des Beſoldungsdienſt⸗ 
alters dürfen jedoch vier Jahre nicht überſteigen und nicht verhindern, daß der Beamte ſpäteſtens zwei 
Jahre vor der Erreichung der Altersgrenze das Endgrundgehalt erhält. Soweit in dieſen Überleitungs- 
beſtimmungen eine Regelung nicht getroffen iſt, beſtimmt der Finanzminiſter im Einvernehmen mit dem 
Fachminiſter das Beſoldungsdienſtalter. Die Überleitungsbeftimmungen für die Polizeivollzugsbeamten 
regelt der Miniſter des Innern im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter / dieſe Beſtimmungen ſind dem 
Landtage vorzulegen. 


(2) Soweit in der Beſoldungsordnung aufgeführte Beamte Bezüge nach den im $ 37 genannten 
Geſetzen erhalten, regelt ſich das Beſoldungsdienſtalter der zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes 
im Amte befindlichen planmäßigen Beamten nach den näheren Vorſchriften dieſer Geſetze. 


£ $ 32. 

(1) Das Beſoldungsdienſtalter der am 30. September 1927 im Amte befindlichen planmäßigen 
Beamten aus dem Stande der Verſorgungsanwärter (S3 Abſ. 3 und 4) wird in der Weiſe verbeſſert, 
daß neben der bereits angerechneten Dienſtzeit noch die im Heere, in der Marine, in der Schutzpolizei oder 
beim Reichswaſſerſchutze vom Beginne des 14. bis zum Ende des 19. Dienſtjahres zurückgelegte Zeit zur 
Hälfte angerechnet wird. 


(2) Bei der Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters der am 30, September 1927 noch nicht plan⸗ 
mäßig angeſtellten, aber im Dienſte befindlichen oder vorgemerkten Verſorgungsanwärter wird neben 
der nach $ 3 Abſ. 3 und 4 anzurechnenden Dienſtzeit noch die im Heere, in der Marine, in der Schutzpolizei 
oder beim Reichswaſſerſchutze vom Beginne des 16. bis zum Ende des 19. Dienſtjahres zurückgelegte Zeit 
zur Hälfte angerechnet. 

$ 33. 

(1) Das Anwärterdienſtalter der zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes im Dienſte befindlichen 
nichtplanmäßigen Beamten wird um zwei Jahre verbeſſert. Ihnen wird bei der erſten planmäßigen An- 
ſtellung (8 3 Abſ. 2) die im nichtplanmäßigen Beamtenverhältnis in derſelben Dienftlaufbahn zwiſchen 
dem Beginne des Anwärterdienſtalters und der erſten planmäßigen Anſtellung liegende Zeit auf das Be⸗ 
ſoldungsdienſtalter angerechnet, ſoweit ſie ſieben Jahre, bei Verſorgungsanwärtern ſechs Jahre überſteigt. 

(2) Auf die zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes als Stellenanwärter im Dienſte befindlichen 
nichtplanmäßigen Beamten findet die Vorſchrift des 917 Abſ. 2 Satz 2 entſprechende Anwendung mit 
der Maßgabe, daß ſie wie die planmäßigen Beamten weiter im Grundgehalt aufrücken, hierbei bleibt die 
nach Abſ. Verfolgte Verbeſſerung des Anwärterdienſtalters außer Betracht. Daneben erhalten dieſe Stellen- 
anwärter den ihrer Vergütungsſtufe entſprechenden Wohnungsgeldzuſchuß. 


V. Schlußvorſchriſten. 


r $ 34. 

(1) Die Dienſtbezüge werden monatlich im voraus gezahlt. Der Finanzminiſter kann beſtimmen, 
daß die Dienſtbezüge der planmäßigen Beamten bei Überweiſung auf ein Konto vierteljährlich im voraus 
gezahlt werden dürfen. Das gleiche gilt für Wartegelder und Ruhegehälter. i 

(2) Der Finanzminiſter iſt ermächtigt, Vorſchriften über die Abrundung der auszuzahlenden Beträge 
zu erlaſſen. 


— 233 — 


N $ 35. 

Beamte, die infolge der Umbildung von Staatsbehörden oder infolge Abtretung von Gebieten oder 
Staatswerken aus dienſtlichen Rückſichten in Stellen von geringerem Dienſteinkommen verwendet werden, 
erhalten während der Dauer dieſer Verwendung die Dienſtbezüge, die ſie in ihrer früheren Stelle nach 
den Vorſchriften dieſes Geſetzes bezogen hätten. f 


$ 36. 

(1) Der Finanzminiſter iſt ermächtigt, in Gemeinſchaft mit den beteiligten Fachminiſtern Beamte, 
die in der dieſem Geſetze beigefügten Beſoldungsordnung nicht aufgeführt ſind, und wiederbeſchäftigte 
Wartegeldempfänger in eine der vorhandenen Beſoldungsgruppen einzuſtufen. 

(2) Dies gilt auch für Beamte, die ohne Gehalt zur Dienſtleiſtung bei einem wirtſchaftlichen Unter- 
nehmen, an dem der Staat beteiligt iſt, oder in den Dienſt der Verwaltung abgetretener Staatswerke 
beurlaubt ſind, ſowie für die Lehrkräfte der früheren ftaatlichen Lehrer- und Lehrerinnenbildungsanftalten, 
die in anderen Zweigen der Staatsverwaltung feſt angeftellt oder nach $1 des Geſetzes über die Unterbringung 
der Leiter und Lehrer (Leiterinnen und Lehrerinnen) von ſtaatlichen Lehrer- und Lehrerinnenbildungs⸗ 
anſtalten vom 30. Januar 1926 (Geſetzſamml. S. 41) untergebracht ſind, für die Errechnung des ihnen 
gemäß § 2 desſelben Geſetzes gewährleiſteten Dienſteinkommens. 


(3) Die Einſtufungsüberſichten ſind dem Landtage vorzulegen. 


$ 37. 

Die unter das Volksſchullehrer-Dienſteinkommensgeſetz, das Mittelſchullehrer⸗Dienſteinkommens⸗ 
geſetz und das Gewerbe- und Handelslehrer-Dienſteinkommensgeſetz fallenden Lehrperſonen erhalten ein 
Grundgehalt und ruhegehaltsfähige Stellenzulagen nach dem Anhange zur Beſoldungsordnung für die 
planmäßigen unmittelbaren Staatsbeamten. Die Einweiſung in die Tarifklaſſen der Anlage 2 (Wohnungs⸗ 
geldzuſchuß) iſt entſprechend den in der Beſoldungsordnung unter A angewandten Grundſätzen vorzu— 
ert 

n § 38. 

Waren die bisherigen Dienſtbezüge eines Beamten nach dem Stande vom 30. September 1927 
höher als die ihm auf Grund dieſes Geſetzes zuſtehenden Dienſtbezüge, fo iſt ihm der Unterſchiedsbetrag, 
ſoweit es ſich um ruhegehaltsfähige Bezüge handelt, als ruhegehaltsfähiger Zuſchuß, im übrigen als nicht⸗ 
ruhegehaltsfähiger Zuſchuß über den Staatshaushaltsplan bis zu dem Zeitpunkte weiter zu gewähren, 
an dem der Unterſchied durch Steigen der neuen Dienſtbezüge ausgeglichen wird. Hierbei bleiben außer 
Anrechnung 

a) neu zu gewährende Kinderbeihilfen, 

b) Erhöhungen des Wohnungsgeldzuſchuſſes inſoweit, als fie lediglich infolge der Hinauſſetzung 
eines Ortes in eine höhere Ortsklaſſe oder der Verſetzung an einen Ort einer höheren Ortsklaſſe 
eintreten. 

5 $ 39. 

(1) Anderungen der durch dieſes Geſetz geregelten Dienſtbezüge, Wartegelder, Ruhegehälter, Über- 
gangsgebühraiffe und Hinterbliebenenbezüge, ebenſo Anderungen der Einreihung der Beamten in die 
Gruppen der Beſoldungsordnung können durch Geſetz erfolgen. 


. (2) Werden Beamte oder Verſorgungsberechtigte durch eine ſolche Anderung hinſichtlich der im 
Ab. 1 genannten Bezüge oder hinſichtlich ihrer Einreihung in die Gruppen der Beſoldungsordnung mit 
rückwirkender Kraft ſchlechter geſtellt, ſo ſind die Unterſchiedsbeträge nicht zurückzuerſtatten. 

(3) In allen übrigen Fällen ſind zuviel erhobene Dienſtbezüge, Wartegelder, Ruhegehälter, Über⸗ 
gangsgebührniſſe und Hinterbliebenenbezüge, auch ſoweit eine Bereicherung nicht mehr vorliegt, zurück— 
zuzahlen. 

; $ 40. 

Der Finanzminiſter iſt ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Fachminiſter an Stelle der in anderen 
Geſetzen für die Bemeſſung von Bezügen angeführten Beſoldungsgruppen des Beamten-Dienſteinkommens⸗ 
geſetzes vom 17. Dezember 1920 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 13. Mai 1924 (Geſetzſamml. 
S. 487) die entſprechenden neuen Beſoldungsgruppen zu beſtimmen. 
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9 41. 
Anderungen der Beſoldungsordnung können inſoweit durch den Staatshaushalt erfolgen, als ſie 
durch Anderungen in der Organiſation der Staatsverwaltung, insbeſondere auch durch die Einrichtung 
neuer in der Beſoldungsordnung nicht aufgeführter Beamtenklaſſen, erforderlich werden. 


8.42, 
(1) Der Finanzminiſter ift mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. Die Ausführungs- 
beſtimmungen ſind dem Landtage vorzulegen. 
(2) Der Finanzminiſter iſt ermächtigt, in Ausnahmefällen eine von den vorſtehenden Geſetzes⸗ 
beſtimmungen abweichende Regelung zuzulaſſen, ſofern die beſondere Lage der Verhältniffe es geboten 


erſcheinen läßt. 
$ 48. 


Auswirkungen auf die Beamten und ſtändig Angeſtellten der Gemeinden und Gemeinde— 
verbände. 


() Gemeinden und Gemeindeverbände im Sinne des Kommunalbeamtengeſetzes vom 30. Juli 1899 
(Geſetzſamml. S. 141) find verpflichtet, unter Berückſichtigung der örtlichen Verhältniſſe die Dienſtbezüge 
ihrer hauptamtlich angeſtellten Beamten, das Wartegeld und Ruhegehalt dieſer Beamten und die Ver⸗ 
ſorgung ihrer Hinterbliebenen ſo zu regeln, daß dieſe Bezüge den Grundſätzen dieſes Geſetzes entſprechen. 
Geſetzliche Anderungen dieſer Bezüge bei den unmittelbaren Staatsbeamten, die gemäß $ 39 erfolgen, find 
entſprechend vorzunehmen; im übrigen findet § 39 Abſ. 3 entſprechende Anwendung. 

(2) Dieſe Beſtimmungen finden mit Ausnahme des Ruhegehalts und des Witwen- und Waiſen⸗ 
geldes auf die nach Gemeindebeſchluß (Beſchluß des Gemeindeverbandes) den Beamten gleichzuachtenden 
ſtändig Angeſtellten und Anwärter Anwendung. a 5 

(3) Für die Verſorgungsanwärter erfolgt die Berechnung des Beſoldungsdienſtalters nach den 
für die unmittelbaren Staatsbeamten geltenden Vorſchriften. Das gleiche gilt für die Beamten, ſtändig 
Angeſtellten und Anwärter hinſichtlich der Anrechnung der Kriegsdienſtzeit auf das Anwärter⸗ und Be⸗ 
ſoldungsdienſtalter und die ruhegehaltsfähige Dienſtzeit. Ss 

(4) Die Aufſichtsbehörden können in Fällen erheblicher Verletzung der im Abſ. 1 und Abſ. 2 ent⸗ 
haltenen Beſtimmungen verlangen, daß eine entſprechende Regelung erfolgt. In Fällen des Widerſpruchs 
entſcheidet die Beſchlußbehörde, und zwar für Beamte der Landgemeinden und Amtsbezirke (Amter, Land⸗ 
hürgermeiſtereien) der Kreisausſchuß, im übrigen der Bezirksausſchuß. f 

(6) Die Miniſter des Innern und der Finanzen erlaſſen die zur Ausführung dieſer Beſtimmungen 
erforderlichen Anordnungen. i - 1 

8 44. 6 

$ 29 Ziffer 5 tritt mit Wirkung vom 1. Auguſt 1914 mit der Maßgabe in Kraft, daß Nachzahlungen 
von Verſorgungsbezügen für die Zeit vor dem 1. Oktober 1927 nicht geleiſtet werden. Im übrigen tritt 
dieſes Geſetz mit Wirkung vom 1. Oktober 1927 in Kraft. Alle ſeinen Vorſchriften entgegenſtehenden Geſetze 
und Verordnungen werden aufgehoben. N 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. ee: 


Berlin, den 17. Dezember 1927. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. 


Beſoldungsordnung 
für die planmäßigen unmittelbaren Staatsbeamten. 


C. Gehälter mit Mindeſtgrundgehaltsſätzen. 
B. Feſte Gehälter. 
A. Aufſteigende Gehälter mit feſten Grundgehaltsſätzen. 


Vorbemerkung: Beamtinnen in den mit einem Kreuz 5) bezeichneten Stellen 
erhalten die Grundgehaltsſätze um 10 v. H. gekürzt. 


A. Aufſteigende Gehälter mit feſten Grundgehaltsſätzen. 


Beſoldungsgruppe 1a. 
8 400 — 9 500 — 10 600 — 11 600 — 12600 RAM jährlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: III in der erſten und zweiten Dienſtaltersſtufe, 
II von der dritten Dienſtaltersſtufe an. 2 
Überleitung: Beamte mit den Bezügen der alten Be⸗ 
ſoldungsgruppe A 13 erhalten ihr bisheriges Beſol⸗ 
dungsdienſtalter. 
Lotterieverwaltung: 
Präſident 
(der am 30. September 1927 im Amte geweſene Inhaber der Stelle erhält für feine Perſon 
die Bezüge der Beſoldungsgruppe B 9). 
Münzverwaltung: 
Münzdirektor. 
Berg, Hütten⸗ und Salinenverwaltung: 
Miniſterialräte, darunter 1 als Leiter des Grubenſicherheitsamts. 


Landtag: . 
Direktor beim Landtag. 


Staatsminiſterium: 

Miniſterialräte. N 

Miniſterialrat als Leiter der Preſſeſtelle. 

Zweiter Direktor des Geheimen Staatsarchivs in Berlin-Dahlem. 
Finanzminiſterium: 

Miniſterialräte. 

Vizepräſidenten der Oberpräſidien. 

Regierungsvizepräſidenten. 

Vizepräſident der Preußiſchen Bau- und Finanzdirektion in Berlin. 
Handels⸗ und Gewerbeverwaltung: 

Miniſterialräte. 
Juſtizverwaltung: 

Miniſterialräte. 

‚ Vizepräfidenten und Senatspräſidenten bei den Oberlandesgerichten. 
Landgerichtspräſidenten, ſoweit nicht in Beſoldungsgruppe B 9. 

Präſidenten der Strafvollzugsämter, ſoweit nicht in Beſoldungsgruppe B 9, 
Miniſterium des Innern: 

Miniſterialräte. 

Vizepräsident des Statiſtiſchen Landesamts. 

Oberverwaltungsgerichtsräte. 

Polizeipräſidenten, ſoweit nicht in Beſoldungsgruppe Alec und B 6. 

Polizeivizepräſident in Berlin. 

lizeioberſt 3 5 

en h (erhalten nur die letzte Dienſtaltersſtufe der Beſoldungsgruppe A 1 a). 
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Landwirtſchaftliche Verwaltung: 
Miniſterialräte. 
Landforſtmeiſter. 
Oberlandeskulturräte. 
Waſſerbaudirektoren und Strombaudirektoren. 


Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung: 
Miniſterialräte. 
Erſter Direttor bei der Preußiſchen Staatsbibliothek in Berlin. 
Direktor und Profeſſor des Inſtituts für experimentelle Therapie in Frankfurt a. M. 
Vizepräſidenten der Provinzialſchulkollegien, ſoweit nicht in Beſoldungsgruppe B7 und B9 
(der am 30. September 1927 im Amte geweſene Inhaber der Stelle des Vizepräſidenten des 


Provinzialſchulkollegiums in Breslau erhält für ſeine Perſon die Bezüge der Beſoldungs⸗ 
gruppe B 9), 


Direktor der Abteilung 1 beim Provinzialſchulkollegium in Berlin. 
Direktor beim Provinzialſchulkollegium in Koblenz. 
Miniſterium für Volkswohlfahrt: 
Miniſterialräte. 
Präſident und Profeſſor bei der Staatlichen Nahrungsmittelunterſuchungsanſtalt in Berlin 
(der am 30. September 1927 im Amte geweſene Inhaber der Stelle erhält für ſeine Perſon 
die Bezüge der Beſoldungsgruppe B 8). 
Oberrechnungskammer: 
Staatsfinanzräte. 


Befoldungsgruppe 1b. 
8000 — 8900 — 9800 — 10 700 — 11500 AM jährlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: III in der erſten und zweiten Dienſtaltersſtufe, 
II von der dritten Dienſtaltersſtufe an. 

Überleitung: Beamte mit den Bezügen der alten Be. 
ſoldungsgruppe A 12 erhalten ihr bisheriges Beſol⸗ 
dungsdienſtalter, im günſtigſten Falle ein ſolches von 
4 Jahren; 


Beamte mit den Bezügen der alten Beſoldungs⸗ 
gruppe A 13 erhalten ihr bisheriges Beſoldungs⸗ 
dienſtalter. 


Porzellanmanufaktur: 

Techniſcher Direktor und Profeſſor. 
Finanzminiſterium: 

Regierungsdirektor als Direktor des Oberverſicherungsamts in Berlin. 

Regierungsdirektor als Leiter des Fürſorgeamts für Beamte aus den Grenzgebieten. 
Handels- und Gewerbeverwaltung: en 

Direktor der Abteilung für das Fach⸗ und Berufsſchulweſen beim Provinzialſchulkollegium in 

Berlin. s 8 

Juſtizverwaltung: 

Oberſtaatsanwalt als erſter Vertreter des Generalſtaatsanwalts beim Kammergericht. 
Landwirtſchaftliche Verwaltung: 


Direktor und Profeſſor (bisher Oberregierungs⸗ und baurat) als Leiter der Verſuchsanſtalt für 
Waſſerbau und Schiffbau in Berlin. 
Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung: 
Verwaltungsdirektor bei der Univerfität Berlin. 
Mer 5 8 irt „ 5 . : } 
We dn beim Charitekrankenhaus in Berlin. 
Verwaltungsdirektor bei den Staatlichen Muſeen in Berlin. 
Direktoren bei den Staatlichen Muſeen in Berlin. 
Direktor bei der Hauptverwaltung der Staatlichen Schlöſſer und Gärten 


(der am 30. September 1927 im Amte geweſene Inhaber der Stelle erhält für ſeine Perſon 
die Bezüge der Beſoldungsgruppe A 1 al = 


ee 


Direktor der Generalverwaltung der Staatstheater in Berlin f 
(der am 30. September 1927 im Amte geweſene Inhaber der Stelle erhält für ſeine Perſon 
die Bezüge der Beſoldungsgruppe A 1a). 

Direktor der Abteilung II beim Provinzialſchulkollegium in Berlin. 

Direktor beim Provinzialſchulkollegium in Breslau 
(der am 30. September 1927 im Amte geweſene Inhaber der Stelle erhält für ſeine Perſon 
die Bezüge der Beſoldungsgruppe A 1a). 


Beſoldungsgruppe 1c. 
6 200 — 7000 — 7 800 — 8 500 — 9 200 — 9 900 — 10 600 . jährlich. 


Wohnungsgeldzuſchuß: III 
Überleitung: Beamte mit den Bezügen der alten Be— 
ſoldungsgruppe A 12 erhalten ihr um 2 Jahre ver- 
beſſertes Beſoldungsdienſtalter, im günſtigſten Falle 
ein ſolches von 12 Jahren. 


Forſtverwaltung: 
Oberforſtmeiſter. 

Berg-, Hütten⸗ und Salinenverwaltung: 
Oberbergamtsdirektoren. 


Oberbergrat als Direktor des Knappſchafts⸗Oberverſicherungsamts in Dortmund. 
Abteilungsdirektoren und Profeſſoren bei der Geologiſchen Landesanſtalt in Berlin. 


Staatsrat: 
Oberregierungsrat als Verwaltungsdirektor. 


Staatsminiſterium: 
Oberregierungsrat als Miniſterialverwaltungsdirektor. 


Finanzminiſterium: 
Oberfinanzrat als Miniſterialverwaltungsdirektor. 
Regierungsdirektoren und Verwaltungsgerichtsdirektoren bei den Regierungen einſchl. der Preußi⸗ 
ſchen Bau- und Finanzdirektion in Berlin. 


Handels⸗ und Gewerbeverwaltung: 
Oberregierungsrat als Miniſterialverwaltungsdirektor. 
Oberſchulräte bei der Abteilung für das Fach- und Berufsſchulweſen beim Provinzialſchul⸗ 
Oberſchulrätinnen kollegium in Berlin. 


Juſtizverwaltung: 
Oberjuſtizrat als Miniſterialverwaltungsdirektor. 
Landgerichtsdirektoren als Vorſitzende von Landesarbeitsgerichten. 

Amtsgerichtsdirektoren als aufſichtführende Richter bei den Amtsgerichten in Köln, Breslau, Frank⸗ 
furt a. M., Hannover, Düſſeldorf, Berlin⸗Charlottenburg, Eſſen, Königsberg, Dortmund, Ber⸗ 
lin Schöneberg und beim Arbeitsgericht Berlin, ſowie als Ständiger Vertreter des Amtsgerichts. 

präfidenten beim Amtsgericht Berlin-Mitte, 
Oberſtaatsanwälte bei großen Landgerichten. 
Oberjuſtizrat beim Strafvollzugsamt in Berlin. 


Miniſterium des Innern: 

Oberregierungsrat als Miniſterialverwaltungsdirektor. 

Regierungsdirektoren (bisher Oberregierungsräte als Abteilungsleiter) beim Statiſtiſchen Landes⸗ 
amt. 

Polizeipräſidenten in Elbing, Oppeln, Erfurt, Flensburg, Harbur „ Münſter, Bielefeld, Hagen 
i. M., Kaſſel, Krefeld, Aachen und Waldenburg. ; L Ka 

Regierungsdirektoren beim Polizeipräſidium in Berlin. 

Direktor des Polizeikrankenhauſes in Berlin. 


Landwirtſchaftliche Verwaltung: 
Oberregierungsrat als Miniſterialverwaltungsdirektor. 
Oberregierungs⸗ und baurat bei der Landesanſtalt für Gewäſſerkunde. 
Landeskulturdirektoren. 
elle Profeſſor der Lehr und Forſchungsanſtalt für Wein, Obſt⸗ und Gartenbau in 
eiſenheim. 


Sag 


Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung: 
Oberregierungsrat als Miniſterialverwaltungsdirektor. 
Direktoren und Profeſſoren als Leiter der drei Hauptabteilungen beim Materialprüfungsamt in 
Berlin-Dahlem. i 
Direktor der Staatlichen Stelle für Naturdenkmalpflege in Berlin. 
Oberſchulräte. 
Oberſchulrätinnen. 
Direktor der Hochſchule für Leibesübungen in Spandau. 
Miniſterium für Volkswohlfahrt: 
Oberregierungsrat als Miniſterialverwaltungsdirektor. 
Abteilungsdirektoren und Profeſſoren beim Inſtitut für Infektionskrankheiten „Robert Koch“ in 
Berlin 
Abteilungsdirektor und Profeſſor bei der Staatlichen Nahrungsmittelunterſuchungsanſtalt in 
Berlin. 
Abteilungsdirektoren und Profeſſoren bei der Landesanſtalt für Waſſer, Boden- und Lufthygiene 
in Berlin-Dahlem 
(außerdem für einen Abteilungsdirektor und Profeſſor als Ständigen Vertreter des Präſi⸗ 
denten eine ruhegehaltsfähige Zulage von 600 . / jährlich). 
Regierungsdirektor beim Verbandspräſidium des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk in Eſſen. 


Beſoldungsgruppe 1d. 
6 200 — 6 900 — 7 600 — 8 300 — 9 000 — 9 600 — 10 200 RA jährlich. 


Wohnungsgeldzuſchuß: III f 

Überleitung: Beamte mit den Bezügen der alten Be⸗ 
ſoldungsgruppe A 11 erhalten ihr bisheriges Beſol⸗ 
dungsdienſtalter, im günſtigſten Falle ein folches von 
6 Jahren; 

Beamte mit den Bezügen der alten Beſoldungs⸗ 
gruppe A 12 erhalten ihr bisheriges Beſoldungs⸗ 
dienſtalter, im günſtigſten Falle ein ſolches von 
10 Jahren. - 

Staatsminiſterium: 

Staatsarchivdirektoren in Hannover, Marburg und Breslau. 
Handels⸗ und Gewerbeverwaltung: 

Oberſtudiendirektoren und Studiendirektoren an beſonders bedeutungsvollen Schulen). 
Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung: 

Direktoren der Univerſitätsbibliotheken in Berlin, Breslau, Göttingen und Bonn. 

Direktor des Akademiſchen Auskunftamts bei der Univerſität in Berlin. 3 

Abteilungsdirektoren der Mufit-, Orient⸗ und Handſchriftenabteilung bei der Preußiſchen Staats 

bibliothek in Berlin. 

Direktor und Profeſſor des Meleorologiſch⸗Magnetiſchen Obſervatoriums bei Potsdam (bisher 

Ahteilungsvorſteher und Profeſſor beim Meteorologiſchen Inſtitut in Berlin). 
Direktor des Landesmuſeums in Kaſſel. . . 
Erſter Ständiger Sekretär und Profeſſor (bisher Ständiger Sekretär und Profeſſor) bei der 
Akademie der Künſte in Berlin. f f 

Oberſtudiendirektoren und Oberſtudiendirektorinnen, Studiendirektoren und Studiendirektorinnen 

an beſonders bedeutungsvollen Schulen“). 

Direktoren bei der Auskunftſtelle für Schulweſen und bei der Hauptſtelle für den naturwiſſenſchaft⸗ 

lichen Unterricht in Berlin. f 


) Als beſonders bedeutungsvolle Schulen werden feſtgeſetzt: 
Baugewerkſchule Berlin-Neukölln, 
Vereinigte Maſchinenbauſchulen Köln, 
Kunſt und Gewerkſchule Königsberg i. Pr. 

) Als beſonders bedeutungsvolle Schulen werden feſigeſetzt; 


1. Franzöſiſches Gymnaſium Berlin 

2. Auguſta⸗Schule Berlin 

3. Staatliche Bildungsanſtalt j Berlin-Lichterfelde 
4. Hindenburg⸗Gymnaſium Beuthen O./S. 
5. Beethoven -Gymaſium Bonn 

3. Matthias⸗Gymnaſium Breslau 

7. Erziehungs: und Bildungsanſtalt Droyßig 

8. Hohenzollern Gymnaſium Düſſeldorf 
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9. Gymnaſium mit Realgymnaſium _, Flensburg 

10. Gymnaſtum Göttingen 
II. Gymnaſiium und Realſchule Greifswald 

12. Dreikönigs⸗Gymnaſium Köln 

13. Friedrichs⸗Kolleg Königsberg i. Pr. 

14. Gymnaſium Philippinum Marburg 2 
15. Beſſel⸗Oberrealſchule Minden 

16. Gymnaſium Adolphinum Mörs 

17. Paulinum Münſter i. W. 

18. Gymnaſium Carolinum Osnabrück 


Außerdem die Anſtalten ehemals landesherrlichen Patronats: Joachimsthalſches Gymnaſium-⸗Templin, 
Marienſtiftgymnaſium⸗Stettin, Pädagogium des Kloſters Unſer Lieben Frauen⸗Magdeburg, Landesſchule Pforta. 


Der Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung iſt ermächtigt, von den nichtftaatlichen 
höheren Schulen bis zu 60, und zwar nach Anhörung des Unterhaltsträgers und im Einvernehmen 
mit dem Finanzminiſter, als bedeutungsvolle Schulen im Sinne dieſer Beſtimmung anzuerkennen 


Veſoldungspruppe 2a. 
5 400 — 6 000 — 6 600 — 7 100 — 7 600 — 8 100 — 8 600 — 9 100 — 9 600 Me, jährlich. 


Wohnungsgeldzuſchuß: III 

Überleitung: Beamte mit den Bezügen der alten Be 
ſoldungsgruppe A 11 erhalten ihr bisheriges Beſol— 
dungsdienſtalter, im günſtigſten Falle ein ſolches von 

12 Jahren; i 5 
Beamte mit den Bezügen der alten Beſoldungs⸗ 
gruppe A 12 erhalten ihr um 4 Jahre verbeſſertes 
a : Beſoldungsdienſtalter. 

Berg, Hütten⸗ und Salinenverwaltung: 


Abteilungsleiter und Profeſſoren bei der Geologiſchen Landesanſtalt in Berlin. 
Staatsminiſterium: | | 
Staatsarchivdirektoren, ſoweit nicht in Beſoldungsgruppe A 1 d. 


Miniſterium des Innern: 


Polizeioberſtleutnants - a 
(bisher Polizeioberſtwachtmeiſter) (erhalten nur die letzte Dienſtaltersſtufe der Beſoldungs⸗ 
Landjägeroberſtleutnants gruppe A 2 a). 
(bisher Landjägeroberſtwachtmeiſter) f 


Landwirtſchaftliche Verwaltung: 


Oberregierungs⸗ und baurat als Leiter der Abteilung für Schiffbau bei der Verſuchsanſtalt für 
Waſſerbau und Schiffbau in Berlin. 


Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung: 


Direktoren der Univerſitätsbibliotheken, ſoweit nicht in Beſoldungsgruppe A 1 d. 

Hauptobſervatoren und Profeſſoren. 

Bibliotheksdirektor bei der Techniſchen Hochſchule in Berlin. : 

Abteilungsleiter und Profeſſoren (bisher Abteilungsvorſteher und Profeſſoren) beim Material— 

prüfungsamt in Berlin-Dahlem. N 5 Rn 

Sn bei der Preußiſchen Staatsbibliothek in Berlin, foweit nicht in Befoldungs- 
gruppe : 

Abteilungsvorſteher und Profeſſoren bei dem Geodätiſchen Inſtitut bei Potsdam. 

Abteilungsvorſteher und Profeſſoren beim Meteorologiſchen Inſtitut in Berlin. 

Wiſſenſchaftliche Beamte und Profeſſoren bei der Akademie der Wiſſenſchaften in Berlin. 


Miniſterium für Volkswohlfahrt: 


Abteilungsleiter und Profeſſoren beim Inſtitut für Infektionskrankheiten „Robert Koch“ in Berlin, 
bei der Landesanſtalt für Waſſer⸗, Boden⸗ und Lufthygiene in Berlin-Dahlem ſowie bei der 
Staatlichen Nahrungsmittelunterſuchungsanſtalt in Berlin. 
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Bejoldungsgruppe 2b. 


4400 — 4900 — 5400 — 5 800 — 6 200 — 6 600 — 7000 7 400 — 7800 — 8100 — 
i 8 400 RM jährlich. : 
Wohnungsgeldzuſchuß: III bei Gewährung einer ruhegehaltsfähigen Zulage, 
im übrigen: IV in der erſten bis dritten Dienſtaltersſtufe!), 
III von der vierten Dienſtaltersſtufe an. 


Überleitung: Beamte mit den Bezügen der alten Be⸗ 
ſoldungsgruppe A 10 erhalten ihr bisheriges Beſol⸗ 
dungsdienſtalter, im günſtigſten Falle ein ſolches von 
14 Jahren; 

Beamte mit den Bezügen der alten Beſoldungs⸗ 
gruppe A ! erhalten ihr um 4 Jahre verbeſſerkes 
Beſoldungsdienſtalter; s 
Beamte mit den Bezügen der alten Beſoldungs⸗ 
gruppe A 12 erhalten ihr um 8 Jahre verbeſſerkes 
Beſoldungsdienſtalter. 
Domänenverwaltung: 
Regierungs⸗ und Sfonomierat, 
Weinbaudirektorene). 


Forſtverwaltung: 
Oberregierungs⸗ und ſforſträtes) ſowie Regierungs⸗ und Forfträtes). 
Oberförſter i 
(außerdem für Oberförſter als Direktoren der Jorſtſchulen in Hachenburg, Steinbuſch und 
Spangenberg ſowie als forſttechniſcher Beirat beim Regierungspräſidenten in Sigmaringen 
eine ruhegehaltsfähige Zulage von je 600 RM jährlich). 
Geſtütverwaltung: 
Laudſtallmeiſter (bisher zum Teil Oberſtallmeiſter) ). 
Geſtütveterinärräte. 


Lotterieverwaltung: 
Erſter Direktor und Direktoren bei der Lotterieverwaltung. 


Münzverwaltung: 
Obermünzmeiſtere). 
Obermüngwardein?). 
Münzwardein. 
Obermünzingenieur. 
Erſter Münzingenieur. 


Berg-, Hütten⸗ und Salinenverwaltung: 
Oberbergrat beim Grubenſicherheitsamt;), ö 
Oberbergräte als Direktoren der Knappſchafts⸗Oberverſicherungsämter, ſoweit nicht in Beſoldungs⸗ 
gruppe A 1 c ſowie Oberbergräte als Abteilungsleiter). ; 
Oberbergräte als Mitglieder der Oberbergämter und 1 Sberbergrat als Leiter der Abwicklungs⸗ 
ſtelle der Bergwerksdirektion Saarbrücken in Bonn?), 
Bergrat bei der Miniſterialabteilung für das Bergweſen. 
Erſte Bergräte an Bergrevieren mit 3 und mehr höheren techniſchen Beamten). 
iR . (bisher zum Teil Erſte Bergräte und Bergräte in Sonderſtell 
Bergräte (bisher zi e Bergräte Bergräte in Sonderſtellungen). 
Berg- und Vermeſſungsräte. 
Landesgeologen und Profeſſorens) 
Bezirksgeologen, Bezirksgeologen und Profeſſoren 
Chemiker, Chemiker und Profeſſoren 
Kuſtoden, Kuſtoden und Profeſſoren 
Porzellanmanufaktur: 
Chemiker und Profeſſor. 
Chemiker. 
Malereivorſteher. 
Reichs⸗ und Staatsanzeiger: 
Direktor und Redakteur. 


bei der Geologiſchen Landesanſtalt in Berlin. 
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Landtag: 


m 


Staa 


Staa 


Oberregierungsrat?). FB 

Direktor der Landtagsbücherei?). a 

Direktor des Stenographiſchen Büros). 

Landtagsarchivare. 

Landtagsſtenographen. 

Bibliotheksrat. 

Ingenieur. 

tsrat: 

Regierungsrat. 

tsminiſterium: 

Oberregierungsräte im Staatsminifterium?), 

Regierungsrat im Staatsminiſterium, Regierungsrat als Miniſterialbürovorſteher. 
Oberregierungsrat als Vertreter des Leiters der Preſſeſtelles). 
Regierungsräte als Mitarbeiter bei der Preſſeſtelle. 

Erſter Staatsarchivrate). 

Staatsarchivräte. 

Legationsſekretär. 


Finanzminiſterium: 


Oberfinanzräte im Minifterium?). 

Direktor der Hauptbuchhalterei?), 

Direktor der Generalſtaatskaſſes). 

Finanzräte, Finanzrat als Miniſterialbürovorſteher. 
Oberregierungs⸗ und baurat im Minifterium?). 


Regierungs- und Bauräte im Miniſterium. 


Oberregierungsräte?) und Regierungsräte bei den Oberpräfidien und Regierungen einſchl. der 
Preuß. Bau⸗ und Finanzdirektion in Berlin ſowie beim Fürſorgeamt für Beamte aus den 

Grenzgebieten. a 

Regierungs⸗ und Kaſſenräte 
(ein am 30. September 1927 im Amte geweſener Stelleninhaber mit den Bezügen der alten 
Beſoldungsgruppe A 12 erhält für feine Perſon eine ruhegehaltsfähige Zulage von 1 200 , 
jährlich und die Amtsbezeichnung Oberregierungs⸗ und ⸗laſſenrat). 

Oberregierungs- und ⸗ſteuerrätee ). d 

Regierungs- und Steuerräte. 

Oberregierungs⸗ und bauräte:), Oberbauräte:), Regierungs- und Baurätes), Regierungsbauräte. 


Handels⸗ und Gewerbeverwaltung: 


Oberregierungsräte im Minifterium?). 5 

Regierungsräte im Miniſterium, Regierungsrat als Miniſterialbürovorſteher. 

Oberregierungs- und ⸗gewerberätes). 

Regierungs- und Gewerberätes). 

Gewerberäte (bisher zum Teil Gewerberäte in Sonderſtellungen). 

Obereichungsdirektoren (bisher zum Teil Obereichungsdirektoren in Sonderſtellungen) als bei- 
geordnete Mitglieder der Phyſikaliſch⸗Techniſchen Reichsanſtalte). 

Eichungsdirektoren (bisher Obereichungsdirektor und Eichungsdirektoren) e). 

Direktor der Beſchußanſtalt in Suhl. 

Regierungsbaurat bei den Wanderkurſen für Heizer und Maſchiniſten. 

Oberſeefahrtſchuldirektor in Altona). 

Seefahrtſchuldirektorene). 5 N 

Oberſtudiendirektoren und Studiendirektoren bei den Baugewerkſchulen ſowie bei der Tiefbau⸗ 
ſchule in Rendsburge), ſoweit nicht in Beſoldungsgruppe A 1 d. 


Oberſtudiendirektoren und Studiendirektoren bei den Maſchinenbauſchulen, den höheren Mafchinen- 


bauſchulen, der höheren Maſchinenbau- und Schiffsingenieur⸗ und Seemaſchiniſtenſchule in 
Stettin, der höheren Schiff- und Maſchinenbauſchule in Kiel, den Maſchinenbau⸗ und Hütten⸗ 
ſchulen in Gleiwitz und Duisburgs), ſoweit nicht in Beſoldungsgruppe A 1 d. 
Oberſtudiendirektoren bei der Zeichenakademie in Hanau und bei der Kunſtgewerbe- und Gewerb— 
lichen Zeichenſchule in Kaffe). 
Studiendirektoren bei den Keramiſchen Fachſchulene). 
Fachſchuldirektoren bei den Fachſchulen für Metallinduftrie). . 
Direktorinnen bei den Handels- und Gewerbeſchulen für Mädchen in Potsdam und Rheydte). 
Studiendirektoren bei den Fachſchulen für Wirtſchaft und Verwaltung in Berlin und-Düfjeldorf?). 
Oberſtudienräte an beſonders bedeutungsvollen Schulen?). 


„ 


Oberftudienräte) und Studienräte an den Baugewerkſchulen, an der Tiefbauſchule in Rendsburg, 
an den Maſchinenbauſchulen, an den Fachſchulen für Metallindustrie, an den Schiffsingenieur⸗ 
und Seemaſchiniſtenſchulen ſowie an den Kunſtgewerbe⸗ und Handwerkerſchulen. 

Studienräte an den Keramiſchen FJachſchulen und an den Jachſchulen für Wirtſchaft und Ver⸗ 
waltung. 

Leiter der Entwurfsklaſſen und Profeſſoren an den Kunftgeiverbe-, Handwerker⸗ und Keramiſchen 

achſchulen. 

ee und -gewerbefchulräte?) ſowie Regierung und Gewerbefchultäte:). 

Regierungsrat bei der Abteilung für das Fach⸗ und Berufsſchulweſen bei dem Propinzialſchul⸗ 
kollegium in Berlin. 

Juſtizverwaltung: 

Oberjuſtizräte im Minifterium?). 

Juſtizräte im Minifterium, Juſtizrat als Miniſterialbürovorſteher. 

Oberlandesgerichtsräte als hauptamtliche Mitglieder des Landesprüfungsamts'). 

Oberlandesgerichtsrätes). 

andgerichtsdirektorene 55 

Ane ſoweit nicht in Beſoldungsgruppe A 1 c. 

Oberſtaatsanwältee), ſoweit nicht in Beſoldungsgruppe A 1 b und A 1 0 

Amtsgerichtsräte. 

Amtsgerichtsräte als aufſichtführende Richter bei Amts⸗ und Arbeitsgerichten mit drei und mehr 
Richtern). 5 

Landgerichtsräte als Vorſitzende von Landesarbeitsgerichten?). 

Landgerichtsräte. 

Erſte Staatsanwältes). 

Staatsanwaltſchaftsräte. 

Juſtiz⸗ und Kaſſenräte (bisher Direktoren der Rechnungsämter). 

Oberjuſtizräte bei den Strafvollzugsämterne), ſoweit nicht in Beſoldungsgruppe Al e. 

Juſtizräte bei den Strafvollzugsämterne). 

Juſtizräte bei den Strafvollzugsämtern. 

Oberſtrafanſtaltsdirektoren der großen Gefangenanſtaltene). 

Strafanſtaltsdirektoren der größeren Gefangenenanftalten?). 

Strafanſtaltsdireltoren. 

Strafanſtaltsoberpfarrere). 

Strafanſtaltspfarrer. 

Strafanſtaltsobermedizinalrat (zugleich Hilfsarbeiter im Juſtizminiſterium)e). 

Strafanſtaltsmedizinalräte. ge an 

Miniſterium des Innern: 

Oberregierungsräte im Minifterium?). 

Oberbankrat im Minifterium?), 

Regierungsräte im Minifterium, Regierungsrat als Miniſterialbürovorſteher. 

Regierungs- und Medizinalrat 

Regierungs- und Veterinärrat 

Regierungs- und Kriminalrat. s 

Oberregierungsräte beim Statiſtiſchen Landesamte). 

Regierungs- und Volkswirtſchaftsräte beim Statiſtiſchen Landesamt N 
(die am 30. September 1927 im Amte geweſenen Inhaber der Stellen mit den Bezügen der 
alten Beſoldungsgruppe A 12 erhalten für ihre Perſon eine ruhegehaltsfähige Zulage von 
1200 jährlich und die Amtsbezeichnung Oberregierungsrat). 

Bibliothelsrat beim Statiſtiſchen Landesamt. 

Oberregierungsrat als Verwaltungsdirektor) 

Regierungsrat als Bürovorſteher 

Regierungs- und Verſicherungsräte. 

Landräte und Kreisverwalter'). 

Polizeidirektoren in Tilfit, Kottbus, Schneidemühl, Görlitz, Merſeburg, Weißenfels, Eisleben, 
Suhl, Hamm i. Weſtf., Hanau und Weſermündes). 

Oberregierungsrätes) und Regierungsräte bei den Polizeiverwaltungen. 

Polizeiobermedizinalrätes) a 8 
(ein am 30. September 1927 im Amte geweſener Stelleninhaber mit den Bezügen der alten 
Beſoldungsgruppe A 13 erhält für ſeine Perſon die Bezüge der Beſoldungsgruppe A 1a), 

Polizeimedizinalräte. i 

Polizeioberveterinärrätes). 

Polizeiveterinärräte. 

Regierungs- und Kaſſenrat beim Polizeipräſidium in Berlin. 

Polizeiſchulräte. 


im Miniſterium. 


beim Oberverwaltungsgericht. 


2 


Polizeioberapotheker. ; 
Polizeimajore (erhalten die Dienſtaltersſtufen: 7 700—8 400 / jährlich und den 
Landjägermajore Wohnungsgeldzuſchuß III). 


Landwirtſchaftliche Verwaltung: 

Oberregierungsräte?) 

Oberregierungs- und Landesökonomieräte? (Wim Miniſterium. 

Oberregierungs⸗ und baurate) 

Regierungsräte im Miniſterium, Regierungsrat als Miniſterialbürovorſteher. 

Regierungs- und Landesökonomierat 

Regierungs- und Veterinärräte 

Regierungs- und Baurat 

Regierungs und Baurat als Vorſteher des Büros für die Hauptnivellements im Minifterium®). 

Regierungs⸗ und Bauräte bei der Landesanſtalt für Gewäſſerkunde im Miniſterium 
(außerdem für Regierungs- und Bauräte als Gruppenleiter eine ruhegehaltsfähige Zulage 
von 600 «RA jährlich). 

Landeskulturgerichtsdirektorens). 

Oberregierungs, und Landeskulturrätee) ſowie Regierungs- und Landeskulturrätee). 

Regierungs- und Kulturräte. 

Regierungs⸗ und Vermeſſungsräte. 

Bibliotheksrat bei der Landwirtſchaftlichen Hochſchule in Berlin. i 

Studienräte, Studienräte und Profeſſoren (bisher Studienräte) bei der Lehr- und Forſchungs⸗ 

anſtalt für Wein-, Obſt⸗ und Gartenbau in Geiſenheim 

(außerdem für Studienräte, Studienräte und Profeſſoren als Inſtitutsvorſteher an Inſtituten 
mit mehreren wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten eine ruhegehaltsfähige Zulage von 600 «RM 
jqährlich). 

Oberregierungs⸗ und -veterinärräte) ſowie Regierungs- und Veterinärräte‘). 

Vollbeſoldete Veterinärräte. 

Nichtvollbeſoldete Veterinärräte:). 

Polizeiveterinärräte. 

Direktoren der Chemiſchen Unterſuchungsanſtalten bei den Auslandfleiſchbeſchauſtellen. 

Oberftiſchmeiſter. 

Chemiker und Profeſſor an der Landesanſtalt für Fiſcherei. N 

Oberregierungs⸗ und -bauräte?), Regierungs⸗ und Bauräte?), Regierungsbauräte. 


Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung: 

Oberregierungsräte im Minifterium?). 

Regierungsräte im Miniſterium (bisher Regierungsräte und Verwaltungsrat für die wirtſchaft⸗ 
lichen Angelegenheiten der Univerſitätskliniken und des Charitekrankenhauſes in Berlin), Regie 
rungsrat als Miniſterialbürovorſteher. g 

Wiſſenſchaftlicher Beamter beim Akademiſchen Auskunftamt der Univerſität in Berlin. 

Iweiter Direktor und Profeſſor beim Zoologiſchen Univerſitätsmuſeum in Berlins). 

Zweiter Direktor und Profeſſor beim Botaniſchen Garten und Muſeum in Berlin-Dahlem?). 

Direktor des Muſeums für vaterländiſche Altertümer in Kiels). 

ener Oberen bel der Univerſität in Greifswald. 

Erſte Bibliotheksräte. 

Bibliotheksräte. 

Kuſtoden, Kuſtoden und Profeſſoren 

(außerdem für Kuſtoden, Kuſtoden und Profeſſoren als Gruppenleiter eine ruhegehaltsfähige 
Zulage von 600 RM jährlich). 

Obſervatoren, Obſervatoren und Profeſſoren. 

Lehrer und Profeſſoren am Seminar für Orientaliſche Sprachen in Berlin. 

Pfarrer beim Charitékrankenhaus in Berlin. 

Akademiſche Turn- und Sportlehrer. 

u bei der Staatlichen Univerſitätsapotheke in Berlin und beim Charitékrankenhaus 
in Berlin. ; 

Ständige Mitglieder und Profeſſoren ſowie Ständige Mitglieder beim Materialprüfungsamt in 
Berlin-Dahlem 8 

(außerdem für Ständige Mitglieder und Profeſſoren als Gruppenleiter eine ruhegehaltsfähige 
Zulage von 600 «RM jährlich). 
Wiſſenſchaftliche Mitglieder und Profeſſoren beim Inſtitut für experimentelle Therapie in Frank⸗ 


im Miniſterium. 


furt a. M. 
(außerdem für ein wiſſenſchaftliches Mitglied eine ruhegehaltsfähige Zulage von 600 :7,% 
jährlich). i 
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weiter Sekretär und Profeſſor D.. . . 

5 155 Sekretär und 1 \ beim Hiſtoriſchen Inſtitut in Rom. i 

Hauptamtliche Dozenten an der Akademie der Arbeit in Frankfurt a. M. 

1 ou Or 

ae Baurat f bei den Staatlichen Muſeen in Berlin. 

Direktor des Saalburgmuſeums). 

Kuſtos bei der Hauptverwaltung der Staatlichen Schlöſſer, zugleich Direktor des Muſeums Schloß 
Monbijou (Hohenzollernmuſeum) 

(der am 30. September 1927 im Amte geweſene Inhaber der Stelle erhält für ſeine Perſon 
eine ruhegehaltsfähige Zulage von 1 200 RA jährlich). 

Regierungsrat bei der Hauptverwaltung der Staatlichen Schlöſſer und Gärten. 

Betriebsdirektors) 

Regierungsrat bei den Staatlichen Theatern in Berlin. 

Regierungs- und Kaſſenrat 

Verwaltungsdirektoren bei den Staatlichen Theatern in Kaſſel und Wiesbaden. 

Direktor (bisher Vorſteher) der Staatlichen Bildſtelle in Berlins). 

Zweiter Ständiger Sekretär und Profeſſor bei der Akademie der Künſte in Berlin. 

Oberregierungsräte⸗) ſowie Regierungsräte bei den Propinzialſchulkollegien. 

Oberſtudienräte und Oberſtudienrätinnen bei den Provinzialſchulkollegien und bei beſonders be⸗ 
deutungsvollen Schulen?). 

Oberſtudiendirektoren und Oberſtudiendirektorinnen ſowie Studiendirektoren und Studiendirek⸗ 
torinnen an Vollanftalten?), ſoweit nicht in Beſoldungsgruppe A 1 d. 

Studiendirektoren und Studiendirektorinnen an Nichtvollanſtalten⸗). 

Oberſtudienräter) und 5) Oberſtudienrätinnen) ſowie Studienräte und ) Studienrätinnen. 

Studienräte und +) Studienrätinnen (früher Oberzeichenlehrer und Obermuſiklehrer ſowie Ober⸗ 
zeichenlehrerinnen und Obermuſiklehrerinnen an den höheren Lehranſtalten für die männliche 
und weibliche Jugend). 

Akademiſch gebildete Oberinnen an den mit Lyzeen und Oberlyzeen verbundenen Frauenſchulen. 

Oberturnlehrer und +) Oberturnlehrerinnen. 

Oberturnrats) 

Medizinalrat bei der Hochſchule für Leibesübungen in Spandau. 

Turnräte und 7) Turnrätinnen 

Dozenten und 5) Dozentinnen bei den Pädagogiſchen Akademien zu einem Viertel der geſamten 
Lehrkräfte. un 

on der Taubſtummenanſtalt in Berlin Neukölln ſowie der Blindenanſtalt in Berlin- 
Steglitz). N 

Oberlehrer an der Blindenanſtalt in Berlin-Steglitz. 

Inſpektor und Oberlehrer 


7 der fen: 2 ſtalt ın 9 
Oberlehrer er der all und Schulanſtalt in Bunzlau. 
Oberregierungs⸗ und ⸗ſchulrätes) ſowie Regierungs- und Schulrätes). 
Schulräte 


Oberförſter beim Stift Neuzelle. 
Oberförſter beim Haus Bürenſchen Fonds. 


Miniſterium für Volkswohlfahrt: 


Oberregierungsräte im Minifterium?), . 

Regierungsräte im Miniſterium, Regierungsrat als Miniſterialbürovorſteher. 

Oberregierungs⸗ und medizinalräte⸗) ſowie Regierungs- und Medizinalväter), 

Medizinalräte als Gewerbemedizinalräte. i 

Medizinalräte als Hilfsarbeiter bei den Regierungen. 

Vollbeſoldete Medizinalräte. 

Nichtvollbeſoldete Medizinalräte!), 

Medizinalräte als Direktoren von Medizinalunterſuchungsämtern 

(außerdem für den Direktor des Medizinalunterſuchungsamts in Breslau eine ruhegehalts⸗ 
fähige Zulage von 1 200 e jährlich). 

Wiſſenſchaftliche Mitglieder und Profeſſoren ſowie wiſſenſchaftliche Mitglieder bei der Staatlichen 
Nahrungsmittelunterſuchungsanſtalt in Berlin und bei der Landesanſtalt für Mafler-, Boden⸗ 
und Lufthygiene in Berlin-Dahlem ES 8 

(außerdem. für wiſſenſchaftliche Mitglieder und Profeſſoren bei der Staatlichen Nahrungs 
mittelunterſuchungsanſtalt in Berlin und für wiſſenſchaftliche Mitglieder und Profeſſoren 
bei der Landesanſtalt für Waſſer⸗, Boden und Lufthygiene in Berlin⸗Dahlem als Gruppen⸗ 
leiter eine ruhegehaltsfähige Zulage von 600 e jährlich). 

Abteilungsvorſteher und Profeſſoren ſowie Abteilungsvorſteher bei den⸗ Hygieniſchen Inſtituten 
in Landsberg a. W. und in Beuthen 952). 
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Oberregierungs und baurate) ſowie Regierungs- und Baurate) bei der Staatlichen Prüfungs 
ſtelle für Statiſche Berechnungen. 
Regierungs- und Bauräte) ] beim Verbandspräſidium des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk 
Regierungsräte in Eſſen. 
Regierungs⸗ und Bankräte 
Regierungsrätinnen bei den Regierungen. 
Oberrechnungskammer: 
Oberregierungsrat als Verwaltungsdirektor'). 


) Die am 30. September 1927 im Amte geweſenen Beamten der alten Beſoldungsgruppe A 11 erhalten den Wohnungs⸗ 
geldzuſchuß III. 

) Außerdem eine ruhegehaltsfähige Zulage von 1 200 ,, jährlich. 

) Außerdem eine ruhegehaltsfaͤhige Zulage von 600 Se jährlich. 

) Die nichtvollbeſoldeten Veterinärräte und die nichtvollbeſoldeten Medizinalräte erhalten 75 v. H. der Grundgehaltsſätze 
der vollbeſoldeten Veterinärräte und der vollbeſoldeten Medizinalräte. 

5) Die am 30. September 1927 im Amte geweſenen Beamten mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe A 12, denen 
nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes keine Zulage gewährt wird, erhalten für ihre Perſon eine ruhegehaltsfähige Zulage von 
600 RA jährlich. 


Beſoldungsgruppe 2c. 
4800 — 5 200 — 5 600 — 6 000 — 6 400 — 6 800 — 7 200 — 7500 — 7 800 Ah jährlich. 


Wohnungsgeldzuſchuß: IV in der erſten bis dritten Dienſtaltersſtufe )), 
III von der vierten Dienſtaltersſtufe an. 

Überleitung: Beamte mit den Bezügen der alten Be- 
ſoldungsgruppe A 10 erhalten ihr bisheriges Be⸗ 
ſoldungsdienſtalter, im günſtigſten Falle ein ſolches 
von 12 Jahren; 

Beamte mit den Bezügen der alten Beſoldungs⸗ 
gruppe A 11 erhalten ihr um 4 Jahre verbeſſertes 
f 5 Beſoldungsdienſtalter. 
Berg, Hütten⸗ und Salinenverwaltung: 
Amtsräte (bisher Erſter Amtsrat und Amtsräte) bei der Miniſterialabteilung für das Bergweſen 
einſchließlich des Grubenſicherheitsamts. : 
Staatsrat: 
Amtsrat. 


Staatsminiſterium: i 

Amtsräte. : 

Amtsräte (bisher Erſter Amtsrat und Amtsräte) bei der Archivabteilung. 
Finanzminiſterium: 

Amtsräte (bisher Erſte Amtsräte, Amtsräte und Amtsräte als Miniſterialbibliothekare) 
(außerdem für je 1 Amtsrat als Oberbuchhalter und als Kaſſierer der Generalſtaatskaſſe 
eine ruhegehaltsfähige Zulage von je 600 / jährlich). 

Lektor. 

Handels⸗ und Gewerbeverwaltung: 

Amtsräte (bisher Erſter Amtsrat, Amtsräte und Aıntsrat als Miniſterialbibliothekar). 

Juſtizverwaltung: N f 

Amtsräte (bisher Erſte Amtsräte, Amtsräte und Amtsrat als Miniſterialbibliothekar). 

Miniſterium des Innern: ö 5 

Amtsräte (bisher Amtsräte und Amtsräte als Miniſterialbibliothekare). 

Lektor. a 

Amtsräte beim Oberverwaltungsgericht. 

Landwirtſchaftliche Verwaltung: 
Amtsräte (bisher Erſte Amtsräte, Amtsräte und Amtsrat als Miniſterialbibliothekar). 
Amtsräte (bisher zum Teil Vermeſſungsräte) bei der Landesanſtalt für Gewäſſerkunde und im 
Büro für die Hauptnivellements im Miniſterium. 
Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung: 
Amtsräte (bisher Amtsräte und Amtsrat als Miniſterialbibliothekar). 


Miniſterium für Volkswohlfahrt: 
Amtsräte. 

Oberrechnungskammer: 
Amtsräte. 


) Die au 30. September 1927 im Amte geweſenen Beamten der alten Beſoldungsgruppe A 11 erhalten den Wohnungs⸗ 
geldzuſchuß III. a : 


Beſoldungsgruppe 2d. 
3600 — 4000 — 4400 — 4800 — 5200 — 5600 — 6000 — 6400 — 6800 — 710 — 
7400 RA jährlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: IV in der erſten bis fünften Dienſtaltersſtufe, 
J von der ſechſten Dienſtaltersſtufe an. 

‚Überleitung: Beamte mit den Bezügen der alten Be 
ſoldungsgruppe A9 erhalten ihr bisheriges Beſol⸗ 
dungsdienſtalter, im günſtigſten Falle ein folches von 
10 Jahren; 

Beamte mit den Bezügen der alten Beſoldungs⸗ 
gruppe A 10 erhalten ihr um 4 Jahre verbeſſertes 
Beſoldungsdienſtalter. 
Finanzminiſterium: 
Kataſterdixektoren. 


Landwirtſchaftliche Verwaltung: 
Vermeſſungsräte. 


Beſoldungsgruppe 3a. 5 
3600 — 4.000 — 4400 — 4800 — 5200 — 5600 — 6.000 — 6300 — 6600 — 6900 — 
7200 RA jährlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: IV in der erſten bis fünften Dienjtaltersftufer), 
III von der fechften Dienſtaltersſtufe an. 

Überleitung: Beamte mit den Bezügen der alten Be 
ſoldungsgruppe A 9 erhalten ihr bisheriges Beſol⸗ 
dungsdienſtalter, im günſtigſten Falle ein ſolches von 
10 Jahren; arte 

Beamte mit den Bezügen der alten Beſoldungs⸗ 
gruppe A 10 erhalten ihr um Jahre verbeſſertes 
Beſoldungsdienſtalter; 
Beamte mit den Bezügen der alten Beſoldungs⸗ 
gruppe A 11 erhalten ihr um 8 Jahre verbeſſertes 
Beſoldungsdienſtalter. 
Domänenverwaltung: 8 
Okonomierat (bisher Güterdirektor für die domänenfiskaliſchen Moore in Oſtpreußen). 
Regierungslandmeſſer. 
Forſtverwaltung. 
Regierungsoberlandmeſſer. 
Münzverwaltung: 
Zweiter Münzingenieur. 
Finanzminiſterium: 
Regierungslandmeſſer. 
Handels⸗ und Gewerbeverwaltung: 
Direktorin der Haushaltungs und Gewerbeſchule für Mädchen in Flensburg. 
Miniſterium des Innern: 
Kreisräte. 
Polizeiapotheker. 
Kriminaldirektoren. 


ea 


Landwirtſchaftliche Verwaltung: 
Regierungsoberlandmeſſer und Regierungslandmeſſer. 
Gartenbauoberlehrer. 

Weinbauoberlehrer. 
Obſtbauoberlehrer. 
Weinbauoberinſpektoren. 


Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung: 
Chemiker beim Landwirtſchaftlichen Inſtitut der Univerſität in Halle a. S. 
Bibliothekar an den Vereinigten Staatsſchulen für freie und angewandte Kunſt in Berlin-Char- 
lottenburg. f 
VBiifdeetsberlehrer und 7) Blindenoberlehrerinnen an der Blindenanſtalt in Berlin-Steglitz. 
Taubſtummenoberlehrer und 9) Taubſtummenoberlehrerinnen an der Taubſtummenanſtalt in 
Berlin-Neukölln. 


) Die am 30. September 1927 im Amte geweſenen Beamten der alten Beſoldungsgruppe A 11 erhalten den Wohnungs- 
geldzuſchuß III. 


Befoldungsgruppe 3 b. 
4 800 — 5 200 — 5 600 — 6 000 — 6 400 — 6 700 — 7 000 AM jährlich. 


Wohnungsgeldzuſchuß: IV in der erſten bis dritten Dienſtaltersſtufe, 
III von der vierten Dienſtaltersſtufe an. 


Überleitung: Beamte mit den Bezügen der alten Be, 
ſoldungsgruppe A 9 erhalten ihr bisheriges Beſol⸗ 
dungsdienſtalter, im günſtigſten Falle ein folches von 
4 Jahren; = 

Beamte mit den Bezügen der alten Beſoldungs⸗ 
gruppe A 10 erhalten ihr bisheriges Beſoldungs— 
dienſtalter. 

Forſtverwaltung: 
Forſtverwalter. 


Berg, Hütten⸗ und Salinenverwaltung: 
Regiſtraturverwalter bei der Miniſterialabteilung für das Bergweſen einſchließlich des Gruben. 
ſicherheitsamts. N 
Amtmänner im Bereiche des Miniſteriums. 


Reichs⸗ und Staatsanzeiger: 
Rechnungsdirektor. 


Staatsminiſterium: 
Regiſtraturverwalter im Staatsminiſterium. 
Regiſtraturverwalter bei der Archivableilung. 
Finanzminiſterium: 
Regiſtraturverwalter im Miniſterium. 
Landrentmeiſter. 
Amtmänner im Bereiche des Miniſteriums. 
Provinzialrentmeiſter bei den Rentenbanken. 


Handels- und Gewerbeverwaltung: 


Regiſtraturverwalter im Ministerium. 
Amtmänner im Bereiche des Miniſteriums. 

Juſtizverwaltung: 
Regiſtraturverwalter im Miniſterium und beim Landesprüfungsamt. 
Juſtizverwaltungsräte (bisher zum Teil Rechnungsoberreviſoren). 
Amtmänner im Bereiche des Miniſteriums. 
Juſtizlandrentmeiſter. 

Kaſſendirektoren. 

Miniſterium des Innern: 
Regiſtraturverwalter im Miniſterium. 
Regiſtraturverwalter beim Oberverwaltungsgericht. 
Amtmänner im Bereiche des Miniſteriums. 
Landrentmeiſter bei der Polizeihauptkaſſe in Berlin. 
Polizeiräte. 
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Kriminalpolizeiräte. 
Diſtriktskommiſſare. 
N (erhalten die Dienſtaltersſtufen: 4800 [Wohnungsgeldzuſchuß IVI — 
u. 6000 [Wohnungsgeldzuſchuß IIII 6900 [Wohnungsgeldzuſchuß III 
jägerhaup RA jährlich). 
Verwaltungsdirektor bei der Landjägerei. 
Landwirtſchaftliche Verwaltung: 


Regiſtraturverwalter im Miniſterium ſowie bei der Landesanſtalt für Gewäſſerkunde und im 
Büro für die Hauptnivellements im Miniſterium. 


* 


Amtmänner im Bereiche des Miniſteriums. 


Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung: 
Regiſtraturverwalter im Miniſterium. 
Rechnungsdirektor bei der Univerfität in Berlin. 
Amtmänner im Bereiche des Miniſteriums. 
Rechnungsdirektor (bisher Theateroberrentmeiſter) bei den Staatlichen Theatern in Berlin. 
Maſchineriedirektoren bei den Staatlichen Theatern in Kaſſel und Wiesbaden. 
Miniſterium für Volkswohlfahrt: 
Regiſtraturverwalter im Miniſterium. 
Oberrechnungskammer: 
Regiſtraturverwalter. 


Befoldungsgruppe 36. 
3600 — 3900 — 4200 — 4500 — 4800 — 3100 — 5400 — 5700 — 6000 — 6300 — 
6600 ., jährlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: IV in der erſten bis fünften Dienſtaltersſtufe, 
III von der ſechſten Dienſtaltersſtufe an. 


Überleitung: Beamte mit den Bezügen der alten Be⸗ 
ſoldungsgruppe A 8 erhalten ihr bisheriges Beſol⸗ 
Be im günftigften Falle ein ſolches von 
12 Jahren; 

Beamte mit den Bezügen der alten Beſoldungs⸗ 
gruppe A 9 erhalten ihr bisheriges Beſoldungsdienſt⸗ 
alter, im günſtigſten Falle ein f olches von 12 Jahren; 
Gewerbeoberlehrerinnen im günſtigſten Falle ein 
ſolches von 16 Jahren; 

Beamte mit den Bezügen der alten Beſoldungs⸗ 
gruppe A 10 erhalten ihr um 4 Jahre verbeſſertes 

5 Beſoldungsdienſtalter. g 

Domänenverwaltung: 

Kurdirektoren, ſoweit nicht in Beſoldungsgruppe B 12, 

Lotterieverwaltung: 

Techniſcher Leiter. 

Staatsminiſterium: 

Kanzleidirektor im Staatsminiſterium). 

Finanzminiſterium: 

Kanzleidirektor im Miniſterium). 

Direktor des Tiergartens in Berlin. 

Handels⸗ und Gewerbeverwaltung: 

Kanzleidirektor im Minifteriumt). 

Seefahrtoberlehrere) 2). 

Baugewerkſchuloberlehrere) 3). 

Maſchinenbauſchuloberlehrers) * 

Schiffsingenieurſchuloberlehrer⸗) ). 

Seemaſchiniſtenſchuloberlehrers) a 

Fachſchuloberlehrers) 3). 


. 1 218 
1) Handessoberlehrerinnen) ) an den Handels- und Gewerbeſchulen für Mädchen mit 


{ lehrerin ishe 8 . 5 x 
1) Gewerbeoberlehrerinnen . Lehrerinnen⸗Bildungsanſtalt in Potsdam und Rheydt. 


Gewerbeoberſchullehrerinnens) ) 
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7) Gewerbeoberlehrerinnen (bisher Gewerbeoberſchullehreinnen) (erhalten die Bezüge der Lehre⸗ 
an der Haushaltungs⸗ und Gewerbeſchule für Mädchen in rinnen an den Berufsſchulen — 


Flensburg Anhang zur Beſoldungsord— 
1) Penſionatsvorſteherinnen ordnung —). 
Juſtizverwaltung: 


Kanzleidirektor im Miniſterium). 
Oberamtsanwältes) e). 
Oberingenieur beim Unterſuchungsgefängnis in Berlin Moabit. 
Direktorin des Frauengefängniſſes in Berlin (bisher Strafanſtaltsvorſteherin). 
Miniſterium des Innern: 
Kanzleidirektor im Miniſterium)). 
Kanzleidirektor beim Oberverwaltungsgericht!). 
Polizeioberlehrere). 
Landwirtſchaftliche Verwaltung: 
Kanzleidirektor im Miniſterium)). 
Lotſenkommandeure. 5 
Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung: 
Kanzleidirektor im Miniſterium!). 
Gartendirektor (bisher Gartenoberinſpektor) bei dem Botaniſchen Garten in Berlin-Dahlem. 
Gartendirektoren bei der Verwaltung der Staatlichen Schlöſſer und Gärten. 
Güterdirektor beim Friedrich⸗Wilhelm⸗Gymnaſium in Trier. 
Nichtakademiſch gebildete Oberinnen und 5) Gewerbelehrerinnen an Frauenſchulen mit Fach— 
ſeminaren. = 
Waiſenhausoberlehrer an der Maifen- und Schulanſtalt in Bunzlau. 
Miniſterium für Volkswohlfahrt: 
Kanzleidirektor im Miniſteriumy. 
Oberrechnungskammer: 
Kanzleidirektor!). 


) Die am 30. September 1927 im Amte geweſenen Kanzleidirektoren erhalten für ihre Perſon bie Bezüge der Beſolbungs⸗ 
gruppe A 20. = 

) Die am 30. September 1927 im Amte geweſenen Beamten mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe A 10 er- 
halten für ihre Perſon eine ruhegehaltsfähige Zulage von je 400 0 jährlich. 

) In beſonderen Fällen können dieſen Beamten vom Fachminiſter im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter ruhegehalts⸗ 
fähige Zulagen gewährt werden. 8 : : 


Veſoldungsgruppe 4a 1. Abteilung. 
3000 — 3300 — 3 600 —3 900 — 4 200 — 4450 — 4700 — 4950 — 5200 — 
5450 — 5700 RA jährlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: IV. 2 


Überleitung: Beamte mit den Bezügen der alten Be⸗ 
ſoldungsgruppe A9 erhalten ihr um 8 Jahre ver⸗ 
beſſertes Beſoldungsdienſtalter. 

Berg, Hütten⸗ und Salinenverwaltung: 
Turn- und Sportlehrer bei der Bergakademie in Clausthal. 
Juſtizverwaltung: 
Gerichtskaſſenkuratoren. 
Landwirtſchaftliche Verwaltung: 3 
Ständiger Hilfsarbeiter (Aſſiſtent) bei der Verſuchsanſtalt für Waſſerbau und Schiffbau in Berlin. 
Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung: 


lerhalten die Bezüge der Lehrer und Lehrerinnen an 
den öffentlichen mittleren Schulen — Anhang zur Be 
ſoldungsordnung —. Diejenigen Oberſchullehrer, die 
am 30. September 1927 das Gehalt der alten Beſol⸗ 
dungsgruppe A 10 hatten, erhalten für ihre Perſon 
eine ruhegehaltsfähige Zulage von 600 .RM jährlich 
und den Wohnungsgeldzuſchuß III. Diejenigen Ober⸗ 
ſchullehrerinnen, die am 30. September 1927 das Ge⸗ 
halt der alten Beſoldungsgruppe A 10 hatten, erhalten 
für ihre Perſon eine ruhegehaltsfähige Zulage von 
300 S jährlich und den Wohnungsgeldzuſchuß III). 


Oberſchullehrer 
1) Oberſchullehrerinnen 


0 


Garderobenoberinſpektor bei den Staatlichen Theatern in Berlin. N Er 
Bibliothekar (bisher Bibliotheksoberinſpektor) bei der Akademiſchen Hochſchule für Muſik in Ber⸗ 
lin⸗Charlottenburg. 


Veſoldungsgruppe 4a 2. Abteilung. 
3900 — 4100 — 4 300 — 4500 — 4 700 — 4.900 — 5 100 — 5 300 RA jährlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: IV 
Miniſterium des Innern: 
Kriminalkommiſſare (bisher zum Teil Kriminaloberkommiſſare). 
(Die am 30. September 1927 im Amte geweſenen Beamten mit den Bezügen der alten Befol- 
dungsgruppe A9 erhalten für ihre Perſon eine ruhegehaltsfähige Zulage von 300 AN jährlich.) 


Beſoldungsgruppe 4b. 


2800 — 3 050 — 3300 — 3550 — 3800 — 4.000 — 4200 — 4400 — 4.600 — 
4800 — 5 000 RAM jahrlich. 


Wohnungsgeldzuſchuß: IV bei Gewährung einer ruhegehaltsfähigen Zulage, 
im übrigen W in der erſten bis dritten Dienftaltersitufe‘), 
IV von der vierten Dienſtaltersſtufe an. 


Überleitung: Beamte mit den Bezügen der alten Be⸗ 
ſoldungsgruppe A 7 erhalten ihr bisheriges Beſol— 
dungsdienſtalter, im günſtigſten Falle ein ſolches von 
14 Jahren; N 

Beamte mit den Bezügen der alten Beſoldungs⸗ 
gruppe AS erhalten ihr um 4 Jahre verbeſſertes 
Beſoldungsdienſtalter; 

Beamte mit den Bezügen der alten Beſoldungs⸗ 
gruppe A9 erhalten ihr um 8 Jahre verbeſſertes Be⸗ 
ſoldungsdienſtalter. 

Vorbemerkung: Die endgültige Regelung der Amtsbezeichnung für die in Beſoldungsgruppe A 4b aufgeführten 
Oberſekretäre bleibt vorbehalten. Die Beamten führen zunächſt ihre bisherige Amtsbezeichnung weiter. z 
Domänenverwaltung: 


Domänenxent⸗ und Bauoberinſpektorene) 
(ein am 30. September 1927 im Amte geweſener Stelleninhaber mit den Bezügen der alten 
Beſoldungsgruppe A 10 erhält für feine Perſon die Bezüge der Beſoldungsgruppe A 3c). 

Domänenoberrentmeiſtere) 

Regierungsoberſekretäre (bisher Regierungsinſpektor und Regierungsoberſekretär). 

Domänenbauoberſekretär. 

Oberrentmeifter?). 

Forſtverwaltung: 

Jorſtoberrentmeiſtere). 

Forſtrentmeiſtere). 

Jorſtſchuloberlehrer (bisher zum Teil Forſtſchullehrer) 
(erhalten die Bezüge der Lehrer an den öffentlichen mittleren Schulen — Anhang zur Beſol— 
dungsordnung —). N 


Geſtütverwaltung: 
Hauptlehrer). 
Lehrer 
(außerdem für alleinſtehende Lehrer nach Ablauf von fünf Jahren ſeit der endgültigen Anſtellung 
eine ruhegehaltsfähige Zulage von 200 . jährlich). 
Geſtütrendanten. 
Lotterieverwaltung: 
Vorſteher der Rechnungsabteilung⸗). 
Rentmeiſter (bisher Rendant) '). 
Lotterieoberſekretär (bisher Bürovorſteher) als Vorſteher des Präſidialbüros)). 
Lotterieoberſetretäre (bisher Lotterieoberinſpektor, Lotterieinſpektoren und Lotterieoberſekretäre). 
Münzverwaltung: f 
Oberrentmeiſter (bisher Rendant ))). 
Buchhalter und Kontrolleur. 
Kaſſierer und Materialienverwalter. 
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Medailleur. 
Münzoberſekretär (bisher Münzinſpektor) als Vorſteher des Perſonalbüros)). 
Münzoberſekretäre. 


Berg-, Hütten⸗ und Salinenverwaltung: 

Bergoberrentmeiſter bei den Oberbergämtern und bei der Abwicklungsſtelle der Bergwerksdirektion 
Saarbrücken in Bonns). 5 

Bergoberrentmeiſter bei der Geologiſchen Landesanſtalt in Berlin). 

Rechnungsreviſorens). 

Bergoberſekretäre (bisher Bergverwaltungsoberinſpektoren, Bergverwaltungsinſpektoren und 
Bergoberſekretäre). 

Bergvermeſſungsoberſekretäre (bisher zum Teil Bergvermeſſungsinſpektoren). 

Bergrevieroberinſpektorens). 

Bergrevierinſpektoren (bisher zum Teil Bergrevieroberinſpektoren)'). 


Vorſteher der Zeichenbüros be der 
Topograph 5 Geologiſchen 
Kartographen 78 a 11775 5 f Landesanſtalt 
Bibliotheksoberſekretärinnen (bisher Bibliotheksinſpektorin und | in Berlin 
Bibliotheksoberſekretärinnen) 2 


Porzellanmanufaktur: 
Vorſteher des Reviſionsbürose). 
Hauptkaſſierers). 
Vorſteher des Direktionsbüros'). 


Reichs⸗ und Staatsanzeiger: 
Oberrentmeiſter'). 
Oberſekretäre (bisher Oberinſpektoren, Inſpektoren und Oberſekretäre). ® 
Landtag: a 
Landtagsoberſekretäre (bisher Landtagsoberſekretär und Landtagsoberinſpektor)s) 
(ein am 30. September 1927 im Amte geweſener Stelleninhaber mit den Bezügen der alten 
Beſoldungsgruppe A 10 erhält für ſeine Perſon die Bezüge der Beſoldungsgruppe A 3 bp). 
Oberbuchhalter?). 
Leihſtellenvorſteherin in der Candtagsbücheren®). 
Bibliotheksoberſekretärinnen (bisher zum Teil Bibliotheksinſpektorinnen) 
(außerdem für eine Bibliotheksoberſekretärin eine ruhegehaltsfähige Zulage von 300 RM 
jährlich). 
Staatsminiſterium: 
Oberſekretär beim Geheimen Staatsarchiv in Berlin-Dahlem. 
Regierungsoberſekretär (bisher Regierungsoberinſpektor) bei der Geſandtſchaft in München). 


Finanzminiſterium: 

Regierungsoberſekretäre (bisher Präſidialoberinſpektoren, Regierungsoberinſpektoren, Kaſſenober⸗ 
infpeftoren, Regierungsinſpektoren, Kaſſeninſpektoren, Regierungsoberſekretäre und Kaſſenober⸗ 
ſekretäre) bei den Oberpräſidien und bei den Regierungen einſchließlich der Preußiſchen Bau— 
und Finanzdirektion in Berlin und des Fürſorgeamts für Beamte aus den Grenzgebieten. 

Oberbuchhalter bei den Regierungshauptkaſſen und bei der Kaffe der Preußiſchen Bau- und 
Finanzdirektion in Berlin)). 

Nechnungsreviſorend). 

Kaſſierer bei den Regierungshauptkaſſen und bei der Kaſſe der Preußiſchen Bau- und Finanz. 
direktion in Berlin)). 

Kataſteroberſekretäre (bisher zum Teil Kataſterinſpektoren). 

Oberrentmeiſter und Rentmeiſter bei den ſtaatlichen Kreiskaffen?). 

Regierungsbauoberſekretäre (bisher Regierungsbauoberinſpektoren, Regierungsbauinſpektoren und 
Regierungsbauoberſekretäre), 2 f 

Baukommiſſar. 

Rentmeiſter (bisher Rendanten) bei den Rentenbanten?). 

Rentenbankoberſekretäre (bisher Rentenbankoberinſpektoren, Rentenbankinſpektoren und Renten- 
bankoberſekretäre). 

Handels⸗ und Gewerbeverwaltung: 

Eichungsoberrentmeiſter (bisher Eichungsrentmeifter)?). 

Eichungsoberinſpektoren als Erſte Techniſche Beamte der Eichungsdirektionen (bisher Eichungs⸗ 
oberinſpektoren)s). N 

Eichungsoberinſpektor als Vorſteher des Eichamts Frankfurt a. Mets). 
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Eichungsoberſekretäre (bisher zum Teil Eichverwaltungsinſpektoren) bei den Eichungsdirektionen 
und beim Eichamt Frankfurt a. M. 
Eichungsinſpektoren als Eichamtsvorſteher )). 
Obereichmeiſter. 
Beſchußinſpektor und Oberbeſchußmeiſter. i 
(der am 30. September 1927 im Amte gewefene Beſchußinſpektor erhält für ſeine Perſon 
eine ruhegehaltsfähige Zulage von 300 RM jährlich). 
Hafenkapitäne (bisher Hafenoberinſpektor, Hafeninſpektor und Hafenmeiſter, ſoweit Befähigungs⸗ 
zeugnis als Schiffer auf großer Fahrt für die Stelle verlangt wird). 
Oberſekretär beim Staatskommiſſar bei der Berliner Börſe. 
Oberſekretär (bisher Oberinſpektor) als geſchäftsleitender Oberſekretär bei der Abteilung für das 
Fach⸗ und Berufsſchulweſen beim Provinzialſchulkollegium in Berlin). 
Oberſekretäre (bisher Inſpektoren und Oberſekretäre) bei der Abteilung für das Fach- und Berufs⸗ 
ſchulweſen beim Provinzialſchulkollegium in Berlin. 
Juſtizverwaltung: 
Bezirksreviſoren bei den Landgerichten und beim Amtsgericht Berlin-Mitte), = 
Juſtizoberrentmeiſter bei den beſonders organiſierten und formierten Gerichtskaſſen und bei der 
Arbeitsgerichtskaſſe in Berlin. 
Rechnungsreviſoren'). 
Juſtizoberſekretäre (bisher Kaſſenoberinſpektoren bei den beſonders organiſierten Gerichtskaſſen, 
Juſtizoberinſpektoren, Juſtizinſpektoren und Juſtizoberſekretäre). 
Juſtizoberſekretär (bisher Juſtizoberinſpektor) als Zwangsverwaltungsinſpektor beim Amtsgericht 
Berlin-Mitte), 
Juſtizoberſekretär (bisher Juſtizoberinſpektor) als Gerichtsvollzieherinſpektor beim Amtsgericht 
Berlin-Mitte), : 
Oberhuchhalter bei den Juſtizhauptkaſſene). 
Kaſſierer bei den Juſtizhauptkaſſen)). 
Oberbuchhalter bei der Gerichtskaſſe Berlin⸗Mittes). 5 
Vorſteher des Einziehungsamts bei der Gerichtskaſſe Berlin⸗Mitte (bisher Kaſſenoberinſpektor)e). 
Dolmetſcherinſpektoren (bisher zum Teil Dolmetſcheroberinſpektoren) ). 
Juſtizrentmeiſter bei kleineren Gerichtskaſſen“). 
Amtsgerichtskalkulatoren. En 
Strafanſtaltsvorſteher der mittleren Gefangenanftalten?), 
Strafanſtaltsvorſteher der kleineren Gefangenanftalten?). 
Abteilungsvorſteher bei den großen Gefangenanftalten?). 
Abteilungsvorſteherin beim Unterſuchungsgefängnis Berlin-Moabit?). 
Strafanſtaltsoberlehrer und Strafanſtaltsoberlehrerinnen (bisher zum Teil Strafanſtaltslehrer 
und Strafanſtaltslehrerinnen) i 
(erhalten die Bezüge der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen mittleren Schulen — 
Anhang zur Beſoldungsordnung —). N ’ 
Strafanſtaltsinſpektoren. 
Strafanſtaltsrentmeiſter bei den großen Gefangenanſtalten)). 
Strafanſtaltsoberinnen. 


Miniſterium des Innern: 

Verwaltungsoberſekretäre (bisher Verwaltungsoberinſpektoren, Verwaltungsinſpektoren und Ver⸗ 
waltungsoberſekretäre) beim Statiſtiſchen Landesamt. 

Kreisoberſekretäre (bisher Kreisoberinſpektoren, Kreisinſpektoren und Kreisoberſekretäre) e). 

Kreisverſicherungsoberſekretäre (bisher Kreisverſicherungsoberinſpektoren, Kreisverſicherungs⸗ 
inſpektoren und Kreisverſicherungsoberſekretäre). 

Polizeioberrentmeiſter bei den großen Polizeikaſſene). 

Polizeirechnungsreviſorens). 

Polizeioberſekretäre (bisher Polizeioberinſpektoren, Polizeikaſſenoberinſpektoren, Polizeiinſpek⸗ 
toren, Polizeikaſſeninſpektoren, Polizeioberſekretäre und Polizeikaſſenoberſekretäre). 

Oberbuchhalter bei der Polizeihauptkaſſe in Berlins). 

Polizeirentmeiſter bei kleineren Polizeikaſſen)). 

Techniſcher Polizeioberſekretär (bisher Techniſcher Polizeioberinſpektor) ). 

e Bu (bisher Techniſche Polizeiinſpektoren und Techniſche Polizeiober. 
ekretäre). 

Rentmeiſter (bisher Oberrentmeiſter) bei der Landjägerei‘), 

Landjägeroberſekretäre (bisher Landjägeroberinſpektoren, Landjägerinſpektoren und Landjäger⸗ 
oberſekretäre). 
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Landwirtſchaftliche Verwaltung: i i 

Regierungsbauoberſekretäre (bisher Regierungsbauoberinſpektoren oder Regierungsbauinſpektoren) 
bei der Landesanſtalt für Gewäſſerkunde und im Büro für die Hauptnivellements im 
Miniſterium. 

Oberſetretär (bisher Zentralbürovorſteher) als Zentralbürovorſteher beim Oberlandeskulturamte). 

Oberſekretär (bisher Oberinſpektor) beim Oberlandeskulturamt 

(der am 30. September 1927 im Amte geweſene Inhaber der Stelle erhält für ſeine Perſon 
eine ruhegehaltsfähige Zulage von 500 7 jährlich). 

Rechnungsreviſorens). 

Landeskulturoberſekretäre (bisher Präſidialoberinſpektoren, Landeskulturoberinſpektoren, Landes 
kulturinſpektoren und Landeskulturoberſekretäre). 

Rentmeiſter (bisher Oberrentmeiſter) bei den Landwirtſchaftlichen und Tierärztlichen Hochſchulend). 

Vermeſſungsoberſekretäre (bisher zum Teil Vermeſſungsinſpektoren). 

Oberſekretär (bisher Verwaltungsoberinſpektor) als Bürovorſteher bei der Landwirtſchaftlichen 
Hochſchule in Berlin‘), 

Oberſekretäre (bisher Hochſchulinſpektoren und Hochſchuloberſekretäre) bei den Landwirtſchaftlichen 
Hochſchulen. . 

Saatzuchtmeiſter bei der Landwirtſchaftlichen Hochſchule in Berlin. 

Rentmeiſter bei den Landwirtſchaftlichen Verſuchs- und Forſchungsanſtalten in Landsberg a. W., 
bei der Verſuchs und Forſchungsanſtalt für Milchwirtſchaft in Kiel, bei der Verſuchs- und For- 
ſchungsanſtalt fuͤr Tierzucht in Tſchechnitz b. Breslau, bei der Verſuchs⸗ und Forſchungsanſtalt 
für Getreideverarbeitung und Futterveredelung in Berlin ſowie bei der Lehr- und Forſchungs⸗ 
anſtalt für Wein-, Obſt⸗ und Gartenbau in Geiſenheim)). 

Oberſekretäre bei den Landwirtſchaftlichen Verſuchs⸗ u. Forſchungsanſtalten in Landsberg a. W., 
bei der Verſuchs und Forſchungsanſtalt für Getreideverarbeitung und Futterveredelung in 
Berlin ſowie bei der Lehr- und Forſchungsanſtalt für Wein-, Obft- und Gartenbau in 
Geiſenheim. 

Adminiſtrator bei der Tierärztlichen Hochſchule in Berlins). 

Oberſekretär (bisher Verwaltungsoberinſpektor) als Bürovorſteher bei der Tierärztlichen Hoch— 
ſchule in Hannover). 

Oberſekretär (bisher Verwaltungsoberſekretär) ſowie Okonomieinſpektoren bei den Tierärztlichen 
Hochſchulen. a 

Regierungsbauoberſekretäre (bisher Regierungsbauoberinſpektoren, Regierungsbauinſpektoren und 
Regierungsbauoberſekretäre). 5 : 

Kulturbauoberſekretäre (bisher Kulturbauoberinſpektoren, Kulturbauinſpektoren und Kulturbau— 


oberſekretäre). 

Waſſerbauoberſekretäre (bisher Waſſerbauoberinſpektoren, Waſſerbauinſpektoren und Waſſerbau— 
oberſekretäre). 

Werftinſpektoren (bisher zum Teil Werftoberinſpektoren). . 


Waſſerſtraßenoberſekretäre (bisher zum Teil Waſſerſtraßeninſpektoren). 
Seekapitäne (bisher zum Teil Erſte Seekapitäne), ſoweit Befähigungszeugnis als Schiffer auf 
großer Fahrt für die Stelle verlangt wird. a 
Oberlotſen (bisher Seeoberlotſen und Seelotſen, Binnenoberlotſen und Binnenlotſen), ſoweit 
Befähigungszeugnis als Schiffer auf großer Fahrt für die Stelle verlangt wird. 
Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung: 

Oberſekretäre (bisher Verwaltungsoberinſpekkoren, Präſidialoberinſpektoren, Theateroberinſpek— 
toren, Oberinſpektoren bei den Provinzialſchulkollegien, Verwaltungsinſpektoren, Bürobeamte 
bei der Univerſität Berlin, Muſeumsinſpektoren, Theaterinſpektoren, Inſpektoren bei den Pro⸗ 
vinzialſchulkollegien, Akademieinſpektoren, Hochſchulinſpektoren, Univerſitätsoberſekretäre, 
Chariteoberſekretäre, Hochſchuloberſekretäre, Verwaltungsoberſekretäre, Muſeumsoberſekretäre, 
Theateroberſekretäre, Akademieoberſekretäre, Provinzialſchuloberſekretäre und Oberſekretäre) im 
Bereiche der Verwaltung des Miniſteriums (Univerfitäten, Charitékrankenhaus in Berlin, Tech- 
niſche Hochſchulen, Materialprüfungsamt in Berlin-Dahlem, Preußiſche Staatsbibliothek, Geodä— 
tiſches Inſtitut bei Potsdam, Aſtrophyſikaliſches Obſervatorium bei Potsdam, Meteorologiſches 
Inſtitut in Berlin nebſt Obſervatorien bei Potsdam, Aeronautiſches Obſervatorium bei Linden 
berg, Biologiſche Anſtalt auf Helgoland, Akademie der Wiſſenſchaften in Berlin, Staatliche 
Muſeen in Berlin, Nationalgalerie in Berlin, Hauptverwaltung der Staatlichen Schlöſſer und 
Gärten, Staatliche Theater in Berlin, Kaſſel und Wiesbaden, Akademie der Künſte in Berlin, 
Vereinigte Staatsſchulen für freie und angewandte Kunſt in Berlin⸗Charlottenburg, Akademiſche 
Hochſchule für Muſik in Berlin- Charlottenburg, Kunſtakademien in Königsberg, Düſſeldorf und 
Kaſſel, Staatliche Kunſtſchule in Berlin, Akademie für Kunſt und Kunſtgewerbe in Breslau, 
Provinzialſchulkollegien, Staatliche Bildungsanſtalt in Berlin Lichterfelde) i 

es erhalten ein am 30. September 1927 im Amte geweſener Oberſekretär bei den Vereinigten 
Staatsſchulen für freie und angewandte Kunſt in Berlin-Eharlottenburg für feine Perſon 
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eine ruhegehaltsfähige Zulage von 500 , jährlich ſowie Theaterinſpektoren bei den Staat⸗ 
lichen Theatern in Berlin, die als Intendanturſekretäre vor dem 1. Dezember 1918 planmäßig 
angeſtellt waren und denen eine ruhegehaltsfähige Zulage nicht gewährt wird, für ihre Perſon 
eine ſolche von 300 D jährlich). | 
Bibliothelsoberſekretäre und Bibliotheksoberſekretärinnen (bisher Bibliotheksoberinſpektoren, 
Bibliotheksoberinſpektorinnen, Bibliotheksinſpektoren, Bibliotheksinſpettorinnen, Bibliotheks- 
oberſekretäre und Bibliotheksoberſekretärinnen) bei der Preußiſchen Staatsbibliothek, bei den 
Aniverſitätsbibliotheken und bei den Techniſchen Hochſchulen. 
Ouäſtorens). 
Unwerſitätskaſſenkontrolleur bei der Univerſität Berlin’). 
Univerſitätskaſſenkontrolleure. a 
Adminiſtratoren bei dem Landwirtſchaftlichen Inſtitut der Univerfität in Halles). 
Adminiftratoren bei den übrigen Univerſitätsinſtituten. 
Rentmeiſter bei dem Charitekrankenhaus in Berlins). 
Gartenoberinſpektoren bei den Univerſitäten. 
Oberrentmeiſter bei der Techniſchen Hochſchule in Berlins). 
Rentmeiſter (bisher zum Teil Oberrentmeiſter) bei den Techniſchen Hochſchulen in Hannover, 
Breslau und Aachens). 82, 
Rentmeiſter bei dem Materialprüfungsamt in Berlin⸗Dahleme). 
Techniſche Mitarbeiter beim Materialprüfungsamt in Berlin-Dahlem. 
Rentmeiſter (bisher Oberſekretär) bei der Preußiſchen Staatsbibliothek). 
Techniſcher Inſpektor beim Geodätiſchen Inſtitut bei Potsdam. 
Rentmeiſter (bisher Oberrentmeiſter) bei den Staatlichen Mufeen in Berlins). 
Bibliotheksverwalter bei den Staatlichen Muſeen in Berlin 
(ein am 30. September 1927 im Amte geweſener Inhaber der Stelle erhält für ſeine Perſon 
eine ruhegehaltsfähige Zulage von 300 RM jährlich). 
Verwalter der Stoffſammlung bei den Staatlichen Muſeen in Berlin. 
ee) (bisher Oberrentmeiſter) bei der Hauptverwaltung der Staatlichen Schlöſſer und 
Arten? 2 : 
(der am 30. September 1927 im Amte geweſene Stelleninhaber erhält für ſeine Perſon eine 
ruhegehaltsfähige Zulage von 700 .. jährlich). 
Gartenoberinſpektoren bei der Verwaltung der Staatlichen Schlöſſer und Gärten. 
Maſchineninſpektor bei den Staatlichen Theatern in Berlin‘). 8 
Theaterrentmeiſter (bisher zum Teil Theateroberrentmeiſter) in Kaſſel und Wiesbaden). 
Garderobeoberinſpektor bei dem Staatlichen Theater in Kaſſel. a 
Rentmeiſter bei der Akademie der Künſte in Berlins). f 
Geſanglehrer beim Staats und Domchor der Akademiſchen Hochſchule für Muſik in Berlin⸗ 
Charlottenburg. 
Oberſekretäre und Rendanten bei den Pädagogiſchen Akademien. 
7) Techniſche Lehrerin bei der Taubſtummenanſtalt in Berlin-Neukölln. 
) Hausmutter und Handarbeitslehrerin bei der Blindenanſtalt in Berlin-Steglitz. 
Rentmeiſter (bisher zum Teil Rendanten) bei der Waiſen- und Schulanſtalt in Bunzlau und bei 
den Staatlichen Bildungsanſtalten. 
Oberrentmeiſter (bisher zum Teil Nentmeifter) beim Stift Neuzelle, beim Erfurter Kirchen- und 
Schulfonds, beim Haus Bürenſchen Fonds, beim Münſterſchen Studienfonds und beim Bergi⸗ 
ſchen Schulfonds?). i 


Miniſterium für Volkswohlfahrt: ; 
Oberſekretäre (bisher Verwaltungsoberinſpektoren als Zentralbürovorſteher, Verwaltungsinſpek⸗ 


toren und Verwaltungsoberſekretäre) beim Inſtitut für Infektionskrankheiten „Robert Koch“ 
in Berlin, bei der Staatlichen Nahrungsmittelunterſuchungsanſtalt in Berlin, bei der Landes⸗ 
anſtalt für Waſſer⸗, Boden- und Lufthygiene in Berlin-Dahlem ſowie bei den Hygieniſchen 
Inſtituten in Landsberg a. W. und Beuthen O. S. 5 ee 

Rentmeifter beim Inſtitut für Infektionskrankheiten „Robert Koch“ in Berlin und bei der 
Landesanſtalt für Waſſer⸗, Boden- und Lufthygiene in Berlin⸗Dahlem)). 55 2 

Verwaltungsbauoberſetretär bei der Landesanſtalt für Waſſer⸗, Boden⸗ und Lufthygiene in Berlin⸗ 
Dahlem. | 

Regierungsoberſekretär (bisher Regierungsinſpektor) als Bürovorſteher beim Verbandspräſidium 
des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk in Eſſene). 

Regierungsoberſekretäre (bisher Regierungsinſpektoren und Regierungsoberſekretäre) ſowie 
Regierungsbauoberſekretäre (bisher Regierungsbauinſpektor und Regierungsbauoberſekretär) 
bei dem Verbandspräſidium des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk in Eſſen. 

) Die am 30. September 1927 im Amte geweſenen Beamten der alten Beſoldungsgruppe A 8 erhalten den Wohnungs⸗ 
geldzuſchuß IV. e ; Be a 2 Banane } 
2) Außerdem eine ruhegehaltsfähige Zulage von 700 . jährlich. 
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) Außerdem eine ruhegehaltsfähige Zulage von 500 f jährlich. 

) Außerdem eine ruhegehaltsfähige Zulage von 300 jährlich. 

) Die am 30. September 1927 im Amte geweſenen Beamten mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe A 9, denen 
nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes keine Zulage gewahrt wird, erhalten für ihre Perſon eine ruhegehaltsfähige Zulage von 
300 RA jährlich. ; 

) Die am 30. September 1927 im Amte geweſenen Beamten mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe A 10 
erhalten für ihre Perſon die Bezüge der Beſoldungsgruppe A 3 b. 

) Die am 30. September 1927 im Amte geweſenen Inhaber von Stellen für Verwaltungsoberſekretäre, für den Ver 
waltungsinſpektor und den Verwaltungsoberinſpektor bei der Hauptverwaltung der ſtaatlichen Schlöſſer und Gärten, die für ihre 
Perſon die Bezüge der alten Beſoldungsgruppen A 10/11 erhielten und die Amtsbezeichnung Amtsrat führten, erhalten für ihre 
Perſon die Bezüge der Beſoldungsgruppe A 2 und die Amtsbezeichnung Amtsrat. 

) Soweit nicht vorſtehend beſondere Beſtimmungen getroffen ſind, können den Beamten bei den einzelnen Verwaltungen 
nach Maßgabe des fachlichen Bedürfniſſes im Nahmen des Staatshaushaltsplans ruhegehaltsfähige Zulagen von 700, 500 und 
300 Se jährlich gewährt werden. 


Beſoldungsgruppe 4c. 
2 800 — 3.000 — 3 200 — 3 400 — 3 600 — 3 800 — 4 000 — 4150 — 4 300 — 4450 — 
4 600 RM jährlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: Win der erſten bis dritten Dienftaltersftufet), 
IV von der vierten Dienſtaltersſtufe an. 

Überleitung: Beamte mit den Bezügen der alten Be⸗ 
ſoldungsgruppe A 6 erhalten ihr bisheriges Be⸗ 
ſoldungsdienſtalter, im günſtigſten Falle ein 
ſolches von 6 Jahren; 

Beamte mit den Bezügen der alten Beſoldungs⸗ 
gruppe A7 erhalten ihr bisheriges Beſoldungs⸗ 
dienſtalter, im günſtigſten Falle ein ſolches von 
16 Jahren; 

Beamte mit den Bezügen der alten Beſoldungs⸗ 
gruppe AS erhalten ihr um 4 Jahre verbeſſerkes 
Beſoldungsdienſtalter. 

Domänenverwaltung: 
Weinbau: oder Kellereiinſpektoren. 


Forſtverwaltung: 
Forſtoberſekretäre bei den Forſteinrichtungsanſtalten. 
Verwaltungsſekretäre bei den Forſtlichen Hochſchulen. 
Geſtütverwaltung: 
Geſtütoberſekretär 
(der am 30. September 1927 im Amte geweſene Inhaber der Stelle erhält für ſeine Perſon 
die Bezüge der Beſoldungsgruppe A Ab). s 
Betriebsleiter, 
Berg-, Hütten⸗ und Salinenverwaltung: 
Miniſterialregiſtrator. 
Porzellanmanufaktur: 
Buchhalter. 
Magazinverwalter. 
Landtag: 
Landtagsregiſtratoren. 


Staatsminiſterium: 
Miniſterialregiſtratoren. 


Finanzminiſterium: 
Miniſterialregiſtratoren. 
Oberregiſtratoren im Miniſterium. N SE 
Kaſſenoberſekretäre (bisher Kaſſenoberinſpektor und Kaſſeninſpektoren) im Miniſterium. 
Gartenoberinſpektor bei der Verwaltung des Tiergartens. 

Handels⸗ und Gewerbeverwaltung: 
Miniſterialregiſtratoren. g 
Gewerbeoberkontrolleure und Gewerbeoberkontrolleurinnen. 1 d 5 
Verwaltungs⸗ und Rechnungsführer (bisher Sekretäre und Rechnungsführer) bei den gewerblichen 

Fachſchulen. 
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Juſtizverwaltung: 
Miniſterialregiſtratoren. 
Juſtizinſpektoren im Miniſterium. 
Dolmetſcheroberſekretäre (bisher in den alten Beſoldungsgruppen A 7 und 4 8). 
Miniſterium des Innern: 
Miniſterialregiſtratoren. 
Regiſtratoren beim Oberverwaltungsgericht. 
(erhalten die Dienſtaltersſtufen 2400 — 2 700 — 3 100 — 3 400 


Polizeioberleutnants⸗) — 3800 — 4200 % jährlich. Wohnungsgeldzuſchuß: für 
Polizeileutnants Polizeioberleutnants und Landjägeroberleutnants IV, für Polizei⸗ 


Landjägeroberleutnants) leutnants V in der erſten bis dritten Dienſtaltersſtufe und IV von 
der vierten Dienſtaltersſtufe an). 2 


Landwirtſchaftliche Verwaltung: 
Miniſterialregiſtratoren. 
Garteninſpektor (bisher Obergärtner) bei der Landwirtſchaftlichen Hochſchule in Bonn⸗Poppelsdorf. 
Maſchinenbetriebsinſpektoren. a 
Schleppbetriebsinſpektoren. 


Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung: 

Miniſterialregiſtratoren. 

Garteninſpektoren bei den Aniverſitäten. 

Techniſcher Inſpektor (bisher Oberpräparator) am Zoologiſchen Muſeum in Berlin. 

Garteninſpeltoren bei der Verwaltung der Staatlichen Schlöſſer und Gärten 

Schloßoberinſpektoren 7 de T EN 

Rechnungsführer (bisher Rendant) bei den Erziehungs⸗ und Bildungsanſtalten in Droyßig. 

ee und Sekretär (bisher Rendant und Sekretäy bei der Hochſchule für Leibesübungen 
in Spandau. 

Rechnungsführer und Sekretär (bisher Rendant und Sekretär) bei der Blindenanſtalt in Berlin⸗ 
Steglitz. 


Miniſterium für Volkswohlfahrt: 
Miniſterialregiſtratoren. 
Verwaltungsoberſekretär im Miniſterium. 


Oberrechnungskammer: 
Kaſſenoberſekretär (bisher Kaſſenoberinſpektor). 


a ) Die am 30. September 1927 im Amte geweſenen Beamten der alten Beſoldungsgruppe A 8 erhalten den Wohnungs⸗ 
geldzuſchuß IV. 

) Die am 30. September 1927 im Amte geweſenen Beamten mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe AI erw 
halten für ihre Perſon die Bezüge der Beſoldungsgruppe A 4b und außerdem eine ruhegehaltsfähige Zulage von 300 7,% 
jährlich. 
8 ) Die am 30. September 1927 im Amte geweſenen Miniſterialregiſtratoren, Landtagsregiſtratoren, Oberregiſtratoren, 
Kaſſenoberfekretäre , Regiſtratoren beim Oberverwaltungsgericht, Verwaltungsoberſekretär beim Miniſterium für Volkswohlfahrt 
und Schleppbetriebsinſpektoren erhalten für ihre Perſon die Bezüge der Beſoldungsgruppe A 4 b. 

) Den am 30. September 1927 vorhandenen Polizeioberleutnants und Landſägeroberleutnants wird eine ruhegehalts⸗ 
fähige Zulage in der Höhe gewährt, daß das neue Grundgehalt das am 30. September 1927 bezogene Grundgehalt einſchließlich 
des Zuſchlages und der Frauenbeihilfe um 600 überſteigt. ; . 


Beſoldungsgruppe 4d. 


2 800 — 3.050 — 3300 — 3550 — 3 800 — 4.000 — 4 200 AM jährlich. 
(künftig wegfallend). 


Wohnungsgeldzuſchuß: Win der erſten bis dritten Dienſtaltersſtufe, 
IV von der vierten Dienſtaltersſtufe an. 


Überleitung: Beamte mit den Bezügen der alten Be⸗ 
ſoldungsgruppe A 7 erhalten ihr bisheriges Be⸗ 
ſoldungsdienſtalter. 


Beamte, die auf Grund der Fußnote 1 zur Beſoldungsgruppe A 6 des Beamten ⸗Dienſteinkom⸗ 
mensgeſetzes vom 17. Dezember 1920 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 13. Mai 1924 (Geſetz⸗ 
ſamml. 1924 S. 487) die Bezüge der Beſoldungsgruppe 4 7 des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes 
vom 17. Dezember 1920 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 13. Mai 1924 erhalten haben, ſowie 
Beamte, die die Sonderprüfung noch ablegen. 
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Veſoldungsgruppe 4e. 


2400 — 2 600 — 2 800 — 3000 — 3200 — 3 400 — 3 600 — 3 800 — 4 000 — 
4 200 RA jährlich. 


Wobnungsgeldzuſchuß: Win der erſten bis fünften Dienſtaltersſtufe !), 
IV von der ſechſten Dienſtaltersſtufe an. 


Überleitung: Beamte mit den Bezügen der alten Be 
ſoldungsgruppe A 6 erhalten ihr bisheriges Be⸗ 
ſoldungsdienſtalter, im günſtigſten Falle ein 
ſolches von 12 Jahren; 

Beamte mit den Bezügen der alten Beſoldungs. 
gruppe A7 erhalten ihr um 4 Jahre verbeſſertes 
Beſoldungsdienſtalter; 
Beamte mit den Bezügen der alten Befoldungs- 
gruppe A8 erhalten ihr um 8 Jahre verbeſſertes 
Beſoldungsdienſtalter. 
Jorſtverwaltung: 
Revierförſtere). 
Förſter. 
Forſtſekretäre. 3 
Gartenverwalter bei den Forſtlichen Hochſchulen. 
Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung: 
Revierförſters). 
Förſter. 
8 ) Die am 30. September 1927 im Amte geweſenen Beamten der alten Beſoldungsgruppe A8 erhalten ben Wohnungs- 
geldzuſchuß IV. 
) Außerdem eine ruhegehaltsfähige Zulage von 500 «Ru jährlich. 


Beſoldungsgruppe 5. 


2300 — 2550 — 2800 — 3000 — 3 200 — 3 400 — 3 600 — 3 800 — 4.000 — 
4 200 RAM jährlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: V in der erſten bis fünften Dienſtaltersſtufe, 
IV von der ſechſten Dienſtaltersſtufe an. 

Überleitung: Beamte mit den Bezügen der alten Be- 
ſoldungsgruppe A 6 erhalten ihr bisheriges Be— 
ſoldungsdienſtalter, im günſtigſten Falle ein 
ſolches von 12 Jahren; 

Beamte mit den Bezügen der alten Beſoldungs⸗ 
gruppe AT erhalten ihr um 4 Jahre verbeſſertes 
Beſoldungsdienſtalter. 
Domänenverwaltung: 

Domänenbauſekretäre). 

Moorvögte‘). 

Verwalter der Dimmernwieſen. 

Maſchinenbetriebsleiter (bisher Erſter Maſchinenmeiſter). 


Geſtütverwaltung: 
Geſtütbauſekretäre )). 

Berg, Hütten⸗ und Salinenverwaltung: 
Bergvermeſſungsſekretäre !). 


Landtag: 
Bibliotheksoberſekretär 
Büroſekretäre (die am 30. September 1927 im Amte geweſenen Stelleninhaber 


Verwaltungsoberſekretäre ferhalten für ihre Perſon die Bezüge der Beſoldungsgruppe A 4b). 
Maſchinenbetriebsleiter 

Staatsrat: 
Kanzleiſekretäre). 

Stgatsminiſterium: f 
Miniſterialkanzleiſekretäre (bisher zum Teil Miniſterialkanzleioberſekretäre)e). 
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Finanzminiſterium: 
Miniſterialkanzleiſekretäre (bisher zum Teil Minifterialfanzleioberfefretäre)?). 
Kaſſenſekretäre bei den Kreiskaſſen als ſtändige Vertreter der Oberrentmeiſter. 
Regierungsbauſekretäre!). 
Handels⸗ und Gewerbeverwaltung: 
Miniſterialkanzleiſekretäre (bisher zum Teil Miniſterialkanzleioberſekretäre) ). 
Hafenmeiſter. 
Eichmeifter‘). 
Beſchußmeiſter!). 
Fachlehrer bei den Wanderkurſen für Heizer und Maſchiniſten, bei den Fachſchulen für Metall 
induſtrie ſowie den Keramiſchen Fachſchulen. 
Erſte Maſchinenmeiſter bei den Maſchinenbauſchulen. 
Scheibenmodelleur bei der Keramiſchen Fachſchule in Bunzlau 


Juſtizverwaltung: 
Miniſterialkanzleiſekretäre (bisher zum Teil Miniſterialkanzleioberſekretäre) e). 
Ingenieur beim Unterſuchungsgefängnis Berlin-Moabit. 
Obergerichtsvollzieher. 

Miniſterium des Innern: 
Miniſterialkanzleiſekretäre (bisher zum Teil Minifterialfanzleioberfefretäre)?). 
Kanzleiſekretäre (bisher zum Teil Kanzleioberſekretäre) beim Oberverwaltungsgericht?). 
Techniſche Polizeiſekretäre. 
Polizeiobermeiſter. 
Kriminalbezirksſekretäre. 
Oberlandjägermeiſter. 


Landwirtſchaftliche Verwaltung: 
Miniſterialkanzleiſekretäre (bisher zum Teil Minifterialkanzleioberfefretäre)). 
Regierungsbauſekretäre!). 5 
Kulturbauſekretäre !). 
Moorvögte). 
Deichvögtet). 
Maſchinenbetriebsleiter. 
Seekapitäne, ſoweit nicht in Beſoldungsgruppe A 4 b. 
Dünenmeiſter. 
Waſſerbauſekretäre). 
Bauhofsvorſteher)). 
Sen der Reſtverwaltung der Bauverwaltung des früheren Miniſteriums der öffentlichen 
Arbeiten). 
Schiffbrückenmeiſter. 


Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung: 
Miniſterialkanzleiſekretäre (bisher zum Teil Miniſterialkanzleioberſekretäre)e). 5 
Maſchinenbetriebsleiter beim Botaniſchen Garten in Berlin-Dahlem, bei den Aniverſitäten in 
Halle und in Münſter ſowie bei der Techniſchen Hochſchule in Berlin. 

Oberpräparatoren, ſoweit nicht in Beſoldungsgruppe A 8. 

ne beim Botanischen Garten in Berlin-Dahlem. 

Reſtauratoren 5 ; 
(ein am 30. September 1927 im Amte geweſener Beamter erhält Br 125 1 0 der 
für ſeine Perſon die Bezüge der Beſoldungsgruppe A 4 b) Ne 1105 11 ’ 10 8 

Techniſche Inſpektoren a "8 15 3 

Regierungsbauſekretär!) 2 

Theaterobermeiſter f i 

Beleuchtungsmeiſter (bisher zum Teil Beleuchtungsinſpektoren) bei den Staatlichen Theatern. 

Oberwerkmeiſter 

Inſpektoren bei den Staatlichen Bildungsanſtalten. 


Miniſterium für Volkswohlfahrt: f a 
Miniſterialkanzleiſekretäre (bisher zum Teil Miniſtexialkanzleioberſekretäre)s). 


Oberrechnungskammer: 

Kanzleiſekretäre (bisher zum Teil Kanzleioberſekretäre). 

) In dieſe Beſoldungsgruppe find nur Domänenbauſekretäre, Moorpögte, Geſtütbauſekretäre uſw. einzuweiſen, die eine 
abgeſchloſſene Fachſchulbildung einer ſtaatlichen oder ſtaatlich anerkannten Fachſchule beſitzen. Domänenbauſekretäre, Moorvögte, 
Geſtütbauſekretäre uſw., die eine ſolche Fachſchulbildung nicht beſitzen, find in die Beſoldungsgruppe A 6 einzureihen. 

2) Außerdem für je einen mit der Wahrnehmung der Kanzleiinſpektorgeſchäfte beauftragten Miniſterialkanzleiſekretär 
(Kanzleiſekcetär beim Staatsrat, Kanzleiſekretär beim Oberverwaltungsgericht) eine ruhegehaltsfähige Zulage von 300 «24 jährlich. 


1 
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Beſoldungsgruppe 6. 


2000 — 2200 — 2350 — 2500 — 2650 — 2800 — 2950 — 3100 — 3200 — 3300 — 
3400 — 3500 RA jährlich. : 


Wohnungsgeldzuſchuß: V. 


Überleitung: Beamte mit den Bezügen der alten Ber 
ſoldungsgruppe A 5 erhalten ihr bisheriges Beſol⸗ 
dungsdienſtalter; 

Beamte mit den Bezügen der alten Beſoldungs⸗ 
gruppe A 6 erhalten ihr um 4 Jahre verbeſſertes Be⸗ 
ſoldungsdienſtalter. 

Domänenverwaltung: 
Domänenbauſekretäre. 
Grabenſteiger. 
Moorvögte. 


Geſtütverwaltung: 
Geſtütſekretäre. 
Geſtütbauſekretäre. 
Geſtütaufſeher. 


Lotterieverwaltung: 
Lotterieſekretäre. 
Kanzleiſekretäre und Kanzleiaſſiſtenten alter Arte). 


Berg-, Hütten⸗ und Salinenverwaltung: 
Bergſekretäre. 
Bergvermeſſungsſekretäre. 
Kanzleiſekretäre und Kanzleiaſſiſtenten alter Arte). 


Reichs⸗ und Staatsanzeiger: 
Büroſekretäre. 


Landtag: 
Oberwerkmeiſter. 
Verwaltungsſekretäre. 


Staatsminiſterium: 
Miniſterialbüroaſſiſtentin. 
Archivſekretäre (1 bisher Archivexpedient beim Hausarchiv). 


Finanzminiſterium: 
Miniſterialbüroaſſiſtentinnen. 
Regierungsſekretäre. 
Kataſterſekretäre. 
Kaſſenſekretäre bei den Kreiskaſſen, ſoweit nicht in Beſoldungsgruppe A 5. 
Regierungsbauſekretäre. 
Oberbauwart. 
Obermonteur als Betriebsleiter. 
Kanzleiſekretäre und Kanzleiaſſiſtenten alter Arte). 


Handels⸗ und Gewerbeverwaltung: 
Miniſterialbüroaſſiſtentin. 
Eichungsſekretäre. 
Beſchußaſſiſtent. N | 
Schiffahrtsmeiſter. 
Sekretär bei der Abteilung für das Fach- und Berufsſchulweſen beim Provinzialſchulkollegium 
in Berlin. a 


Juſtizverwaltung: 
Miniſterialbüroaſſiſtentin. 
Juſtizſekretäre (bisher zum Teil Juſtizbüroaſſiſtenten). 
Strafanſtaltsſekretäre. 
Strafanſtaltsſekretärinnen. 
Kanzleiſekretäre und Kanzleiaſſiſtenten alter Art). 
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Miniſterium des Innern: 
Miniſterialbüroaſſiſtentinnen. 
Verwaltungsſekretäre beim Statiſtiſchen Landesamt. 
Kreisſekretäre. 
Polizeiſekretäre. 
Polizeimeiſter. 
Kriminalſekretäre. 
Landjägermeiſter. 
Landjägerſekretäre. 
Kanzleiſetretär alter Art beim Statiſtiſchen Landesamtes). 
Polizeikanzleiſekretäre und Polizeikanzleiaſſiſtenten alter Arte). 
Landwirtſchaftliche Verwaltung: 
Miniſterialbüroaſſiſtentinnen. 
Landeskulturſekretäre. 
Vermeſſungsſekretäre. 
Regierungsbauſekretäre. 
Waſſerbauſekretäre. 
Kulturbauſekretäre. 
Waſſerſtraßenſekretäre. 
Verwaltungsſekretäre bei den Landwirtſchaftlichen und Tierärztlichen Hochſchulen ſowie bei den 
Landwirtſchaftlichen Verſuchs- und Forſchungsanſtalten. 
Obermaterialienverwalter bei der Lehr- und Forſchungsanſtalt für Wein, Obſt⸗ und Gartenbau in 
Geiſenheim. 
Erſte Fiſchmeiſter. 
Moorvögte. 
Deichvögte. 
Schleuſenvorſteher. 
Abgabenreviſoren. 
Bauhofsvorſteher. 
Schiffskapitäne. 
Erſte Maſchinenmeiſter. 
Schleppbetriebsleiter. 
Lotſen, ſoweit nicht als bisherige Seelotſen oder Binnenlotſen, jetzt als Oberlotſen, in Beſoldungs⸗ 
gruppe A 4 b. 
Werkmeiſter bei der Reſtverwaltung der Bauverwaltung des früheren Miniſteriums der öffentlichen 
Arbeiten. 
Strommeiſter (bisher zum Teil Hafenbauaſſiſtenten). 
Kanzleiſekretäre und Kanzleiaſſiſtenten alter Arte). 
m für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung: 
Miniſterialbüroaſſiſtentinnen. 
Verwaltungsſekretäre im Bereiche der Verwaltung des Miniſteriums. 
Sl bei den Univerſitätsbibliotheken und bei der Preußiſchen Staatsbibliothek 
in Berlin 
Regierungsbauſekretär bei den Staatlichen Muſeen in Berlin. 
Kaſſenſekretär bei der Hauptverwaltung der Staatlichen Schlöſſer und Gärten, a 
(der am 30. September 1927 im Amte geweſene Inhaber der Stelle mit den Bezügen der 
alten Beſoldungsgruppe A 9 erhält für ſeine Perſon die Bezüge der Beſoldungsgruppe A 4 b 
und außerdem eine ruhegehaltsfähige Zulage von 300 RA jährlich und die Amtsbezeichnung 
Drerbuchhalter). 
Schloßinſpektoren. 
Theaterſekretäre (bisher zum Teil Büroaſſiſtenten). 
Theaterkaſſenſekretäre (bisher Theaterkaſſenſekretär und Kaſſenaſſiſtenth. 
Meet 
Maſchinerieſekretär bei den Staatlichen Theatern. 
Techniſcher Inſpektor 
Kaſſenſekretär bei der Akademie der Künſte in Berlin. 
Kunſtformer und Gießer bei der Kunſtakademie in Düſſeldorf. 
Sekretär beim Friedrich-Wilhelm-Gymnaſium in Trier. 
Sekretäre bei den Staatlichen Bildungsanſtalten. 
Alumnatsſekretäre (bisher zum Teil Alumnatsaſſiſtenten) bei den Staatlichen . 
Kanzleiſekretäre und Kanzleiaſſiſtenten alter Arte). 
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Miniſterium für Volkswohlfahrt: 

Miniſterialbüroaſſiſtentin. 

Verwaltungsſekretäre beim Inſtitut für Infektionskrankheiten „Nobert Koch“ in Berlin, bei der 
Staatlichen Nahrungsmittelunterſuchungsanſtalt in Berlin und bei der Landesanſtalt für 
Waſſer⸗ Boden- und Lufthygiene in Berlin⸗Dahlem. 

Regierungsſekretär beim Verbandspräſidium des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk in Eſſen. 

Kanzleiſekretäre und Kanzleiaſſiſtenten alter Arte). 


) Die am 30. September 1927 im Amte geweſenen Beamten mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe A 7 er- 
halten für ihre Perſon die Bezüge der Beſoldungsgruppe A 5. 

) Als Kanzleiſekretäre und Kanzleiaſſiſtenten alter Art im Sinne dieſer Beſoldungsordnung gelten die am 31. März 1920 
im Amte geweſenen Inhaber von Stellen für Kanzleibeamte bei den Provinzial⸗ und Lokalbehörden — Klaſſe Ila und 12a 
der Beſoldungsordnung zu dem Beſoldungsgeſetz vom 26. Mai 1909 (Gejekjamml. S. 85) —, die am 31. März 1920 als 
nichtplanmäßige Beamte (Diätare) vorhanden geweſenen Anwärter auf dieſe Stellen und die am 31. März 1920 vorhanden 
geweſenen Juſtizkanzleigehilfen — zu vgl. Anm. 1 zur alten Beſoldungsgruppe A 4 — ſowie die am 30. September 1927 
vorhanden geweſenen Inhaber von planmäßigen Stellen für Kanzleiinſpektoren. Die am 30. September 1927 vorhanden 
geweſenen Inhaber von planmäßigen Stellen für Kanzleiinſpektoren erhalten für ihre Perſon eine ruhegehaltsfähige Zulage von 
je 300 , jährlich. 

) Die Sekretäre der alten Beſoldungsgruppe A6, die am 31. März 1920 als Aſſiſtenten alter Ordnung planmäßig 
angeſtellt waren, und diejenigen Sekretäre, die auf Grund ergangener Härtebeſtimmungen zur Sonderprüfung zugelaſſen werden 
konnten, ſtatt oder neben dieſer jedoch bis zum 30. September 1927 die Fachprüfung I. Klaſſe ablegten, erhalten bis zur Über 
tragung einer Planſtelle in der Beſoldungsgruppe A 4b die Bezüge der Beſoldungsgruppe A 4. 

Die am 30. September 1927 angenommen geweſenen Anwärter auf Stellen für den einfacheren Büro, und Kaſſen⸗ 
dienſt (Sekretärlaufbahn) erhalten bei ihrer planmäßigen Anſtellung die Bezüge der Beſoldungsgruppe A 6 und ein um 4 Jahre 
verbeſſertes Beſoldungsdienſtalter. ; j 

) Die Sekretäre der alten Beſoldungsgruppe A 6, die bis zum 30. September 1927 die Fachprüfung I. Klaſſe abgelegt 
haben und Dienſtpoſten der Beſoldungsgruppe A 4b innehaben, erhalten bis zur Übertragung einer Planſtelle der Beſoldungs⸗ 
gruppe A 4b die Bezüge der Beſoldungsgruppe A 40. 


Beſoldungsgruppe 7a. 
2400 — 2 550 — 2 700 — 2800 — 2 900 — 3 000 — 3100 — 3 200 AM jährlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: V. 
Überleitung: Beamte mit den Bezügen der alten Be— 
a e erhalten ihr bisheriges Beſol— 
ungsdienſtalter im günſtigſten Falle ein ſolches von 
4 Jahren; 

Beamte mit den Bezügen der alten Beſoldungs⸗ 
gruppe A 6 erhalten ihr bisheriges Beſoldungsdienſt⸗ 
alter. 

Domänenverwaltung: 

Obergartenmeiſter (bisher Gartenmeiſter). 

Erſter Maſchinenmeiſter (bisher Maſchinenmeiſter). 
Münzverwaltung: 

Münzwerkmeiſter. 
Landtag: 

Maſchinenmeiſter. 

Verwaltungsaſſiſtent. 
Staatsminiſterium: 

Verwaltungsaſſiſtenten im Staatsminiſterium. 
Finanzminiſterium: 

Verwaltungsaſſiſtenten im Miniſterium. 

Obergartenmeiſter bei der Verwaltung des Tiergartens in Berlin. 
Handels⸗ und Gewerbeverwaltung: i 

Verwaltungsaſſiſtenten im Miniſterium. 
Juſtizverwaltung: 

Verwaltungsaſſiſtenten im Minifterium. 

Erſter Maſchinenmeiſter. 


Erſte Werkmeiſter 5 

a Maſchinenmeiſter bei den Gefangenanſtalten. 

Miniſterium des Innern: 
Verwaltungsaſſiſtenten im Miniſterium. 
Verwaltungsaſſiſtenten beim Oberverwaltungsgericht. 
Erſter Maſchinenmeiſter beim Polizeipräſidium in Berlin. 
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Landwirtſchaftliche Verwaltung: 
Verwaltungsaſſiſtenten im Miniſterium. a ES 38 
Erſte Werkmeiſter (bisher Werkmeiſter) bei den Landwirtſchaftlichen Hochſchulen. 
Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung: 
Verwaltungsaſſiſtenten im Miniſterium. 
Erſte Maſchinenmeiſter bei den Univerſitäten und beim Chariteékrankenhaus in Berlin. 
5 M 1 N „ 
ee N bei den Techniſchen Hochſchulen. 
Erſter Maſchinenmeiſter bei der Allgemeinen Verwaltung der Obſervatorien bei Potsdam. 
Jiſchereiſachverſtändiger bei der Biologiſchen Anſtalt auf Helgoland. 
Obergartenmeiſter 
Oberſchirrmeiſter (bei der Verwaltung der Staatlichen Schlöffer und Gärten. 
Maſchineninſpektor 
Werkmeiſter bei der Blindenanſtalt in Berlin-Steglitz. 


Miniſterium für Volkswohlfahrt: 
Verwaltungsaſſiſtenten im Miniſterium. 

Oberrechnungskammer: 
Verwaltungsaſſiſtenten. 


) Die am 30. September 1927 im Amte geweſenen Beamten mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe A 7 erhalten 
für ihre Perſon die Bezüge der Beſoldungsgruppe A 5. E 


Beſoldungsgruppe 7b. 
2000 — 2 100 — 2 200 — 2 300 — 2 400 — 2 500 — 2 600 — 2700 — 2 800 — 
2900 — 3 000 RM jährlich. u 
Wohnungsgeldzuſchuß: V. 8 
a Überleitung: Schiffahrtskontrolleure erhalten ihr bis⸗ 
heriges Beſoldungsdienſtalter, im günſtigſten Falle 
N ein ſolches von 14 Jahren. 
Handels⸗ und Gewerbeverwaltung: 
Schiffahrtskontrolleure (bisher Schiffahrtsaſſiſtenten). 
Miniſterium des Innern: 
Polizeihauptwachtmeiſter. 
Kriminalaſſiſtenten. 
Oberlandjäger. 


Beſoldungsgruppe 8. ae 
2 000 — 2.090 — 2 180 — 2270 — 2360 — 2450 — 2540 — 2620 — 
2700 RA jährlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: V. 

Überleitung: Beamte mit den Bezügen der alten Be 
ſoldungsgruppe A 4 erhalten ihr um 4 Jahre ver- 
kürztes Beſoldungsdienſtalter; 

Beamte mit den Bezügen der alten Befoldungs- 
gruppe A 5 erhalten ihr bisheriges Beſoldungsdienſt⸗ 
alter. i 
Domänenverwaltung: i 
Fiſchmeiſter (bisher zum Teil Fiſchmeiſter in Sonderſtellungen). 
Lotterieverwaltung: 
Lotteriebüroaſſiſtenten. 
Berg-, Hütten- und Salinenverwaltung: 
Bergbüroaſſiſtenten. 
Bergvermeſſungsaſſiſtenten. 
Modellmeiſter bei der Bergakademie in Clausthal. 


ee N bei der Geologiſchen Landesanſtalt in Berlin. 


Reichs- und Staatsanzeiger: 


Büroaſſiſtenten. 
Lagerverwalter. 
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Landtag: 


Amtsmeiſter (bisher Amtsgehilfen). 
Bademeiſter (bisher Amtsgehilfe). 


Finanzminiſterium: % 
Regierungsbüroaſſiſtenten. 
Regierungskaſſenaſſiſtenten. 

Kataſteraſſiſtenten. . 
Kaſſenaſſiſtenten bei den Kreiskaſſen. 
Regierungsbauaſſiſtenten. 


Juſtizverwaltung: 
Juſtizbüroaſſiſtenten. 
Gerichtskaſſenvollzieher. 
Strafanſtaltsbüroaſſiſtenten. 
Strafanſtaltsbüroaſſiſtentinnen. 


Miniſterium des Innern: 

B.üroaſſiſtenten beim Statiſtiſchen Landesamt. 
Kreisaſſiſtenten. 
Polizeibüroaſſiſtenten. 
Büroaſſiſtenten bei der Landjägerei. 


Landwirtſchaftliche Verwaltung: 


Landeskulturbüroaſſiſtenten. 
Vermeſſungsaſſiſtenten. 


Oberpräparatoren bei der Landwirtſchaftlichen Hochſchule in Berlin und bei der Tierärztlichen 


Hochſchule in Berlin. 


Weinbergsverwalter (bisher Rebobergärtner) bei den Rebenveredelungsanſtalten und Verſuchs⸗ 


weinbergen. 
Fiſchmeiſter. N 
Erſter Maſchinenmeiſter (bisher Maſchinenmeiſter) bei der Fiſchereiverwaltung. 
Regierungsbauaſſiſtenten. 
Kulturbauaſſiſtenten. 
Dünenoberwarte. 
Waſſerſtraßenaſſiſtenten. 
Schleuſenaſſiſtenten. 
Kapitäne. 


Maſchinenmeiſter bei der Reſtverwaltung der Bauverwaltung des früheren Miniſteriums der 


öffentlichen Arbeiten. 


Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung: 


Verwaltungs, Büro- und Regiſtraturaſſiſtenten im Bereiche der Verwaltung des Miniſteriums. 


Oberpräparatoren bei den Univerſitäten, ſoweit nicht in Beſoldungsgruppe A 5. 


Oberpräparatorin 

Erſter Laboratoriumswerkmeiſter + bei den Aniverſitäten. 
Gartenmeiſter 

Oberpfleger 


Sberpflegerinnen bei den Univerſitätskliniken. 


Oberpräparatoren beim Charitékrankenhaus in Berlin. 

Erſte Laboratoriumswerkmeiſter bei den Techniſchen Hochſchulen. 

Erſte Laboratoriumswerkmeiſter beim Materialprüfungsamt in Berlin-Dahlem. 
Oberpräparator bei der Biologiſchen Anſtalt auf Helgoland 


(der am 30. September 1927 im Amte geweſene Inhaber der Stelle erhält für ſeine Perſon 


die Bezüge der Beſoldungsgruppe A 7a). 
Bibliotheksaſſiſtent bei den Staatlichen Theatern. 


Miniſterium für Volkswohlfahrt: 
Oberpräparatoren beim Inſtitut für Infektionskrankheiten „Robert Koch“ in Berlin 
(außerdem eine ruhegehaltsfähige Zulage von 150 «RM jährlich). 
Geſetzſammlung 1927. (Nr. 13294.) 


2 


Beſoldungsgruppe 9. 
1700 — 1800 — 1900 — 2 000 — 2 100 — 2 200 — 2 300 — 2 400 — 2500 — 
2 600 AM jährlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: V bei Gewährung einer ruhegehaltsfähigen Zulage, 
im übrigen: VI in der erſten bis vierten Dienſtaltersſtufe“), 5 
V von der fünften Dienſtaltersſtufe an. 

Überleitung: Beamte mit den Bezügen der alten Be⸗ 
ſoldungsgruppe A 3 erhalten ihr bisheriges Beſol⸗ 
dungsdienſtalter, im günſtigſten Falle ein ſolches von 
10 Jahren; f 

Beamte mit den Bezügen der alten Beſoldungs⸗ 
gruppe A 4 erhalten ihr bisheriges Beſoldungsdienſt⸗ 
alter, im günſtigſten Falle ein ſolches von 16 Jahren; 

Beamte mit den Bezügen der alten Beſoldungs⸗ 
gruppe A 5 erhalten ihr um 4 Jahre verbeſſertes Be⸗ 
ſoldungsdienſtalter; 

Beamte mit den Bezügen der alten Beſoldungs⸗ 
gruppe A 6 erhalten ihr um 8 Jahre verbeſſertes Be⸗ 
ſoldungsdienſtalter. 


Domänenverwaltung: 
Gartenmeiſter (bisher Parkobergärtner). 
Forſtverwaltung: 
Unterförſter. 
Geſtütverwaltung: > 
Stut-, Sattel- und Futtermeiſter (bisher zum Teil Oberſtut⸗, Oberſattel⸗ und Oberfuttermeiſter). 


Lotterieverwaltung: 
Kanzliſten. 


Münzverwaltung: 
Münzmechaniker. 


Berg, Hütten: und Salinenverwaltung: 
Ranzliften?). 
Reiche» und Staatsanzeiger: 
Kanzliſt. 
Landtag: 
Landtagsobergehilfen (bisher Amtsgehilfen). 
Finanzminiſterium: 
Kanzliſten bei den Oberpräſidien und Regierungen einſchließlich der Preußiſchen Bau- und 
Finanzdirektion in Berlin ſowie bei den Rentenbankene). a 
Bauwarte. - 
Maſchinenmeiſter. 
Materialienverwalter. 
Maschitenmeiſer } bei der Verwaltung des Tiergartens in Berlin. 
Handels- und Gewerbeverwaltung: 
Maſchinenmeiſter bei der Staatlichen Elektrizitätsverwaltung. 


Juſtizverwaltung: 
Kanzliſtens). 
Maſchinenmeiſter. 
Erſte Strafanſtaltshauptwachtmeiſter und Erſte Strafanſtaltshauptwachtmeiſterinnen (bisher 
Strafanſtaltshauptwachtmeiſterinnen) 
(außerdem eine ruhegehaltsfähige Zulage von 600 .R.A jährlich). 
Strafanſtaltshauptwachtmeiſter und Strafanſtaltshauptwachtmeiſterinnen (bisher Strafanſtalts⸗ 
oberwachtmeiſterinnen) 
(außerdem eine ruhegehaltsfähige Zulage von 400 e jährlich). f 
Strafanſtaltsoberwachtmeiſter und Strafanſtaltsoberwachtmeiſterinnen (bisher Strafanſtalts⸗ 
wachtmeiſterinnen). 


Miniſterium des Innern: 


Kanzliſt beim Statiſtiſchen Landesamt). 
Polizeikanzliſtens). ; 
Vollziehungsbeamte (bisher zum Teil Obervollziehungsbeamte) bei den Polizeiverwaltungen. 
Vorſteherin des Polizeigewahrſams 

(außerdem eine ruhegehaltsfähige Zulage von 500 f jährlich). 
Polizeigefängnishauptwachtmeiſterinnen 

(außerdem eine ruhegehaltsfähige Zulage von 400 RM jährlich). 
Polizeigefängnisoberwachtmeiſterinnen (bisher zum Teil Polizeigefängniswachtmeiſterinnen). 


Landwirtſchaftliche Verwaltung: 


Kanzliſten im Bereiche der Verwaltung des Minifteriums®), 
Bibliotheksaſſiſtent bei der Landwirtſchaftlichen Hochſchule in Berlin. 
Maſchinenmeiſter bei den Tierärztlichen Hochſchulen. 
Strompolizeibetriebsaſſiſtenten (bisher zum Teil Polizeioberwachtmeiſter). 
Magazinmeiſter. 

Dünenwarte. 

Grabenmeiſter. 

Fährbetriebsleiter (bisher zum Teil Fährmeiſter). 


Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung: i 
Kanzliſten im Bereiche der Verwaltung des Miniſteriumss). 
Bibliothekswertführer 
Hilfswerkmeiſter 
Hilfsreſtaurator 


bei den Univerſitäten 
Maſchinenmeiſter ) 


Maſchinenmeiſter bei den Techniſchen Hochſchulen, beim Aſtrophyſikaliſchen Obſervatorium bei 


Potsdam und bei den Staatlichen Muſeen in Berlin. 


Maſchinenmeiſter (bisher Obermaſchiniſt) bei der Staatlichen Bildungsanſtalt in Berlin Lichter, 


felde. 


Hilfswerkmeiſter beim Geodätiſchen Inſtitut bei Potsdam, beim Aſtrophyſikaliſchen Obſervatorium 
bei Potsdam, beim Meteorologiſchen Inſtitut in Berlin und beim Aeronautiſchen Obſervatorium 


bei Lindenberg. 


Daher e N bei den Staatlichen Mufeen in Berlin. 


Hilfsreſtaurator beim Landesmuſeum in Kaſſel und bei den Vereinigten Staatsſchulen für freie 
Y 


und angewandte Kunſt in Berlin Charlottenburg. 
Schloßverwalter ü 
Bauleitende Monteure 0 der Verwaltung der Staatlichen Schlöſſer und Gärten. 
Gartenmeiſter : 
Theatermeiſter 1 
Magazinmeiſter 8 
Oberbeleuchter 
Werkmeiſter 
Oberrequifiteure 
Oberfriſeure 
Obergarderobiers 
Obergarderobieren 
Garderobemeiſter 
Garderobemeiſterin 
Hausinſpektor und Hausmeiſter 
(der am 30. September 1927 im Amte geweſene Haus⸗ bei den Staatlichen Theatern. 
inſpektor beim Staatlichen Theater in Kaſſel erhält 
für ſeine Perſon die Bezüge der Beſoldungsgruppe A 60 
Maſchineumeiſter 
Dekorationsmaler 
Requiſitenverwalter 
Materialienverwalter 
Zuſchneider 
Tapezierermeiſter 
Frühſchichtmeiſter 
Rüſtmeiſter 
Schuhmachermeiſter 
Magazinmeiſter bei der Akademiſchen Hochſchule für Muſik in Berlin⸗Charlottenburg. 
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Miniſterium für Volkswohlfahrt: 
Kanzliſten im Bereiche der Verwaltung des Miniſteriums. 


) Die am 30. September 1927 im Amte geweſenen Beamten der alten Beſoldungsgruppe K 5 erhalten den Wohnungs⸗ 
geldzuſchuß V. 
) Die am 30. September 1927 im Amte geweſenen Beamten mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe A 6, denen 
nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes keine Zulage gewährt wird, erhalten für ihre Perſon die Bezüge der Beſoldungsgruppe A 7a. 
) Außerdem, falls die Wahrnehmung der Kanzleivorſtehergeſchäfte nicht durch einen Beamten mit den Bezügen der 
Beſoldungsgruppe AG erfolgt, für die mit der Wahrnehmung der Kanzleivorſtehergeſchäfte beauftragten Kanzliſten eine 
ruhegehaltsfähige Zulage von 300 RA jährlich, und zwar für 
6 Kanzliſten bei den Oberbergämtern, 
1 Kanzliſten bei der Geologiſchen Landesanſtalt in Berlin, 
50 Kanzliſten bei den Oberpräſidien und Regierungen einſchließlich der Preußiſchen Bau- und Finanzdirektion in Berlin, 
397 Kanzliſten bei den Gerichten und Staatsanwaltſchaften, , 
1 Kanzliſten bei dem Strafvollzugsamt in Berlin, 
1 Kanzliſten bei dem Statiſtiſchen Landesamt in Berlin, 
21 Kanzliſten bei den Polizeiverwaltungen, 
9 Kanzliſten bei den Landeskulturämtern, 
1 Kanzliſten bei dem Materialprüfungsamt in Berlin⸗Dahlem, 
1 Kanzliſten bei der Hauptverwaltung der Staatlichen Schlöſſer und Gärten, 
4 Kanzliſten bei den Provinzialſchulkollegien. 


Beſoldungsgruppe 10 a. 
1600 — 1699 — 1780 — 1870 — 1960 — 2.050 — 2140 — 2230 — 2320 
2400 RA jährlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: V bei Gewährung einer ruhegehaltsfähigen Zulage, 
- im übrigen: VI in der erſten bis ſechſten Dienſtaltersſtufe, 
V von der ſiebenten Dienſtaltersſtufe an. 
Überleitung: Beamte mit den Bezügen der alten Be- 

ſoldungsgruppe A 3 erhalten ihr bisheriges Beſol⸗ 5 

dungsdienſtalter, im günſtigſten Falle ein ſolches von 

14 Jahren; 

Beamte mit den Bezügen der alten Beſoldungs⸗ 
gruppe A 4 erhalten ihr um 4 Jahre verbeſſertes Be⸗ 
ſoldungsdienſtalter; 

Beamte mit den Bezügen der alten Beſoldungs⸗ 
gruppe A 5 erhalten ihr um 8 Jahre verbeſſertes Be⸗ 
ſoldungsdienſtalter. 

Domänenverwaltung: 
Erſte Brunnenmeiſter. 
Erſte Bademeiſter (bisher zum Teil Bademeiſter). 
Berg, Hütten⸗ und Salinenverwaltung: 
Amtsmeiſter bei den Oberbergämtern und der Geologiſchen Landesanſtalt in Berlin. 
Obermaſchiniſt') 
Laborant bei der Geologiſchen Landesanſtalt in Berlin. 
Drucker 5 
Reichs⸗ und Staatsanzeiger: 
Amtsmeiſter. 
Landtag: 
Landtagsgehilfen (bisher Amtsgehilfen). 
Maſchiniſten. 
Staatsminiſterium: 


Miniſterialamtsgehilfen (bisher zum Teil Miniſterialamtsmeiſter, Miniſterialhausinſpektor, Ober- 
maſchiniſten und Maſchiniſten im Staatsminiſterium). 5 


er alter } beim Geheimen Staatsarchiv in Berlin-Dahlem. 


Finanzminiſterium. 
Oberzähler im Miniſterium 
(außerdem eine ruhegehaltsfähige Zulage von je 120 ,, jährlich) 
(ein am 30. September 1927 im Amte geweſener Stelleninhaber mit den Bezügen der alten 
Beſoldungsgruppe A 5 erhält für ſeine Perſon die Bezüge der Beſoldungsgruppe A 9). 
Miniſterialamtsgehilfen (bisher zum Teil Miniſterialamtsmeiſter und Miniſterialhausinſpektor). 


ag 


Amtsmeiſter bei den Oberpräſidien und Regierungen einſchl. der Preußiſchen Bau⸗ und Finanz⸗ 
direktion in Berlin. 

Obergärtner 

Maſchiniſt bei der Verwaltung des Tiergartens in Berlin. 

Zimmermann 


Handels- und Gewerbeverwaltung: 


Miniſterialamtsgehilfen (bisher zum Teil Miniſterialamtsmeiſter und Miniſterialhausinſpektor). 
Obermaſchiniſt bei der Staatlichen Elektrizitätsverwaltung ). 


Juſtizverwaltung: 


Miniſterialamtsgehilfen (bisher zum Teil Miniſterialamtsmeiſter und Miniſterialhausinſpektor). 
Obermafchiniften!) und Maſchiniſten. 


Miniſterium des Innern: 
Miniſterialamtsgehilfen (bisher zum Teil Miniſterialamtsmeiſter und Miniſterialhausinſpektor). 
Amtsmeiſter beim Statiſtiſchen Landesamt. a 
Amtsgehilfen (bisher zum Teil Hausinſpektor und Amtsmeiſter) beim Oberverwaltungsgericht. 
Polizeiamtsmeiſter. 
Laboranten beim Polizeipräſidium in Berlin. 
Maſchiniſt. 


Landwirtſchaftliche Verwaltung: 5 
Miniſterialamtsgehilfen (bisher zum Teil Miniſterialamtsmeiſter und Miniſterialhausinſpektor). 
Amtsmeiſter bei dem Oberlandeskulturamt und den Landeskulturämtern. 
Laboranten bei den Landwirtſchaftlichen Hochſchulen und bei den Tierärztlichen Hochſchulen. 
Obergärtner bei der Tierärztlichen Hochſchule in Hannover. 
Gärtner bei der Landwirtſchaftlichen Hochſchule in Bonn⸗Poppelsdorf. 
Obermaſchiniſtend) 
Oberbeſchlagſchmiede f bei den Tierärztlichen Hochſchulen. 
Obertiſchler j 
Schleuſenverwalter. 
Magazinverwalter. a 
Schiffsführer. 8 
Baggerführer. 
Maſchiniſten (bisher zum Teil Obermaſchiniſten) bei der Reſtverwaltung der Bauverwaltung des 
früheren Miniſteriums der öffentlichen Arbeiten“). 


Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung: 3 : 
Miniſterialamtsgehilfen (bisher zum Teil Miniſterialamtsmeiſter und Miniſterialhausinſpektor). 
Amtsmeiſter bei den Univerſitäten, beim Charitekrankenhaus in Berlin, bei der Techniſchen Hoch— 

ſchule in Hannover, bei der Preußiſchen Staatsbibliothek und bei den Provinzialſchulkollegien. 
Laboranten bei den Univerſitäten ſowie beim Charitékrankenhaus in Berlin. 
1 beim Charitékrankenhaus in Berlin. 


Laboranten : 2 
Laboratoriumswerkmeiſter bei den Techniſchen Hochſchulen. 


Laboranten beim Materialprüfungsamt in Berlin-Dahlem. 
Obermechaniker beim Meteorologiſchen Inſtitut in Berlin. N 
Obermaſchiniſten) und Maſchiniſten im Bereiche der Verwaltung des Miniſteriums. 


Moine bei den Staatlichen Theatern. 


Miniſterium für Volkswohlfahrt: 
Miniſterialamtsgehilfen (bisher zum Teil Miniſterialamtsmeiſter und. Miniſterialhausinſpektor). 
Laboranten bei den Medizinalunterſuchungsämtern, beim Inſtitut für Infektionskrankheiten 
„Robert Koch“?), bei der Landesanſtalt für Waſſer⸗, Boden- und Lufthygiene in Berlin⸗Dahlem 
ſowie bei den Hygieniſchen Inſtituten in Landsberg a. W. und in Beuthen O. S. 


Oberrechnungskammer: 
Amtsgehilfen (bisher Hausinſpektor und Amtsgehilfen). 


) Die am 30. September 1927 im Amte geweſenen Inhaber von Stellen für Obermaſchiniſten erhalten für ihre Perſon 
eine ruhegehaltsfähige Zulage von 150 «RA jährlich. 5 
) Außerdem eine ruhegehaltsfähige Zulage von 150 7. jährlich. 
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Veſoldungsgruppe 10 b. ö 
1600 — 1690 — 1780 — 1870 — 1960 — 2050 — 2140 — 2220 — 2 300 RM jährlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: V bei Gewährung einer ruhegehaltsfähigen Zulage, 
im übrigen: VI in der erſten bis ſechſten Dienſtaltersſtufe, 
V von der fiebenten Dienſtaltersſtufe an. 
Überleitung: Beamte mit den Bezügen der alten Be⸗ 
ſoldungsgruppen A 2 und A3 erhalten ihr bisheriges 
Beſoldungsdienſtalter, im günſtigſten Falle ein ſolches 
von 14 Jahren. Bei den Juſtizwachtmeiſtern findet 
= eine Kürzung des Beſoldungsdienſtalters nicht ſtatt; 
5 Beamte mit den Bezügen der alten Befoldungs- 
- gruppe A 4 erhalten ihr um 4 Jahre verbeſſertes Be- 
ſoldungsdienſtalter. 
Forſtverwaltung: 1 
Pedelle bei den Forſtlichen Hochſchulen. 


Geſtütverwaltung: 
Geſtütoberwärter. . 


Lotterieverwaltunn : 
Oberzähler und Zähler 
(außerdem eine ruhegehaltsfähige Zulage von 120 .2M jährlich). 
Münzverwaltung: 
Oberzähler und Zähler 
(außerdem eine ruhegehaltsfähige Zulage von 120 e jährlich). 


Berg⸗, Hütten⸗ und Salinenverwaltung: ö 


Hausinſpektor bei der Bergakademie in Clausthal. 
Hausinſpektor bei der Geologiſchen Landesanſtalt in Berlin. 


Staatsminiſterium: 
Magazinverwalter beim Staatsarchiv in Hannover, Marburg und Breslau. 


Handels⸗ und Gewerbeverwaltung: 
Hausinſpektoren und Hausmeiſter im Bereiche der Verwaltung des Miniſteriums. 


Juſtizverwaltung: x 
Juſtizoberwachtmeiſter und Juſtizwachtmeiſter (bisher zum Teil Juſtizunterwachtmeiſter) 
(außerdem für die mit der Wahrnehmung der Botenmeiſtergeſchäfte beauftragten Juſtizober⸗ 
wachtmeiſter eine ruhegehaltsfähige Zulage von 200 %% jährlich ſowie für je einen als 
Kaſſengehilfen bei den Juſtizhauptkaſſen beſchäftigten Juſtizwachtmeiſter eine kuhegehalts⸗ 

fähige Zulage von 120 %,, jährlich). f : 


Miniſterium des Innern: 
Hausmeiſter bei der Landjägerei. 


Landwirtſchaftliche Verwaltung: \ 
Hausinſpektoren und Hausmeiſter im Bereiche der Verwaltung des Miniſteriums. 
Techniſche Amtsgehilfen bei der Landwirtſchaftlichen Hochſchule in Berlin. 
Laboratoriumsgehilfen bei den Landwirtſchaftlichen Hochſchulen, bei den Landwirtſchaftlichen Ver⸗ 
ſuchs⸗ und Forſchungsanſtalten in Landsberg a. W. ſowie bei den Tierärztlichen Hochſchulen. 
Pedell bei der Tierärztlichen Hochſchule in Berlin. 
Kanalaufſeher. a 


Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung: 
Hausinſpektoren und Hausmeiſter im Bereiche der Verwaltung des Miniſteriums, ſoweit nicht in 
Beſoldungsgruppe A 9. 
Oberpedelle bei den Univerſitäten 
(außerdem eine ruhegehaltsfähige Zulage von 150 . jährlich). 
Techniſche Gehilfen 
Materialienverwalter 
Techniſche Amtsgehilfen | bei den Univerſitäten ſowie beim Charitékrankenhaus in Berlin, 


Laboratoriumsgehilfen 
Pedelle 
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Magazinverwalter 
Techniſche Gehilfen 
Techniſche Amtsgehilfen 
Materialienverwalter 
Laboratoriumsgehilfen 
Pedelle 
Laboratoriumsgehilfen beim Materialprüfungsamt in Berlin-Dahlem. 

Kaſtellane im Bereiche der Verwaltung des Miniſteriums. 

Magazinverwalter bei der Preußiſchen Staatsbibliothek in Berlin, bei den Univerſitätsbibliotheken 
und beim zahnärztlichen Inſtitut der Univerfität Berlin. 

Techniſche Gehilfen beim Meteorologiſchen Inſtitut in Berlin, bei den Staatlichen Muſeen und bei 
der Nationalgalerie in Berlin, beim Landesmuseum in Kaſſel, bei den Vereinigten Staatsſchulen 
für freie und angewandte Kunſt in Berlin Charlottenburg, bei der Akademiſchen Hochſchule für 
Muſik in Berlin⸗Charlottenburg ſowie bei der Hauptſtelle für den naturwiſſenſchaftlichen Unter- 
richt in Berlin. 

Aquarienverwalter bei der Biologiſchen Anſtalt auf Helgoland. 

Pedell bei der Akademie der Künſte in Berlin. 

Muſeumsoberaufſeher. 


bei den Techniſchen Hochſchulen, 


en }ei der Schloßverwaltung in Marienburg. 
Schloßvögte 
Schloßwarte 


Weißzeugaufſeherin bei der Verwaltung der Staatlichen Schlöſſer und Gärten. 
Gartenoberaufſeher 5 
Oberaufſeher der Waſſerkünſte 
Statiſtenführer 
Gruppenleiter 
Theaterwarte 
Beleuchter 
Garderobiers 
Requiſiteure 
Amtsgehilfe und Leitungsprüfer beim Stift Neuzelle. 

Miniſterium für Volkswohlfahrt: 
Laboratoriumsgehilfen bei den Medizinalunterſuchungsämtern ſowie bei der Landesanſtalt für 

Waſſer⸗, Boden- und Lufthygiene in Berlin-Dahlem. 


bei den Staatlichen Theatern. 


Veſoldungsgruppe 10c. 
Miniſterium des Innern: 
Polizeiwachtmeiſter (Sammelbezeichnung). 
f 1. 2 160 — 2340 %. / jährlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: V EEE 
Polizeioberwachtmeiſter. 
2. 1 860 — 1980 RM jährlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: VI 
Polizeiwachtmeiſter mit mehr als 4 Dienſtjahren. 
3. 1 410 — 1500 ./ jährlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: VII 
Polizeiwachtmeiſter mit weniger als 4 Dienſtjahren. 


Beſoldungsgruppe 11. 
1500 — 1590 — 1680 — 1770 — 1860 — 1.950 — 2 040 — 2 120 — 2 200 RAM jährlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: V bei Gewährung einer ruhegehaltsfähigen Zulage, 
im übrigen: VI in der erſten bis ſechſten Dienſtaltersſtufe, 
von der ſiebenten Dienſtaltersſtufe an. 

Überleitung: Beamte mit den Bezügen der alten Be 
ſoldungsgruppe A 2 erhalten ihr bisheriges Befol- 
dungsdienſtalter; 

Beamte mit den Bezügen der alten Beſoldungs— 
gruppe A 3 erhalten ihr um 4 Jahre verbeſſertes Be- 
ſoldungsdienſtalter ; 

Beamte mit den Bezügen der alten Beſoldungs⸗ 
gruppe A 4 erhalten ihr um 8 Jahre verbeſſertes Be⸗ 
ſoldungsdienſtalter. 2735 
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Domänenverwaltung: 
Wieſenmeiſter. 
Parkwärter. 
Domänenrentwarte. 
Buſchaufſeher. 
Rehnenmeiſter. 
Spreewehrwärter. 
Parkaufſeher. 

Forſtverwaltung: 
Amtsgehilfen bei den Forſteinrichtungsanſtalten. 

Geſtütverwaltung: 
Geſtütwärter. 

Lotterieverwaltung: 
Amtsgehilfen. 


Münzverwaltung: 


Amtsgehilfen. 
Pförtner. 


Berg⸗, Hütten⸗ und Salinenverwaltung: 
Amtsgehilfen (bisher Amtsgehilfen und Maſchiniſt) bei den Oberbergämtern und der Geologiſchen 
Landesanſtalt in Berlin. 
Porzellanmanufaktur: 
Kaſſengehilfe 
(außerdem eine ruhegehaltsfähige SungE von 120 %, jährlich). 


Reichs⸗ und Staatsanzeiger: 
Kaſſengehilfe 
(außerdem eine ruhegehaltsfähige Zulage von 120.2. jährlich). 
Amtsgehilfen. 


Staatsminiſterium: 
Amtsgehilfen bei den Staatsarchiven. 


Finanzminiſterium: 
Pförtner im Miniſterium. ! 
Amtsgehilfen und Kaſſengehilfen bei den Oberpräſtdien 18 Regierungen einſchl. der Preußiſchen 
Bau- und Finanzdirektion in Berlin 
(außerdem für je einen Kaſſengehilfen bei den Regierungshauptkaſſen und der Kaſſe der 


Preußiſchen Bau- und Finanzdirektion in Berlin eine ruhegehaltsfähige aa von 120 Al 
jährlich). 

Amtsgehilfe beim Fürſorgeamt für Beamte aus den Grenzgebieten. 

Amtsgehilfen bei den Rentenbanken. 

Gartenaufſeher bei der Verwaltung des Tiergartens in Berlin. 


Handels⸗ und Gewerbeverwaltung: 
Pförtner im Miniſterium. 
Eichwarte 
(der am 30. September 1927 im Amte geweſene Eichoberwart erhält für ſeine Perſon die 
Bezüge der Beſoldungsgruppe A 10b), 
Amtsgehilfe bei der Hafenbetriebsverwaltung. 


Juſtizverwaltung: 
Pförtner im Miniſterium. 


Miniſterium des Innern: 

Pförtner im Miniſterium. 

Amtsgehilfen beim Statiſtiſchen Landesamt. 

Pförtner beim Oberverwaltungsgericht. 

Kreisamtsgehilfen. 

Polzeiamtsgehilfen 
an, für einen Polizeiamtsgehilfen bei der Polizeihauptkaſſe in Berlin eine ruhegehalts— 
fähige Je de von 120 e jährlich). 

Amtsgehflfe bei der Landjägerk l. 


Landwirtſchaftliche Verwaltung: 

Pförtner im Miniſterium. 

Amtsgehilfen bei dem Oberlandeskulturamt und den Landeskulturämtern. f 

Inſtitutsgehilfen bei den Landwirtſchaftlichen Hochſchulen, bei den Landwirtſchaftlichen Verſuchs⸗ 
und Forſchungsanſtalten in Landsberg a. W., bei der Verſuchs- und Forſchungsanſtalt für 
Getreideverarbeitung und Futterveredelung in Berlin, bei der Lehr⸗ und Forſchungsanſtalt 
für Wein-, Obſt⸗ und Gartenbau in. Geiſenheim ſowie bei den Tierärztlichen Hochſchulen. 

Kaſſengehilfe bei der Tierärztlichen Hochſchule in Berlin. 

Schleuſenmeiſter (bisher zum Teil Oberſchleuſenmeiſter). 

Leuchtfeueroberwärter. 

Signaloberwärter. 

Schiffbrückenoberaufſeher. 


Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung: 

Pförtner im Miniſterium. 

Amts und Ant hutapesitfen } bei den Univerſitäten und bei dem Charitékrankenhaus in Berlin. 
(außerdem für die als Kaſſengehilfen bei den Aniverſitätskaſſen beſchäftigten Amtsgehilfen 
eine ruhegehaltsfähige Zulage von je 120 . jährlich). 

Amts und Bibliotheksgehilfen bei den Techniſchen Hochſchulen 
(außerdem für je einen als Kaſſengehilfen bei den Techniſchen Hochſchulen in Berlin und 
Hannover beſchäftigten Amtsgehilfen eine ruhegehaltsfähige Zulage von je 120 ,, jährlich). 

Amtsgehilfe beim Materialprüfungsamt in Berlin-Dahlem. 

Bibiliotheksgehilfen bei der Preußiſchen Staatsbibliothek 
(außerdem für einen als Kaſſengehilfen beſchäftigten Bibliotheksgehilfen eine ruhegehalts— 
fähige Zulage von 120 N jährlich). 

Inſtitutsgehilfen bei der Allgemeinen Verwaltung der Obſervatorien bei Potsdam, bei dem Aſtro— 

phyſikaliſchen Obſervatorium bei Potsdam ſowie bei dem Meteorologiſchen Inſtitut in Berlin. 

Muſeumsaufſeher. 

Muſeumsaufſeherinnen. . 

Amtsgehilſen bei der Hauptverwaltung der Staatlichen Schlöſſer und Gärten und beim Haus 

Bürenſchen Fonds. 

Schloßaufſeher. . 

Statiſten bei den Staatlichen Theatern. 

Fähraufſeher bei der Verwaltung der Staatlichen Schlöſſer und Gärten. 

Akademiegehilfen, Ateliergehilfen, Amtsgehilfen, Bibliotheksgehilfen und Schulgehilfen bei der 

Akademie der Wiſſenſchaften in Berlin und den Zuſchußanſtalten der Kunſtverwaltung. 

Amtsgehilfen bei den Provinzialſchulkollegien. f 

Amtsgehilfen bei den Staatlichen Bildungsanſtalten. 


Miniſterium für Volkswohlfahrt: 
Pförtner im Miniſterium. . i 
Pförtner und Heizer bei der Landesanſtalt für Waffer-, Boden⸗ und Lufthygiene in Berlin-Dahlem. 
Amtsgehilfe beim Verbandspräſidium des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk in Eſſen. 


Beſoldungsgruppe 12. 
1500 — 1580 — 1650 — 1730 — 1800 — 1880 — 1950 — 2030 — 2 100 N. jährlich. 


Wohnungsgeldzuſchuß: VI x 
Überleitung: Beamte mit den Bezügen der alten Be— 
ſoldungsgruppe A 2 erhalten ihr bisheriges Beſol⸗ 
dungsdienſtalter; 

Beamte mit den Bezügen der alten Beſoldungs⸗ 
gruppe A 3 erhalten ihr um 4 Jahre verbeſſertes Be- 
ſoldungsdienſtalter. 

Landwirtſchaftliche Verwaltung: 
Leuchtfeuerwärter. 
Signalwärter. 
Schiffbrückenaufſeher. 
Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung: 
Schloßaufſeherinnen ; 
Gartenaufſeher bei der Verwaltung der Staatlichen Schlöſſer und Gärten. 
Wachtmänner 
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B. Feſte Gehälter. 


Beſoldungsgruppe 1. 
40 000 . jährlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: I. 
Staatsminiſterium: 
Miniſterpräſident. 


Befoldungsgruppe 2. 
36 000 . jährlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: I. 
Finanzminiſterium: 
Miniſter. 
Miniſterium für Handel und Gewerbe: 
Miniſter. 
Juſtizminiſterium: 
Miniſter. 
Miniſterium des Innern: 
Miniſter. 
Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Miniſter. 3 
Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung: 
Miniſter. 
Miniſterium für Volkswohlfahrt: 
Miniſter. 


Befoldungsaruppe 3. 


24 000 RAM jährlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: I. 


Staatsminiſterium: 
Staatsſekretär. 
Finanzminiſterium: 
Staatsſekretär. 
Miniſterium für Handel und Gewerbe: 
Staatsſekretär. 
Juſtizminiſterium: 
Staatsſekretär. 
Miniſterium des Innern: 
Staatsſekretär. 
Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Staatsſekretär. 
Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung: 
Staatsſekretär. 
Miniſterium für Volkswohlfahrt: 
Staatsſekretär. 
Oberrechnungskammer: 
Chefpräſident. 
Beſoldungsgruppe 4. 
22 000 &. & jährlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: I. 
Finanzminiſterium: 
Oberpräſidenten. 
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Juſtizverwaltung: 
Kammergerichtspräſident. 
Miniſterium des Innern: 
Präſident des Oberverwaltungsgerichts. 


Beſoldungsgruppe 5. 
18 000 N. jährlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: I. 
Berg⸗, Hütten⸗ und Salinenverwaltung: 
Oberberghauptmann. 
Staatsminiſterium: 
Miniſterialdirektor. 
Miniſterialdirektoren als ſtellvertretende Bevollmächtigte zum Reichsrat im Hauptamte. 
Finanzminiſterium: 
Miniſterialdirektoren. 
Handels⸗ und Gewerbeverwaltung: 
Miniſterialdirektoren. 
Juſtizverwaltung: 
Miniſterialdirektoxen. 
Präſident des Landesprüfungsamts. 
Oberlandesgerichtspräſidenten. 
Miniſterium des Innern: 
Miniſterialdirektoren. 
Landwirtſchaftliche Verwaltung: 
Miniſterialdirektoren. 
Oberlandforſtmeiſter. 
Oberlandſtallmeiſter. 


Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung: 
Miniſterialdirektoren. 

Miniſterium für Volkswohlfahrt: 
Miniſterialdixektoren. 


Veſoldungsgruppe 6. 
17 000 RA jährlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: II). 
Finanzminiſterium: 
Regierungspräſidenten. 
Präſident des Bezirksausſchuſſes, gleichzeitig der Preußiſchen Bau- und Finanzdirektion in Berlin. 
Juſtizverwaltung: 
Generalſtaatsanwalt beim Kammergericht. 
Miniſterium des Innern: 
Polizeipräſident in Berlin. 
Landwirtſchaftliche Verwaltung: 
Präſident des Oberlandeskulturamts. 
Miniſterium für Volkswohlfahrt: 
Verbandspräſident des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk in Eſſen. 
) Die am 30. September 1927 im Amte geweſenen Beamten der alten Beſoldungsgruppe Einzelgehälter III erhalten 
den Wohnungsgeldzuſchuß I. 
Befoldungsaruppe 7. 
16 000 . jährlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: II. 
Berg⸗, Hütten⸗ und Salinenverwaltung: 


Berghauptleute. f 
Präſident und Profeſſor der Geologiſchen Landesanſtalt in Berlin. 
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Staatsminiſterium: 
Generaldirektor der Staatsarchive, zugleich Erſter Direktor des Geheimen Staatsarchivs. 
Geſandter. 
Finanzminiſterium: 
Miniſterialdirigenten. 
Handels- und Gewerbeverwaltung: 
Miniſterialdirigent. 
Staatskommiſſar bei der Berliner Börſe. 
Juſtizverwaltung: 
Miniſterialdirigent. 
Vizepräſident des Landesprüfungsamts. 
Vizepräſident des Kammergerichts. 
Miniſterium des Innern: 
Miniſterialdirigenten. 
Präſident des Statiſtiſchen Landesamts. 
Senatspräſidenten, darunter 1 Vizepräſident, beim Oberverwaltungsgericht. \ 
Kommandeure der uniformierten Polizei in Sonderſtellen. 
Landwirtſchaftliche Verwaltung: 
Miniſterialdirigenten. 
Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung: 
Miniſterialdirigent. 
Präſident des Materialprüfungsamts in Berlin-Dahlem. 
Generaldirektor der Preußiſchen Staatsbibliothek in Berlin. 
Generaldirektor der Staatlichen Muſeen in Berlin. 
Vizepräſident des Provinzialſchulkollegiums in Berlin. 
Miniſterium für Volkswohlfahrt: 
Miniſterialdirigent. 
Präſident und Profeſſor des Inſtituts für Infektionskrankheiten „Robert Koch“ in Berlin. 
Präſident und Profeſſor der Landesanſtalt für Waſſer-, Boden- und Lufthygiene in Berlin-Dahlem. 
Oberrechnungskammer: a 
Direktoren, darunter 1 Vizepräſident, bei der Oberrechnungskammer. 


Beſoldungsgruppe 8. 
15 000 RM jährlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: II. 
Porzellanmanufaktur: 
Direktor. 2 
Landwirtſchaftliche Verwaltung: 
Präſidenten der Landeskulturämter. 
Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung: 
Direktoren und Profeſſoren der Kaiſer⸗Wilhelm⸗Inſtitute in Berlin-Dahlem, Düſſeldorf und 
Mülheim a. Ruhr. 


Befoldungsaruppe 9. 
14 000 RAM jährlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: II. 
Juſtizverwaltung: 
Präſidenten der großen Landgerichte. 
Präſident des Amtsgerichts Berlin-Mitte. 
Generalſtaatsanwälte bei den Oberlandesgerichten. 
Generalſtaatsanwalt beim Landgericht J in Berlin. 
Präſidenten der Strafvollzugsämter in Berlin, Hamm und Breslau. 
Landwirtſchaftliche Verwaltung: 
Direktor und Profeſſor des Inſtituts für Gärungsgewerbe und Stärkefabrikation in Berlin. 
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Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung: 
Direktor der Nationalgalerie in Berlin. 
Vizepräſident des Provinzialſchulkollegiums in Koblenz. 


Beſoldungsgruppe 10. 
13 000 RH jährlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: II. 
Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung: 
Univerſitätskuratoren. 
Direktor und Profeſſor des Aſtrophyſikaliſchen Obſervatoriums bei Potsdam. 
Direktor und Profeſſor des Aeronautiſchen Obſervatoriums bei Lindenberg 
(der am 30. September 1927 im Amte geweſene Inhaber der Stelle erhält für ſeine Perſon 
die Bezüge der Beſoldungsgruppe B 9). 5 
Zweiter Direktor und Profeſſor bei dem Kaiſer⸗Wilhelm⸗Inſtitut für Biologie in Berlin⸗Dahlem 
(der am 30. September 1927 im Amte geweſene Inhaber der Stelle erhält für ſeine Perſon 
die Bezüge der Beſoldungsgruppe B 9). 


Beſoldungsgruppe 11. 
10 000 ./ jährlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: III. 
Landwirtſchaftliche Verwaltung: 
Inſtitutsdirektoren und Profeſſoren bei den Landwirtſchaftlichen Verſuchs- und Forſchungsanſtalten 
in Landsberg a. W. 
e und Profeſſoren bei der Verſuchs⸗ und Forſchungsanſtalt für Milchwirtſchaft 
in Kiel. 
Inſtitutsdirektoren und Profeſſoren bei der Verſuchs⸗ und Forſchungsanſtalt für Tierzucht in 
Tſchechnitz bei Breslau. 
Inſtitutsdirektoren und Profeſſoren bei der Verſuchs⸗ und Forſchungsanſtalt für Getreideverarbei— 
tung und Futterveredelung in Berlin. 
Direktor und Profeſſor der Forſchungsanſtalt auf der Inſel Riems. 
Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung: 
Direktor und Profeſſor der Biologiſchen Anſtalt auf Helgoland. 
Erſter Sekretär und Profeſſor beim Hiſtoriſchen Inſtikut in Rom. 
Miniſterium für Volkswohlfahrt: 
Direktor und Profeſſor des Hygieniſchen Inſtituts in Landsberg a. W. 
Direktor und Profeſſor des Hygieniſchen Inſtituts in Beuthen O. S. 


Veſoldungsgruppe 12. 
7 000 %. jährlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: IV. 
Domänenverwaltung: 
Kurdirektor in Nenndorf. 


C. Gehälter mit Mindeſtgrundgehaltsſätzen. 
Veſoldungsgruppe 1. 
13 200 . jährlich im Durchſchnitt. 
9 000 — 9900 — 10 800 — 11 600 — 12 400 — 13200 — 14 000, in beſonderen Einzelfällen 
bis zu 15 000 RM jährlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: III in der erſten und zweiten Dienſtaltersſtufe, 
s II von der dritten Dienſtaltersſtufe an. 
Überleitung: Beamte mit den Bezügen der alten Be 
ſoldungsgruppe B 5 erhalten ihr bisheriges Beſol⸗ 
dungsdienſtalter. N 
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Akademiedirektoren als Forſtliche Hochſchullehrer. 
Direktoren a i 
der Vereinigten Staatsſchulen für freie und angewandte Kunſt in Berlin⸗Charlottenburg, 
der Akademiſchen Hochſchule für Muſik in Berlin-Charlottenburg, 
der Akademie für Kirchen⸗ und Schulmuſik in Berlin⸗Charlottenburg, 
der Kunſtakademien in Königsberg, Düſſeldorf und Kaſſel, 
der Staatlichen Kunſtſchule in Berlin, 
der Akademie für Kunſt und Kunſtgewerbe in Breslau. 
Direktoren und Profeſſoren bei den Pädagogiſchen Akademien. 


Beſoldungsgruppe 2. 
11 100 RAM jährlich im Durchſchnitt. 
7500 — 8100 — 8 700 — 9 300 — 9 900 — 10 500 — 11100 — 11 600, 
in beſonderen Einzelfällen bis zu 13 600 . jährlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: III in der erſten bis vierten Dienſtaltersſtufe, 
II von der fünften Dienſtaltersſtufe an. 


Überleitung: Beamte mit den Bezügen der alten Be— 
ſoldungsgruppe B 4 erhalten ihr bisheriges Befol- 
dungsdienſtalter. 

Ordentliche Profeſſoren bei den wiſſenſchaftlichen Hochſchulen. i 
Profeſſoren bei 
den Vereinigten Staatsſchulen für freie und angewandte Kunſt in Berlin- 
Charlottenburg, 
der Akademiſchen Hochſchule für Muſik in Berlin⸗Charlottenburg, 
der Akademie für Kirchen⸗ und Schulmuſik in Berlin⸗Charlottenburg, zwei Dritteln 
den Kunſtakademien in Königsberg, Düſſeldorf und Kaſſel, 
der Akademie für Kunſt und Kunſtgewerbe in Breslau, 
Vorſteher der Akademiſchen Meiſterateliers für die bildenden Künſte und der Akademiſchen Meiſter⸗ 
ſchulen für muſikaliſche Kompoſition in Berlin-Charlottenburg. 
Abteilungsvorſteher bei der Akademiſchen Hochſchule für Muſik in Berlin⸗Charlottenburg. 
Profeſſoren (bisher Dozenten) bei den Pädagogiſchen Akademien zu einem Viertel der geſamten 
Lehrkräfte. 


je zu 


Veſoldungsgruppe 3. 
8 600 ./ jährlich im Durchſchnitt. 


5 700 — 6200 — 6 700 — 7 200 — 7 700 — 8 200 — 8 600 — 9 000 —, 
in beſonderen Einzelfällen bis zu 11 600 ./ jährlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: III)). 
> Überleitung: Beamte mit den Bezügen der alten Be⸗ 
ſoldungsgruppe A 10 erhalten ihr bisheriges Beſol⸗ 
dungsdienſtalter, im günſtigſten Falle ein ſolches von 
6 Jahren 

Beamte mit den Bezügen der alten Beſoldungs⸗ 
gruppe A 11 erhalten ihr um 4 Jahre verbeſſertes 
Beſoldungsdienſtalter, im günſtigſten Falle ein fol- 
ches von 10 Jahren; 

Beamte mit den Bezügen der alten Beſoldungs⸗ 
gruppe B3 erhalten ihr bisheriges Beſoldungsdienſt⸗ 
alter. ner 

Außerordentliche Profeſſoren ſowie Abteilungsvorſteher bei den wiſſenſchaftlichen Hochſchulen 
(darunter bisherige beamtete außerplanmäßige außerordentliche Profeſſoren bei den wiſſenſchaft⸗ 
lichen Hochſchulen — ſämtliche Stellen künftig wegfallend —). 

Profeſſoren bei 


den Vereinigten Staatsſchulen für freie und angewandte Kunſt in Berlin— 
Charlottenburg, 


der Akademiſchen Hochſchule für Muſik in Berlin Charlottenburg, je zu 
der Akademie für Kirchen- und Schulmuſik in Berlin-Charlottenburg, einem Drittel. 
den Kunſtakademien in Königsberg, Düſſeldorf und Kaſſel, 


der Akademie für Kunſt und Kunſtgewerbe in Breslau, 
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Lehrer und Profeſſoren bei der Staatlichen Kunſtſchule in Berlin. 
Profeſſoren (bisher Dozenten) bei den Pädagogiſchen Akademien zur Hälfte der geſamten Lehrkräfte. 


) Denjenigen Beamten, die am 30. September 1927 bereits den Ortszuſchlag (Wohnungsgeldzuſchuß) nach Tarifklaſſe II 
erhalten haben, wird für ihre Perſon der Wohnungsgeldzuſchuß nach Tarifklaſſe II gewährt. 


Beſoldungsgruppe 4a. 
5 800 RAM jährlich im Durchſchnitt. 

3800 — 4100 — 4 400 — 4 700 — 5 000 — 5 300 — 5 600 — 5 800 — 6 000 RAM jährlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: IV?) N 
Überleitung: Beamte mit den Bezügen der alten Be— 
ſoldungsgruppe B 2 erhalten ihr bisheriges Beſol⸗ 
dungsdienſtalter, im günſtigſten Falle ein folches von 

8 Jahren. 

Konzertmeiſter bei den Staatlichen Theatern in Berlin. 


) Denjenigen Beamten, die am 30. September 1927 bereits den Ortszuſchlag (Wohnungsgeldzuſchuß) nach Tarifklaſſe III 
erhalten haben, wird für ihre Perſon der Wohnungsgeldzuſchuß nach Tarifklaſſe III gewährt. 


Beſoldungsgruppe 4b. 
5 300 2A jährlich im Durchſchnitt. 
3400 — 3 700 — 4.000 — 4 300 — 4 600 — 4900 — 5 100 — 5 300 — 5 300 . % jqährlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: Win der erſten bis dritten Dienſtaltersſtufe, 
IV von der vierten Dienſtaltersſtufe an. 

Überleitung: Beamte mit den Bezügen der alten Be- 
ſoldungsgruppe B 1 erhalten ihr bisheriges Befol- 
dungsdienſtalter, im günſtigſten Falle ein folches von 
8 Jahren. 

Konzertmeiſter bei den Staatlichen Theatern in Kaſſel und Wiesbaden. 


Beſoldungsgruppe Sa. 
5 200 RAM jährlich im Durchſchnitt. 
3200 — 3 500 — 3800 — 4 100 — 4 400 — 4 700 — 5 000 — 5 200 — 5 400 AM jährlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: IV). 5 
Überleitung: Beamte mit den Bezügen der alten Be— 
ſoldungsgruppe B 2 erhalten ihr bisheriges Befol- 
dungsdienſtalter, im günſtigſten Falle ein ſolches von 


12 Jahren. 
eee bei den Staatlichen Theatern in Berlin. 


) Denjenigen Beamten, die am 30. September 1927 bereits den Ortszuschlag (VWohnungsgeldzuſchuß) nach Tarifklaſſe III 
erhalten haben, wird für ihre Perſon der Wohungsgeldzuſchuß nach Tarifklaſſe III gewährt. 


> Beſoldungspruppe 5b. 
48009 RAM jährlich im Durchſchnitt. 
2800 — 3100 — 3400 — 3700 — 4000 — 4300 — 4600 — 4 800 — 3 000 AM jährlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: Win der erſten bis dritten Dienſtaltersſtufe, 
IV von der vierten Dienſtaltersſtufe an. 

Überleitung: Beamte mit den Bezügen der alten Be— 
ſoldungsgruppe B 1 erhalten ihr bisheriges Beſol⸗ 
dungsdienſtalter, im günſtigſten Falle ein ſolches von 
10 Jahren. 

Kammermuſiker bei den Staatlichen Theatern in Kaſſel und Wiesbaden. 


Zu Beſoldungsgruppen 4 und 5: Zu den Mindeſtgrundgehaltsſätzen können Konzertmeiſtern ſowie erſten und zweiten 
Stimmen ruhegehaltsfähige und nichtruhegehaltsfähige Zulagen nach Maßgabe des Staatshaushaltsplans gewährt werden. 
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Schlußbemerkungen. 
A. Aufwandentſchädigungen. 


Es erhalten nichtruhegehaltsfähige Aufwandentſchädigungen nach Maßgabe des Staatshaushalts⸗ 
plans der Vertreter Preußens und der Legationsſekretär in München, die Landräte, die Regierungs⸗ 
präsidenten, der Verbandspräſident des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk in Eſſen ſowie der Polizei⸗ 
präſident in Berlin, die Oberlandesgerichtspräfidenten, der Kammergerichtspräſident, der Präſident des 
Oberverwaltungsgerichts, die Oberpräfidenten, die Staatsſekretäre, die Staatsminiſter und der Minifter- 
präſident. Iſt ein Staatsminiſter zugleich der Miniſterpräſident, ſo erhält er neben der Aufwand⸗ 
entſchädigung des Staatsminiſters auch die Aufwandentſchädigung des Miniſterpräſidenten. 


B. Sondervergütungen. 


1. Den in einem Miniſterium beſchäftigten Beamten können nach näherer Beſtimmung des 
Staatsminiſteriums Sondervergütungen (Miniſterialzulagen) aus den dafür im Staatshaushaltsplan 
vorgeſehenen Mitteln gewährt werden. Das Staatsminiſterium beſtimmt, welche anderen Behörden im 
Sinne dieſer Vorſchrift einem Miniſterium gleichzuerachten ſind. 

2. Bei der Verwaltung der Staatsarchive können wiſſenſchaftliche Beamte für beſondere im Auf- 
trage der Archivverwaltung beſorgte wiſſenſchaftliche Veröffentlichungen Vergütungen aus den im 
Staatshaushaltsplan dafür vorgeſehenen Mitteln erhalten. 

3. Den Profeſſoren und ſonſtigen Lehrkräften an den Wiſſenſchaftlichen Hochſchulen und den 
damit zuſammenhängenden Anſtalten und Inſtituten, den Leitern und Lehrkräften an den Vereinigten 
Staatsſchulen für freie und angewandte Kunſt in Berlin⸗Charlottenburg, der Akademiſchen Hochſchule 
für Muſik in Berlin⸗Charlottenburg, der Staatlichen Kunſtſchule in Berlin, der Akademie für Kirchen⸗ 
und Schulmuſik in Berlin⸗Charlottenburg, den Kunſtakademien in Königsberg, Kaſſel und Düſſeldorf, 
der Akademie für Kunſt und Kunſtgewerbe in Breslau, den Vorſtehern der Meiſterateliers für bildende 
Künſte und der Meiſterſchulen für muſikaliſche Kompoſition in Berlin-Charlottenburg können zur Er- 
gänzung des Grundgehalts oder der Grundvergütung aus den für die Heranziehung und Erhaltung 
ausgezeichneter Leiter und Lehrkräfte an den genannten Hochſchulen und Anſtalten im Staatshaushalts⸗ 
1 vorgeſehenen Mitteln beſondere ruhegehaltsfähige oder nichtruhegehaltsfähige Zuſchüſſe gewährt 
werden. 

4. Den Präſidenten, Direktoren und Abteilungsvorſtehern an den Wiſſenſchaftlichen Anſtalten 
des Staates und den Direktoren bei den Staatlichen Muſeen können zur Ergänzung des Grundgehalts 
aus den für die Heranziehung und Erhaltung ausgezeichneter Leiter an dieſen Anftalten im Staatshaus⸗ 
haltsplan vorgeſehenen Mitteln beſondere ruhegehaltsfähige oder nichtruhegehaltsfähige Zuſchüſſe 
gewährt werden. Die Höhe der Zuſchüſſe wird von dem zuſtändigen Miniſter im Einvernehmen mit 
dem Finanzminiſter feſtgeſetzt. 

5. In wiſſenſchaftlichen und Kunſtinſtituten und Laboratorien beſchäftigten Amts- und Inſtituts⸗ 
gehilfen, Laboratoriumsgehilfen, techniſchen Gehilfen, techniſchen Amtsgehilfen, Laboranten (Beſol⸗ 
dungsgruppen A 10 und A 11) können in beſonderen Fällen zur Ergänzung des Grundgehalts aus den 
im Staatshaushaltsplan dafür vorgeſehenen Mitteln beſondere Zuſchüſſe für ihre Perſon und für die 
Dauer der Beſchäftigung in ihren Stellen widerruflich gewährt werden. Die Höhe der Zuſchüſſe wird 
von dem zuſtändigen Miniſter im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter feſtgeſetzt. 

6. Den planmäßigen Beamten bei den Staatlichen Theatern können zu ihren Dienſtbezügen nicht⸗ 
ruhegehaltsfähige Zulagen aus den dafür im Staatshaushaltsplan vorgeſehenen Mitteln gewährt 
werden, ſoweit ſie ſchon vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes bewilligt wurden. Die Höhe der Zulagen 
wird von dem zuſtändigen Miniſter im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter feſtgeſetzt. 

7. Den nichtvollbeſoldeten Medizinalräten und Veterinärräten können zu ihren Dienſtbezügen 
nichtruhegehaltsfähige Zuſchüſſe aus den dafür im Staatshaushaltsplan vorgeſehenen Mitteln gewährt 
werden. Die Höhe der Zuſchüſſe wird von dem zuſtändigen Miniſter im Einvernehmen mit dem Finanz⸗ 
miniſter feſtgeſetzt. Dieſe Zuſchüſſe gelten nicht als Grundgehalt. 

8. Oberregierungs⸗ und ⸗medizinalräte, die Vorſitzende der Gerichtsärztlichen Ausſchüſſe der Pro⸗ 
vinzen find, erhalten eine ruhegehaltsfähige Zulage von 600 %, jährlich. 

9. Den planmäßigen Forſtverwaltern, Revierförſtern, Förſtern, Forſtſekretären und Unterförſtern 
können zum Ausgleich beſonderer wirtſchaftlicher Nachteile einzelner Stellen nichtruhegehaltsfähige 
Stellenzulagen aus den dafür im Staatshaushaltsplan vorgeſehenen Mitteln gezahlt werden. 


C. Nebenbezüge. 


1. Beamten bei der Porzellanmanufaktur und bei der Verwaltung der Staatlichen Schlöſſer und 
Gärten ſowie dem Obermaterialienverwalter bei der Lehr- und Forſchungsanſtalt für Wein-, Obſt⸗ und 
Gartenbau in Geiſenheim können nach näherer Beſtimmung durch den zuſtändigen Miniſter im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Fianzminiſter nichtruhegehaltsfähige Gewinnanteile aus den im Staatshaushalts⸗ 
plan dafür vorgeſehenen Mitteln gewährt werden. S 
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2. Bei den Juſtizverwaltungen erhalten: 

a) die als hauptamtliche Mitglieder des Landesprüfungsamts beſchäftigten Oberlandesgerichts⸗ 
räte einen nichtruhegehaltsfähigen Anteil an den Prüfungsgebühren; 

b) die Amtsgerichtskalkulatoren einen Anteil an den von ihnen aufgebrachten und eingezogenen 
Rechnungsgebühren nach Maßgabe des Staatshaushaltsplans; ruhegehaltsfähig ift ein Be⸗ 
trag von 700 RA jährlich, i 

c) die Obergerichtsvollzieher und die Gerichtskaſſenvollzieher einen Anteil an den eingezogenen 
Gebühren nach Maßgabe der Gerichtsvollzieherordnung und des Staatshaushaltsplans; ruhe⸗ 
gehaltsfähig ift bei den Obergerichtsvollziehern ein Betrag von 500 RM, bei den Gerichts— 
kaſſenvollziehern ein Betrag von 300 RAM jährlich. 

3. Bei der landwirtſchaftlichen Verwaltung verbleiben den nichtvollbeſoldeten Veterinärräten die 
Gebühren aus amtlicher Tätigkeit mit der Maßgabe, daß das hiernach erwachſende Geſamtdienſtein⸗ 
kommen das Dienſteinkommen eines Beamten der Beſoldungsgruppe A 2b vom gleichen Beſoldungs⸗ 
dienſtalter nicht überſteigen darf. Dieſe Gebühren find in Höhe eines von dem zuständigen Minifter im 
Einvernehmen mit dem Finanzminiſter feſtzuſetzenden Betrages ruhegehaltsfähig. 

4. Bei der Verwaltung des Miniſteriums für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung, bei der 
Berg, Hütten und Salinenverwaltung, bei der Landwirtſchaftlichen Verwaltung und bei der Forſt— 
verwaltung erhalten die Profeſſoren und die Abteilungsvorſteher an den Wiſſenſchaftlichen Hochſchulen 
einen Anteil an den für ihre Vorleſungen eingehenden Unterrichtsgebühren. Die Höhe dieſes Anteils 
ſowie die den Profeſſoren und den Abteilungsvorſtehern zu gewährleiſtende Mindeſteinnahme an Unter⸗ 
richtsgebühren, ferner die Höhe der den Rektoren der Wiſſenſchaftlichen Hochſchulen und dem Rektor der 
Akademie in Braunsberg zu gewährende Amtsvergütung wird durch die zuſtändigen Miniſter im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Finanzminiſter feſtgeſetzt. a 

5. Bei der Verwaltung des Miniſteriums für Volkswohlfahrt verbleiben den nichtvollbeſoldeten 
Medizinalräten die Gebühren aus amtlicher Tätigkeit mit der Maßgabe, daß das hiernach erwachſende 
Geſamtdienſteinkommen das Dienſteinkommen eines Beamten der Beſoldungsgruppe A 2b vom gleichen 
Beſoldungsdienſtalter nicht überſteigen darf. Dieſe Gebühren ſind in Höhe eines von dem zuſtändigen 
Miniſter im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter feſtzuſetzenden Betrages ruhegehaltsfähig. 


Anhang 
zur Beſoldungsordnung für die planmäßigen unmittelbaren Staatsbeamten. 


I. Für die endgültig angeſtellten Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volks- 
ſchulen werden folgende Grundgehaltsſätze feſtgeſetzt: 

2800 — 3050 — 3300 — 3550 — 3 800 — 4000 — 4 200 — 4 400 — 4 600 — 4800 — 
5 000 RM jährlich. 

Die endgültig angeſtellten Lehrerinnen (Konrektorinnen), einſchließlich der endgültig angeftellten 
techniſchen Lehrerinnen, erhalten, ſolange nicht allgemein für Lehrer und Lehrerinnen das gleiche Ar— 
beitsmaß feſtgeſetzt iſt, die Grundgehaltsſätze um 10 v. H. gekürzt. 

Daneben erhalten als ruhegehaltsfähige Stellenzulagen: 

a) die erſten Lehrer und Lehrerinnen an Volksſchulen mit zwei planmäßigen Schulſtellen und 
die alleinſtehenden Lehrer nach Ablauf von 5 Jahren ſeit der endgültigen Anſtellung 
jährlich!!! 200 H, 

b) die Hauptlehrer und Hauptlehrerinnen (Leiter und Leiterinnen von Volksſchulen mit min 
deſtens 3 Klaſſen und mindeſtens 3 planmäßigen Schulſtellen, ſoweit fie nicht Rektoren oder 


IREELDEINNEN e,, 8 500 H, 
c) die Lehrer und Lehrerinnen, die an gehobenen Klaſſen (Klaſſen mit erweitertem Lehrziel) 
zur dauernden vollen Beſchäftigung überwieſen find, jährlic 800 S, 


d) die Lehrer und Lehrerinnen, die an beſondere Veranſtaltungen der Volksſchulen für körperlich 
oder geiſtig nicht normal veranlagte Kinder zur dauernden vollen Beſchäftigung überwieſen 
ſind, ai ffn 8 800 Mal, 

e) die Konrektoren und Konrektorinnene) an Volksſchulen mit mindeſtens 7 Klaſſen und die 
zweiten Konrektoren und Konrektorinnen:) an Schulen mit mindeſtens 14 Klaſſen jährlich 


500 Mel, 
f) die Rektoren und Rektorinnen (Leiter und Leiterinnen von Volksſchulen mit 6 oder mehr 
Klaſſen und mindeſtens 5 planmäßigen Schulſtellen) jährlich .... 1200 &, 


8) die Konrektoren und Konrektorinnene) an den beſonderen Veranſtaltungen der Volksſchulen 
für körperlich oder geiſtig nicht normal veranlagte Kinder mit mindeſtens 7 Klaſſen, und die 

Hauptlehrer und Hauptlehrerinnen an ſolchen Veranſtaltungen (Leiter und Leiterinnen von 
Geſetzgammlung 1927. (Nr. 13294.) 80 


„ 
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Schulen mit mindeſtens drei aufſteigenden Klaſſen und drei planmäßigen Schulſtellen, ſoweit 
ſie nicht Rektoren oder Rektorinnen ſind) einſchließlich der unter d genannten Zulage von 
800 e, jahr)), N ERIERRN ..R2. 1000 H, 
h) die Rektoren und Rektorinnen von Volksſchulen, denen gehobene Klaſſen (Klaſſen mit er⸗ 
weitertem Lehrziel) angegliedert ſind, mit insgeſamt mindeſtens 7 Klaſſen und 6 planmäßigen 
Schuülſtellen hne 1400 AM, 
i) die Rektoren und Rektorinnen an den beſonderen Veranſtaltungen der Volksſchulen für körper⸗ 
lich oder geiſtig nicht normal veranlagte Kinder mit 4 oder mehr aufſteigenden Klaſſen ein⸗ 
ſchließlich der unter d genannten Zulage von 800 e jährlich n 1 200 . 

Die näheren Vorſchriften werden durch ein beſonderes Geſetz zur Abänderung des Volksſchullehrer⸗ 
Dienſteinkommensgeſetzes getroffen. 

II. Für die endgültig angeſtellten Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen mittleren 
Schulen werden folgende Grundgehaltsſätze feſtgefetzt:“ 5 
3 600 — 3850 — 4 100 — 4 350 — 4 600 — 4 800 — 5 000 — 5200 — 5 400 — 5 600 — 

5 800 RA jährlich. 

Die endgültig angeſtellten Lehrerinnen (Konrektorinnen) einſchließlich der endgültig angeſtellten 
techniſchen Lehrerinnn erhalten, ſolange nicht allgemein für Lehrer und Lehrerinnen das gleiche Arbeits: 
maß feſtgeſetzt iſt, die Grundgehaltsſätze um 10 v. H. gekürzt. 

Daneben erhalten als ruhegehaltsfähige Stellenzulagen: 

a) die Konrektoren und Konrektorinnen:) an öffentlichen mittleren Schulen mit mindeſtens 


5 Klaſſen und 4 planmäßigen Schulſtellen jährliche eee 800 H, 
b) die Leiter und Leiterinnen) der öffentlichen mittleren Schulen mit mindeſtens 5 Klaſſen und 
langen Schulſtelten fähr liche 1400 AM, 


e) die Leiter und Leiterinnen) kleiner anerkannter Mittelſchulen und voll ausgebauter Rektorats⸗ 

ſchulen und Höherer Mädchenſchulen mit 4 oder weniger Klaſſen und 4 oder weniger plan⸗ 

aß igen Srhiiftellen: ehrlich Bs... 8 600 . 

Die näheren Vorſchriften werden durch ein beſonderes Geſetz zur Abänderung des Mittelſchullehrer⸗ 
Dienſteinkommensgeſetzes getroffen. 


III. Für die Gewerbe- und Handelsoberlehrer (Lehrerinnen) an den Berufsſchulen werden 
folgende Grundgehälter feſtgeſetzt: 
I. Für die hauptamtlich planmäßig angeſtellten Lehrer und Lehrerinnen an den Berufsſchulen 
(Gewerbe- und Handelsoberlehrer [-Iehrerinnen])'): 


3 600 — 3850 — 4100 — 4350 — 4 609 — 4800 — 5 000 — 5 200 — 5400 — 
5 600 — 5 800 RA jährlich. ’ 

Die endgültig angeftellten Lehrerinnen (Stellvertreterinnen von Schulleiterinnen und 
Fachvorſteherinnen) einſchließlich der endgültig angeſtellten techniſchen Lehrerinnen erhalten, 
ſolange nicht allgemeine für Lehrer und Lehrerinnen das gleiche Arbeitsmaß feſtgeſetzt iſt, die 
Grundgehaltsſätze um 10 v. H. gekürzt. 

Die Leiter und Leiterinnen kleiner Berufsſchulen mit weniger als 4 hauptamtlichen 
Lehrperſonen erhalten ruhegehaltsfähige Stellenzulagen von jährlich bis ..... 600 MR. 

2. Für die hauptamtlich planmäßig angeſtellten Schulleiter und Schulleiterinnen von Berufs⸗ 
ſchulen mit mindeſtens 4 hauptamtlichen Lehrperſonen, ſoweit ſie nicht beruflich ausgebaute 
Schulen leiten (Ziffer 3), ſowie für die Leiter und Leiterinnen von Kreisberufsſchulen mit 
weniger als 2000 Schülern, ferner für die Direktorſtellvertreter, Direktorſtellvertreterinnen 
und Sachvorſteher ſowie Fachvorſteherinnen der beruflich ausgebauten Schulen: 

3600 — 4 000 — 4 400 — 4 800 — 5 200 — 5 600 — 6000 — 6 300 — 6 600 — 
6900 — 7200 RA jährlich. 

3. Für die hauptamtlich planmäßig angeftellten Direktoren und Direktorinnen der beruflich aus⸗ 
gebauten Schulen und für die Leiter und Leiterinnen der Kreisberufsſchulen mit 2000 und 
mehr Schülern: 

4400 — 4 900 — 5 400 — 5 800 — 6 200 — 6600 — 7000 — 7400 — 7800 — 
8 100 — 8 400 RAM jährlich. 
Die näheren Vorſchriften werden durch ein beſonderes Geſetz zur Abänderung des Gewerbe- und 
Handelslehrer⸗Dienſteinkommensgeſetzes getroffen. 


) Mit Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde können für Schulſtellen, für deren Inhaber (Inhaberinnen) beſondere An; 
forderungen vorgeſchrieben ſind, ruhegehaltsfähige Zulagen gewährt werden. 

2) Die Konrektoren und Konrektorinnen an Volks- und mittleren Schulen, denen nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes 
keine Stellenzulage gewährt wird, erhalten für ihre Perſon unter Beibehaltung ihrer Amtsbezeichnung eine ruhegehaltsfähige 
Zulage von jährlich 300 % bei den Volksſchulen und 600 Ne bei den mittleren Schulen. 

Die bisherigen Leiter von mittleren Schulen mit 4 Klaſſen und 4 planmäßigen Schulſtellen erhalten — gegebenenfalls 
an Stelle ſonſtiger Stellenzulagen — für ihre Perſon eine ruhegehaltsfähige Zulage von jährlich 800 AM. 


Anlage 2. 
Wohnungsgeldzuſchuß. 
(100 v. H.) 
Jahresbetrag für Tarifklaſſe 
Ortsklaſſe I 11 | III IV V VI | VII 
AN | RM RM RM RAR RM RM 
Sonderflaffe........... 2100 | 1680 | 1320 | 960 720 528 336 
FFV 1800 1440 1140 | 840 612 444 288 
„„ 1500 | 1200 900 660 504 372 2240 
C 1140 900 720 540 396 288 180 
Do u 840 660 540 | 396 288 216 132 
| | 
Anlage 3. 


Dienſtbezüge 
der nichtplanmäßigen unmittelbaren Staatsbeamten. 


Die nichtplanmäßigen Beamten erhalten folgende Grundvergütungen: 


Als unmittelbare Anwärter Im 1. und 2. Im 3. und 4. Vom 5. Anwärter⸗ 
auf Planſtellen Anwärterdienſtjahr Anwärterdienſtjahr dienſtjahr an 
der Beſoldungsgruppe RM FM RM 
Fc 3 600 3 900 4200 
A2 d, A 3 u. A 4a 2. Abtlg. 3000 3200 3400 
A 4a 1. Abtlg., A 4b, Ade, 

A 4d, C4 u. C55 2350 2500 2650 
Ae, A 5 u. A7 a 1950 2080 2220 
e 1650 1770 1880 
AIR dn Kb 1300 1400 1500 
EEE 1250 1330 1400 
Polizeianwärte r 1140 . = 


Anwärterinnen auf Stellen, die in der Beſoldungsordnung mit einem +) bezeichnet ſind, erhalten die 
Grundvergütung um 10 v. H. gekürzt. 


Schlußbemerkungen. 


1. Polizeioberwachtmeiſter, die gemäß § 14 des Polizeibeamtengeſetzes vom 31. Juli 1927 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 151) in andere Dienſtzweige der ſtaatlichen Polizei übernommen werden, erhalten bis zu ihrer 
planmäßigen Anſtellung in dieſen Dienſtzweigen das Dienſteinkommen (Wohnungsgeldzuſchuß und ört⸗ 
lichen Sonderzuſchlag gegebenenfalls nach dem neuen dienſtlichen Wohnſitz), das ſie erhalten hätten, 
wenn fie Polizeioberwachtmeiſter geblieben wären. Sie find jedoch nach Anlage 3 zu beſolden, wenn 
ihnen hiernach höhere Dienſteinkommensbezüge zuſtehen. 

2. Die nichtplanmäßigen Amtsgerichtskalkulatoren erhalten einen Anteil an den von ihnen auf- 
gebrachten und eingezogenen Rechnungsgebühren nach Maßgabe des Staatshaushaltsplans. 

3. Die nichtplanmäßigen Gerichtsvollzieher und Gerichtskaſſenvollzieher erhalten einen Anteil an 
den eingezogenen Gebühren nach Maßgabe der Gerichtsvollzieherordnung und des Staatshaushaltsplans. 

4. Die Dolmetſcheraktuare erhalten eine widerrufliche Dolmetſcherzulage von 300 / jährlich. 


Anlage 4. 
1 
N Dienſtbezüge 
{ or Ä der wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten mit planmäßiger Vergütung und der ihnen 
gleichgeſtellten Hilfskräfte bei den wiſſenſchaftlichen Hochſchulen, 
Anſtalten und Inſtituten. 


Die wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten mit planmäßiger Vergütung an den wiſſenſchaftlichen Hoch- 
ſchulen erhalten die Grundvergütung der Anwärter auf Planſtellen der Beſoldungsgruppe A 2b (ſiehe 
Anlage 3) und vom Beginn des 6. Dienſtjahres an, nach Dienſtaltersſtufen mit zweijähriger Auf⸗ 
rückungsfriſt ſteigend, eine Grundvergütung in Höhe der Grundgehaltsſätze der planmäßigen Beamten 
der Beſoldungsgruppe A 2b mit der Maßgabe, daß die Grundvergütung nach Erreichen der fünften 
Dienſtaltersſtufe des Grundgehalts der Beſoldungsgruppe A 2p nicht weiterſteigt. Darüber hinaus 
kann ein Teil der wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten, der durch einen vom Finanzminiſter im Einvernehmen 
mit den Fachminiſtern aufgeſtellten Stellenplan beſtimmt wird, bis zur achten Dienſtaltersſtufe des 
Grundgehalts der Beſoldungsgruppe A 2b weiterſteigen. Daneben erhalten die wiſſenſchaftlichen 
Aſſiſtenten bis zur dritten Dienſtaltersſtufe des Grundgehalts den Wohnungsgeldzuſchuß IV und von 
der vierten Dienſtaltersſtufe des Grundgehalts an den Wohnungsgeldzuſchuß III. 


Den wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten mit planmäßiger Vergütung bei den wiſſenſchaftlichen Hoch— 
ſchulen werden gleichgeſtellt: 


a) im Bereiche der landwirtſchaftlichen Verwaltung 
die wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten bei den landwirtſchaftlichen Verſuchs- und Forſchungs— 
anſtalten ſowie den Lehr- und Forſchungsanſtalten, i 
die Proſektoren, Apotheker und Oberaſſiſtenten an den Tierärztlichen Hochſchulen in Berlin 
und Hannover, a: Be 
die wiſſenſchaftlichen Affiftenten an der Landesanſtalt für Fiſcherei in Friedrichshagen 


Beis Berlin? sk ae © 117 i 
b) im Bereiche der Verwaltung des Miniſteriums für Wiſſenſchaft, 
Kunſtund Volksbildung 
die Oberärzte an den kliniſchen Anſtalten, : 5 
die Lektoren für Sprachen und Künſte mit planmäßiger Vergütung bei den Univerſitäten, 
die Oberingenieure bei den Techniſchen Hochſchulen, 6 75 
die Apotheker bei den kliniſchen Anſtalten in Breslau und bei dem Charitékrankenhauſe 
in Berlin — 
die wiſſenſchaftlichen Mitglieder und Oberaſſiſtenten bei dem Inſtitut für experimentelle 
Therapie in Frankfurt a. M., Er 
der Oberaſſiſtent an der Biologiſchen Anftalt auf Helgoland; 
c) im Bereiche der Verwaltung des Miniſteriums für Volkswohlfahrt 
die wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten beim Inſtitut für Infektionskrankheiten »Robert Koche 
in Berlin, bei den Hygieniſchen Inſtituten in Beuthen D.-©. und Landsberg a. W. und 
den Medizinalunterſuchungsämtern, 
die wiſſenſchaftlichen Hilfsarbeiter bei der Landesanſtalt für Waſſer-, Boden- und Luft 
hygiene in Berlin-Dahlem. 


Schlußbemerkungen. 


J. Die Oberingenieure bei den Techniſchen Hochſchulen beziehen neben ihrer Grundvergütung einen 
Anteil an den Unterrichtsgeldern des Profeſſors, dem ſie zugewieſen ſind. Die Höhe dieſes Anteils wird 
von dem zuſtändigen Miniſter im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter feſtgeſetzt. 


2. Den gegen planmäßige Vergütung angeſtellten Lektoren für Sprachen und Künſte bei den 
Univerſitäten verbleiben die zu C4 der Schlußbemerkungen zur Beſoldungsordnung genannten Bezüge 
unverkürzt. 
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